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Entwurf eines Verwaltungsreformgesetzes 2001; 
Versendung zur Begutachtung 

An 
die Österreichische Präsidentschaftskanzlei 
die Parlamentsdirektion 
den Rechnungshof 
die Volksanwaltschaft 
den Verfassungsgerichtshof 
den Verwaltungsgerichtshof 
alle Bundesministerien 
das Büro von Frau Vizekanzler Dr. RIESS-PASSER 
das Büro von Herrn Staatssekretär MORAK 
das Büro von Herrn Staatssekretär Dr. FINZ 
das Büro von Herrn Staatssekretär Dr. WANECK 
das Büro von Frau Staatssekretärin ROSSMANN 
alle Sektionen des Bundeskanzleramtes 
aHe Abteilungen des Verfassungsdienstes 

A-1014 Wien, Ballhausplatz 2 
Tel. (01) 531 15/0 

Fax (01) 531 15/2699 od. 2823 
e-mail: v2post@bka.gv.at 
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die Bundes-Gleichbehandlungskommission beim Bundesministerium tür soziale Sicher­
heit und Generationen 

die Geschäftsführung des Bundesseniorenbeirates beim Bundesministerium für soziale 
Sicherheit und Generationen 

den Datenschutzrat 
den Österreichischen Rat für Wissenschaft und Forschung 
den F amiJienpoJitischen Beirat beim Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera­

tionen 
die Koordinationskommission für Informationstechnik (KIT) beim Bundesministerium für 

öffentliche Leistung und Sport 
die Bundestheater-Holding GmbH 
den unabhängigen Bundesasylsenat 
das Präsidium der Finanzprokuratur 
die Österreichische Bundesforste AG 
die Österreichischen Bundesbahnen 
die Post und Telekom Austria AG 
die Bundesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Österreich 
die Österreichische Bundes-Sportorganisation 
alle Ämter der Landesregierungen 
die Verbindungsstelle der Bundesländer 
alle unabhängigen Verwaltungssenate 
den Österreichischen Gemeindebund 
den Österreichischen Städtebund 
d je Wirtschaftskammer Österreich 
die Bundesarbeitskammer 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
den Österreichischen Landarbeiterkammertag 
den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
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alle Rechtsanwaltskammern 
die Österreichische Notariatskammer 
die Österreichische Patentanwaltskammer 
die Österreichische Ärztekammer 
die Österreichische Dentistenkammer 
die Bundeskammer der Tierärzte Österreichs 
die Österreichische Apothekerkammer 
die Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten 
die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Wien 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Graz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Innsbruck 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Salzburg 
das Institut für Rechtswissenschaften der Technischen Universität Wien 
das Institut für Wirtschaft, Politik und Recht der Universität für Bodenkultur Wien 
das Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht der Wirtschaftsuniversität Wien 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz 
das Institut für Rechtswissenschaften der Universität Klagenfurt 
das Österreichische Institut für Rechtspolitik 
die Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
die Österreich ische Juristenkommission 
das Österreichische Normungsinstitut 
das Österreichische Institut für Menschenrechte 
die Österreichische Liga für Menschenrechte 
das Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte 
den Hochkommissär der Vereinten Nationen für die Flüchtlinge 
das Institut für Europarecht der Universität Wien 
das Forschungsinstitut für Europarecht der Universität Graz 
das Zentrum für Europäisches Recht der Universität Innsbruck 
das Forschungsinstitut für Europarecht der Universität Salzburg 
das Forschungsinstitut für Europafragen der Wirtschaftsuniversität Wien 
das Forschungsinstitut für Europarecht der Universität Linz 
den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
die Österreich ische Bischofskonferenz 
den Evangelischen Oberkirchenrat A und HB Wien 
die Vereinigung Österreichischer Industrieller 
den Österreich ischen Gewerkschaftsbund 
die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
den Verhandlungsausschuss der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
die Bundessektion Richter und Staatsanwälte der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
die Vereinigung Österreichischer Richter 
die Vereinigung Österreichischer Staatsanwälte 
den Verein der Mitglieder der Unabhängigen Verwaltungssenate (UVS-Verein) 
die Österreich ische Rektorenkonferenz 
die Bundeskonferenz der Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren 
die Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 
die Österreichische Hochschülerschaft 
den Verband der Professoren Österreichs 
den Verband Österreichischer Zeitungen 
den Österreichischen Bundesjugendring 
den Österreichischen Seniorenrat 
den Hauptverband der Land- und Forstwirtschaftsbetriebe Österreichs 
den Auto-, Motor- und Radfahrerbund Österreichs 
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den Österreichischen Automobil-, Motorrad- und Touringclub 
den Verband der Elektrizitätswerke Österreichs 
den Österreich ischen Wasser- und Abfallwirtschaftsverband 
den Verband österreichischer Entsorgungsbetriebe 
das Institut für Entsorgungs- und Deponietechnik 
den Österreichischen Ingenieur- und Architektenverein 
den Verband österreichischer Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels 
den Österreich ischen Verband der Markenartikelindustrie 
die ARGE Daten 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst übermittelt den Entwurf eines Verwaltungsre­

formgesetzes 2001 und ersucht um allfällige Stellungnahme bis spätestens 

31. August 2001 (ho. einlangend). 

Sollte bis zum oben angegebenen Zeitpunkt keine Stellungnahme einlangen, so wird das 

Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst davon ausgehen, dass gegen den Entwurf keine 

Einwendungen erhoben werden. Die Aussendung dient gleichzeitig als Übermittlung im 

Sinne des Art. 1 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden 

über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskör­

perschaften, BGB!. I Nr. 35/1999, die Stellungnahmefrist im Sinne dieser Vereinbarung 

endet vier Wochen nach Zustellung. 

Weiters wird ersucht, zur Frage einer Anhebung der Betragsgrenzen für die Anwendung 

des abgekürzten Verfahrens nach §§ 47 ff. und 49a VStG Stellung zu nehmen. Im Sinne 

von Vorschlägen der Länder könnten die Betragsgrenzen für die Strafverfügung (§ 47 

Abs. 1 VStG, derzeit 3000 S), für die Computer-Strafverfügung (§ 47 Abs. 2 VStG, derzeit 

2000 S) und für die Anonymverfügung (§ 49a VStG, derzeit 1000 S) jeweils um rund 

2000 S angehoben werden - was etwa Beträge von 360, 300 und 220 Euro ergäbe - um 

die Vorteile dieser Verfahrensarten für Bürger und Verwaltung in größerem Umfang nutz­

bar zu machen. An ein Inkrafttreten vor der Mitte des nächsten Jahres ist nicht gedacht. 

Für die Übermittlung der Stellungnahme wird die e-maif-Übermittlung an die Adresse 

v2post@bka.gv.at bevorzugt. 

Schließlich wird ersucht, 

• 25 Ausfertigungen der Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln, 

• davon dem Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst Mitteilung zu machen und 
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• - bei Vorhandensein der technischen Möglichkeit hiezu - die Stellungnahme dem 

Präsidium des Nationalrates - zusätzlich zur Übermittlung in 25 Ausfertigungen -

im Wege elektronischer Post an die Adresse 

begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at 

zu senden. 

Dieser Entwurf ist auch unter 

http://www.austria.gv.atlregierungND/vwrefg .pdf verfügbar. 

Für die Richtigkeit 
~r Ausfertigung: 

~ 

1. August 2001 
Für den Bundeskanzler: 

i. V. DaSSI 

der I nternet-Ad resse 
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Entwurf 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, das Verwal­
tungsstrafgesetz 1991, das Zustell gesetz, das Forstgesetz 1975, das Wasserrechtsge­
setz 1959, das Abfallwirtschaftsgesetz, c!as Immissionsschutzgesetz - Luft, das Strahlen­
schutzgesetz, das Apotbekengesetz, das Arztegesetz 1998, das Gesundheits- und Kranken­
pflegegesetz, das MTD-Gesetz, das Hebammengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das Tu­
berkulosegesetz, das Tierseuchengesetz, das Eisenbahnenteignungsgesetz, das Bundesstra­
ßengesetz 1971, das Rohrleitungsgesetz, das Kraftfahrgesetz 1967, das Schifffahrtsge­
setz 1990, das Luftfahrtgesetz, die Gewerbeordnung 1994 und das Luftreinhaltegesetz für 
Kesselanlagen geändert, ein Bundes-Berichtspflichtengesetz erlassen sowie das Rattenge­
setz, das Bazillenausscheidergesetz, die Durchf'übrungsverordnung zum Bazillenausschei­
dergesetz und das Bundesgesetz über natürliche Heilvorkommen und Kurorte aufgehoben 
werden (Verwaltungsreformgesetz 2001) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 : 

Artikel 2: 

Artikel 3: 
Artikel 4: 
Artikel 5: 
Artikel 6: 

Artikel 7: 

Artikel 8: 
Artikel 9: 

Artikel 10: 

Artikelll: 

Artikel 12: 

Artikel 13: 

Artikel 14: 

Artikel 15: 

Artikel 16: 

Artikel 17: 

Artikel 18: 

Artikel 19: 

Artikel 20: 

Artikel 21: 

Artikel 22: 

Artikel 23: 

Artikel 24: 

Artikel 25: 

Artikel 26: 

Artikel 27: 

Artikel 28: 

Inhaltsverzeichnis 

Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 

Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 

Änderung des Zustellgesetzes 

Änderung des Forstgesetzes 1975 

Änderung des Wasserrechtsgesetzes 1959 

Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 

Änderung des Immissionsschutzgesetzes - Luft 

Änderung des Strahlenschutzgesetzes 

Änderung des Apothekengesetzes 

Änderung des Ärztegesetzes 1998 

Änderung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes 

Änderung des MTD-Gesetzes 

Änderung des Hebammengesetzes 

Änderung des Epidemiegesetzes 1950 

Änderung des Tuberkulosegesetzes 

Änderung des Tierseuchengesetzes 

Änderung des Eisenbahnenteignungsgesetzes 

Änderung des Bundesstraßengesetzes 1971 

Änderung des Rohrleitungsgesetzes 

Änderung des Kraftfahrgesetzes 1967 

Änderung des Schifffahrtsgesetzes 1990 

Änderung des Luftfahrtgesetzes 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 

Änderung des Luftreinhaltegesetzes für Kesselanlagen 

Bundes-Berichtspflichtengesetz 

Aufhebung des Rattengesetzes 

Aufhebung des Bazillen-Ausscheidergesetzes und der Durchführungsverordnung zum Bazillen­
ausscheidergesetz 

Aufhebung des Bundesgesetzes über natürliche Heilvorkommen und Kurorte 
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Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 

Das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBI. Nr. 51, zuletzt geändert durch das Bun­
desgesetz BGBL I Nr. .. ./2001 1

, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 13 wird folgender Abs. 9 angefogt: 

,,(9) Die Behörde kann Anbringen und andere das Verfahren betreffende Unterlagen mit automati­
onsunterstützter Datenverarbeitung erfassen. Diese Erfassung beeinträchtigt nicht die Beweiskraft, sofern 
sichergestellt ist, dass die so erfassten Unterlagen nachträglich nicht verändert werden können." 

2. Dem § 14 wirdfolgender Abs. 8 angefogt: 

,,(8) Niederschriften, die mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung, insbesondere unter 
Einsatz von Textverarbeitungsprogrammen, erstellt worden sind, bedürfen nicht der Unterschrift des 
Leiters der Amtshandlung und der beigezogenen Personen, wenn sichergestellt ist, dass auf andere Weise 
festgestellt werden kann, dass der Leiter der Amtshandlung den Inhalt der Niederschrift bestätigt hat." 

3. Dem § 17 Abs. 1 wirdfolgender Satz angefogt: 

"Nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten kann Akteneinsicht auch im Wege der au­
tomationsunterstützten Datenverarbeitung gestattet werden." 

4. Nach § 39 Abs. 2 wirdfolgender Abs. 2a eingefogt: 

,,(2a) Sind nach den Verwaltungsvorschriften für ein Vorhaben mehrere BewiIligungen, Genehmi­
gungen oder bescheidrnäßige FeststeUungen erforderlich und werden diese unter einem beantragt, hat die 
Behörde die Verfahren zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden und mit den von 
anderen Behörden geführten Verfahren zu koordinieren. Eine getrennte Verfahrensfiihrung ist zulässig, 
wenn diese im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist." 

5. Dem § 40 Abs. J wirdfolgender Satz angefogt: 

,,In verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2a) abzuhaltende mündliche Verhandlungen sind von der Behörde 
tunlichst gemeinsam durchzuführen." 

6. Nach § 58 wirdfolgender § 58a eingefogt: 

,,§ 58a. In verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2a) hat die Behörde über die nach den Verwaltungs­
vorschriften erforderlichen Bewilligungen oder Genehmigungen in einem Bescheid zu entscheiden. Der 
Spruch des Bescheides ist nach den jeweils angewendeten Verwaltungsvorschriften in Spruchpunkte zu 
gliedern. Die Behörde kann über einzelne oder mehrere Bewilligungen oder Genehmigungen gesondert 
absprechen, wenn dies zweckmäßig erscheint." 

7. § 67a Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Soweit gesetzlich nicht Anderes bestimmt ist, entscheiden die unabhängigen Verwaltungssenate in den 
Ländern durch Einzelmitglied, in den Angelegenheiten der Z 1 jedoch über Anträge und über Berufungen 
gegen Bescheide des Landeshauptmannes, der Landesregierung, einer sonstigen Behörde, deren Sprengel 
das gesamte Landesgebiet umfasst, oder eines Kollegialorgans durch Kammern, die aus drei Mitgliedern 
bestehen. " 

8. Dem § 67g Abs. 2 wird folgender Satz angefogt: 

,,Das Recht auf Einsichtnahme ist mit drei Jahren befristet." 

9. Nach § 67g wirdfolgender § 67h eingefogt: 

,.Entscheidung über Berufungen nach den Verwaltungsvorschriften 

Variante A : 

§ 67h. In den Angelegenheiten des § 67a Abs. 1 Z 1 gilt § 66 Abs. 2 bis 4 mit der Maßgabe, dass der 
unabhängige Verwaltungssenat den angefochtenen Bescheid im Fall notwendiger Ergänzungen des Er­
mittlungsverfahrens beheben und die Angelegenheit zurückverweisen kann. In diesen Angelegenheiten 

1 V gL die Regierungsvorlage einer Verwaltungsverfahrensnovelle 200 I, 723 BlgNR 21. GP. 
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hat der unabhängige Verwaltungs senat, wenn der angefochtene Bescheid rechtswidrig und die Entschei­
dung von der Ausübung freien Ermessens (Art. 130 Abs. 2 B-VG) abhängig ist, den angefochtenen Be­
scheid zu beheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an eine im lnstanzenzug 
untergeordnete Behörde zurückzuverweisen, sofern dem nicht Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, entgegen steht. 

Variante B1: 

§ 67b. (I) In den Ange1egenheiten des § 67a Abs. 1 Z 1 haben die unabhängigen Verwaltungssenate 
als Berufungsbehörde, sofern die Berufung nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, die 
Berufung auf der Grundlage aller in Betracht kommenden Verwaltungsvorschriften zu überprüfen und 
den angefochtenen Bescheid im Falle seiner Rechtswidrigkeit aufzuheben. 

(2) Die Behörde ist bei der neuerlichen Entscheidung an die Rechtsansicht der unabhängigen Ver­
waltungssenate gebunden. 

(3) Gegen die neuerliche Entscheidung kann jede Partei Berufung erheben. Sofern die Berufung 
nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, hat der unabhängige Verwaltungssenat in der 
Sache selbst zu entscheiden. Dies gilt auch dann, wenn im Verfahren zur Erlassung der neuerlichen Ent­
scheidung Änderungen eintreten, die Sache ihrem Wesen nach (§ 13 Abs. 8) aber nicht geändert wird. 

Variante B2: 

§ 67h. (1) In den Angelegenheiten des § 67a Abs. 1 Z 1 gilt § 66 Abs. 2 bis 4 mit der Maßgabe, dass 
der unabhängige Verwaltungssenat den angefochtenen Bescheid im Fall notwendiger Ergänzungen des 
Ermittlungsverfahrens aufheben und die Angelegenheit an eine im lnstanzenzug untergeordnete Behörde 
zurückverweisen kann. Der unabhängige Verwaltungssenat hat den angefochtenen Bescheid aufzuheben, 
wenn er von einer unzuständigen Behörde oder von einer nicht richtig zusammengesetzten Kollegialbe­
hörde erlassen wurde. 

(2) Wenn in den Angelegenheiten des § 67a Abs. 1 Z I nicht nach Abs. 1 vorzugehen und die Beru­
fung nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, hat der unabhängige Verwaltungssenat zu 
prüfen, ob und welche der in der Berufung geltend gemachten subjektiven Rechte durch den angefochte­
nen Bescheid verletzt worden sind. Ist der Bescheid demnach rechtswidrig, so hat der Unabhängige Ver­
waltungssenat den angefochtenen Bescheid aufzuheben und an eine im Instanzenzug untergeordnete 
Behörde zurückzuverweisen. 

(3) Die Behörde ist bei der neuerlichen Entscheidung an die Rechtsansicht des unabhängigen Ver­
waltungssenates gebunden. Gegen die neuerliche Entscheidung der Behörde kann die Partei, deren Beru­
fung der unabhängige Verwaltungssenat nach Abs. 2 stattgegeben hat, nur deswegen Berufung einbrin­
gen, weil die Behörde von der Rechtsansicht des unabhängigen Verwaltungssenates abgewichen ist. 
Wenn Letzteres zutrifft, hat der unabhängige Verwaltungssenat in der Sache selbst zu entscheiden." 

10. Dem § 73 Abs. 1 wirdfolgender Satz angefogt: 

"In verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2a) ist der Bescheid ohne unnötigen Aufschub, spätestens jedoch 
innerhalb der längsten der in den jeweils anzuwendenden Rechtsvorschriften vorgesehenen Entschei­
dungsfristen zu erlassen." 

11. Dem § 82 wird folgender Abs. 11 angefogt: 

,,(11) § 13 Abs.9, § 14 Abs. 8, § 17 Abs. 1, § 39 Abs. 2a, § 40 Abs. 1, § 58a, § 67a Abs. 1 letzter 
Satz, § 67g Abs. 2, § 67h und § 73 Abs. 1 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. I 
NI. XXX, treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft:' 

Artikel 2 

Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 

Das Verwaltungsstrafgesetz 1991, BGBl. Nr. 52, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. I 
NI. .. ./2001 2

, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 21 Abs. 1 werden folgende Abs. 1 a und 1 b eingefiigt: 

,,(la) Die Behörde kann von der Einleitung und Durchfiihrung eines Strafverfahrens absehen, wenn 
die Verfolgung aussichtslos erscheint oder der hiefiir erforderliche Aufwand in einem Missverhältnis zum 

2 Vgl. die Regierungsvorlage einerVerwaltungsverfahrensnovelle 2001, 723 BlgNR 21. GP. 
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Grad und zur Bedeutung der in der Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher Interessen 
steht. 

(tb) Unter den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können die Verwaltungsbehörden von der Er­
stattung einer Anzeige absehen." 

2. In § 24 wird nach dem Ausdruck .. 67d," der Ausdruck ,,67h," eingefiigt. 

3. § 5 J c lautet: 

,,§ SIe. Wenn in dem mit Berufung angefochtenen Bescheid weder eine primäre Freiheitsstrafe noch 
eine 2 000 Euro übersteigende Geldstrafe verhängt wurde, entscheiden die unabhängigen Verwaltungsse­
nate in den Ländern durch Einzelmitglied. Ansonsten entscheiden sie, abgesehen von den gesetzlich be­
sonders geregelten Fällen, durch Kammern, die aus drei Mitgliedern bestehen." 

4. § 5Je Abs. 3 Z 3 lautet: 
,,3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht übersteigende Geldstrafe verhängt wurde oder" 

5. Dem § 66b wirdfolgender Abs. 11 angefiigt: 

,,(11) § 21 Abs. la und Ib, § 24, § Slc und § SIe Abs. 3 Z 3 in der Fassung des Verwaltungsreform­
gesetzes 2001, BGBL I Nr. XXX, treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft." 

Artikel 3 

Änderung des ZusteUgesetzes 

Das Zustellgesetz, BGBl. Nr. 20011982, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. I 
Nr. .. .1200 13

, wird wie folgt geändert: 

J. § 1 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

,,Außer den §§ 17a, 24 und 26a sowie 28 bis 30 gelten fiir solche L1bermittlungen die §§ 4, 6, 7, 8, 8a, 9 
und 13, fiir die telegrafische Übermittlung auch § 18 sinngemäß." 

2. Nach § 17 wird folgender § 17a samt Überschrift eingefiigt: 

,,Elektronische Bereithaltung 

§ 17a. Soweit schriftliche Erledigungen im Weg automationsuntersrutzter Datenübertragung oder in 
jeder anderen technischen möglichen Weise übermittelt werden können und der Behörde keine Mitteilung 
zugegangen ist, dass der Empf"anger unter seiner elektronischen Adresse nicht erreichbar ist, kann die 
Behörde den Empf"änger an dieser Adresse auffordern, die zuzustellende Sendung an einer von der Be­
hörde betriebenen technischen Einrichtung abzuholen. Die Bereithaltung der zuzustellenden Sendung an 
der genannten Einrichtung entspricht der Hinterlegung. § 17 Abs. 2 letzter Satz, Abs. 3 und Abs. 4 gilt 
sinngemäß. " 

3. Dem § 30 wirdfolgender Abs. 3 angefiigt: 

,,(3) § 1 Abs. 2 letzter Satz und § 17a samt Überschrift in der Fassung des Verwaltungsreformgeset­
zes 2001, BGBI. I Nr. XXX, treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft." 

Artikel 4 

Änderung des Forstgesetzes 1975 

Das Forstgesetz 1975, BGBI. NT. 440, zuletzt geändert durch die Bundesgesetze BGBL I 
Nr. 16/2000 und BGBL I Nr ... ./20014

, wird wie folgt geändert: 

1. § 170 Abs. 5, 7 und 8 entfallen; Abs. 6 erhält die Bezeichnung ,,(5)". 

3 V gl. die Regierungsvorlage einer Verwaltungsverfahrensnovelle 2001, 723 BIgNR 21. GP. 
4 Euro-Umstel1ungsgesetz Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft - EUG-LFUW, BGBl. I 

Nr. Ixx/200!. 
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2. In § 170 Abs. 5 (neu) wird die Wortfolge ,,Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft" durch ,,Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft" und der Strichpunkt vor dem 
letzten Halbsatz durch einen Punkt ersetzt; der letzte Halbsatz entfällt. 

3. Dem § 170 wirdfolgender Abs. 6 angefogt: 

,,(6) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde als zuständiger Anlagenbehörde können unmittelbar 
beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 

4. Dem § 179 wird folgender Abs. 5 angefogt: 

,,(5) § 170 Abs. 5 und 6 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBL I Nr. XXX, tre­
ten mit I. Juli 2002 in Kraft. Zugleich treten § 170 Abs. 5, 7 und 8 in der in diesem Zeitpunkt geltenden 
Fassung außer Kraft. In diesem Zeitpunkt anhängige Verfahren sind nach der bis zum Inkrafttreten des 
Verwaltungsreformgesetzes 2001 geltenden Rechtslage zu Ende zu führen." 

ArtikelS 

Änderung des Wasserrechtsgesetzes 1959 

Das Wasserrechtsgesetz 1959 - WRG 1959, BGBL Nr.215, zuletzt geändert durch die Bun­
desgesetze BGBL I Nr. 142/2000 und BGBL I Nr. .. .12001 5

, wird wie folgt geändert: 

1. In § 99 Abs. 1 entfallen die lit. d ~amt Anhang C, g und h. 

2. In § 100 Abs. 1 entfällt die fit. h. 

3. Nach § 101 Abs. 3 wirdfolgender Abs. 4 angefogt: 

,,(4) Auf mit der Errichtung, dem Betrieb oder der Änderung einer Betriebsanlage verbundene was­
serrechtliche Tatbestände (§§ 98, 99, 100) fmden die Abs. 1 und 2 keine Anwendung." 

4. Nach § 101 wirdfolgender § 101a samt Überschrift eingefogt: 

,,Zuständigkeit des unabhängigen Verwaltungssenates in Anlagenverfahren 

§ IOla. Bescheide, die über mit der Errichtung, dem Betrieb oder der Änderung einer Betriebsanlage 
verbundene Tatbestände absprechen, die in die Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde (§ 98) fal­
len oder für die der Landeshauptmann in erster und letzter Instanz zuständig ist, können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. In Verfahren vor dem unab­
hängigen Verwaltungssenat und den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts hat das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan ParteisteIlung ." 

5. Dem § 145 wirdfolgender Abs. 7 angefUgt: 

.,(7) §§ 99 Abs. 1, 100 Abs. 1, 101 Abs.4 und § IOla samt Überschrift in der Fassung des Verwal­
tungsreformgesetzes 2001, BGBl. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt 
anhängigen Verfahren sind nach der alten Rechtslage weiterzuführen." 

Artikel 6 

Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 

Das Abfallwirtschaftsgesetz - AWG, BGBI. Nr. 325/1990, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBL I Nr. 90/2000, die Kundmachung BGBl. I Nr. 54/2001 und das Bundesgesetz BGBL I Nr. . ../2001 6

, 

wird wie folgt geändert: 

1. Im § 30a entfallen der zweite Absatz und die Absatzbezeichnung ,,( 1 )". 

2. Nach § 30j wird folgender § 30g eingefogt: 

,,§ 30g. (1) Zuständige Behörde erster Instanz gemäß den §§ 28 bis 30f ist der Landeshauptmann, 
soweit Abs. 2 nicht Anderes bestimmt. 

5 Euro-Umstellungsgesetz Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft - EUG-LFUW. 
6 Euro-UmstelJungsgesetz Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft - EUG-LFUW. 
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(2) Zuständige Behörde erster Instanz für gewerbliche Bodenaushub- oder Baurestmassendeponien 
unter 100 000 m3 ist die Bezirksvenvaltungsbehörde. 

(3) Der Landeshauptmann als zuständige Anlagenbehörde kann mit der Durchführung eines Verfah­
rens ganz oder teilweise die Bezirksvenvaltungsbehörde betrauen und diese auch ermächtigen, in seinem 
Namen zu entscheiden. Gesetzliche Mitwirkungs- und Anhörungsrechte werden dadurch nicht berührt. 

(4) Bescheide des Landeshauptmanns oder der Bezirksvenvaltungsbehörde als zuständiger Anlagen­
behörde nach diesem Bundesgesetz können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat imjewei­
ligen Land angefochten werden." 

3. Dem Art. VIII wird folgender Abs. 14 angefügt: 

,,(14) Die §§ 30a und 30g in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBL I Nr. XXX, 
treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach der alten 
Rechtslage weiterzuruhren. " 

Artikel 7 

Änderung des Immissionsschutzgesetzes - Luft 

Das Immissionsschutzgesetz - Luft. BGBL I Nr. 115/1997, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 62/2001, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 17 Abs. 2 wird die Wortfolge "der Landeshauptmann" durch die Wortfolge "die Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

2. § 17 Ahs. 4 lautet: 

,,(4) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde bzw. des Landeshauptmannes als zuständiger Anla­
genbehörde nach diesem Bundesgesetz können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im 
jeweiligen Land angefochten werden." 

3. In Art. VII wird nach Aas. 3 folgender Aas. 3a eingefogt: 

,,(3a) § 17 Abs. 2 und 4 in der Fassung des Verwaltungsrefonngesetzes 2001, BGBl. I Nr. XXX, tritt 
mit 1. Juli 2002 in Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach der alten Rechtslage 
weiterzuführen. " 

Artikel 8 

Änderung des Strahlenschutzgesetzes 

Das Bundesgesetz über Maßnahmen zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit von Menschen 
einschließlich ihrer Nachkommenschaft vor Schäden durch ionisierende Strahlen (Strablenschutzgesetz), 
BGBL Nr.227/1969, zuletzt geändert durch die Bundesgesetze BGBL Nr.657/1996 und BGBI. I 
Nr. 16/2000, wird wie folgend geändert: 

J. § 41 Ahs. 1 Z 2 entfollt. Die bisherige Z 3 erhält die Bezeichnung ,,2." 

2. § 41 Abs. 2 lautet: 

,,(2) In den Angelegenheiten des Abs. 1 Z 2 sind in erster Instanz zuständig: 
1. fiir Betriebe, die dem Mineralrohstoffgesetz, BGBI. I Nr. 38/1999, unterliegen, die gemäß dem 

Mineralrohstoffgesetz zuständigen Behörden, 
2. rur die der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, unterliegenden Betriebe die gemäß Gewerbe­

ordnung 1994 zuständigen Behörden, 
3. auf den Gebieten des Eisenbahn-, Luft- und Schiffsverkehr sowie auf dem Gebiet des Post- und 

Telegraphenwesens die nach den für diese Gebiete maßgeblichen Rechtsvorschriften in erster In­
stanz zuständigen Behörden." 

3. § 41 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Entscheidungen gemäß Abs. 1 Z 3 können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im 
jeweiligen Land angefochten werden." 

4. § 42 Abs. 2 lautet: 
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,,(2) § 41 Abs. 1, 2 und 4 in der Fassung des VerwaltungsrefolIDgesetzes 2001, BGBL I Nr. XXX, 
tritt mit 1. Juli 2002 in Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach der alten Rechts­
lage weiterzufiihren. " 

5. Nach § 42 wirdfolgender § 42a samt Überschrift eingefogt: 

"Verordnungen 

§ 42a. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen Fassung dürfen bereits 
von dem Tag an erlassen werden, der der Kundmachung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie 
dürfen jedoch nicht vor den durchzuführenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten." 

Artikel 9 

Änderung des Apothekengesetzes 

Das Gesetz betreffend die Regelung des Apothekenwesens (Apothekengesetz), RGBI. Nr.511907, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 16/2001, die Kundmachung BGBI. I Nr. 17/2001 
und das Bundesgesetz BGBL I Nr ... ./2001 7

, wird wie folgt geändert: 

1. § 44 erhält die Überschrift ,,zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde". 

2. In § 44 Abs. 1 wird die Wortfolge "den politischen Bezirksbehörden (Bezirkshauptmannschaften, 
Konununalämtern der mit eigenen Statuten versehenen Gemeinden), in deren Bezirken" durch die Wort­
folge "der Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Zuständigkeitsbereich" ersetzt. 

3. In § 44 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,zuständige politische Behörde erster Instanz" durch die Worifolge 
,.Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

4. § 45 erhält die Überschrift ,,Berufung". 

5. § 45 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwal­
tungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 

6. In § 46 Abs. J wird die Wortfolge "beim Landeshauptmann, in dessen" durch die Worifolge "bei der 
Bezirksverwaltungsbehörde, in deren" ersetzt. 

7. In § 47 Abs. 1 wird die Worifolge ,,Der Landeshauptmann" durch die Wortfolge ,,Die Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

8. In § 47 Abs. 2 wird die Wortfolge "vom Landeshauptmann" durch die Wortfolge "von der Bezirksver­
waltungsbehörde" ersetzt. 

9. In § 48 Abs. 1 wird die Wortfolge "politische Landesbehärde" durch die Wortfolge "Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

1 O. § 48 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Gleichzeitig mit der Verlautbarung der Kundmachung in der amtlichen Zeitung hat die Bezirks­
verwaltungsbehärde eine Ausfertigung der Kundmachung der zuständigen Standesvertretung der Apothe­
ker und der Ärztekammer zu übennitteln." 

11. § 49 Abs. J und Abs. 4 enifallen. 

J 1. § 49 Abs. 1 erhält die Bezeichnung ,,(1)". Das Wort "Behörde" wird durch das Wort "Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

13. § 49 Abs. 3 erhält die Bezeichnung ,,(2)". Die Wortfolge "die Einvemehmung dieser Gemeinden und 
eventuell der Bezirksvertretungen in gleicher Weise durch die zuständige politische Behörde erster In­
stanz zu veranlassen" wird durch die Worifolge "das Einvernehmen dieser Gemeinden und gegebenen­
faUs anderer Bezirksverwaltungsbehörden in gleicher Weise durch die zuständige Bezirksverwaltungsbe­
hörde zu erzielen" ersetzt. 

7 Vgl. die Regierungsvorlage eines 1. Euro-Umstellungsgesetzes - Bund, 621 BIgNR 21.GP 
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14. § 50 lautet: 

,,§ 50. Nach Durchführung der Erhebungen gemäß § 49 hat die Bezirksverwaltungsbehörde die zu­
ständige Standesvertretung der Apotheker und die Ärztekammer einzuladen, innerhalb von vier Wochen 
beim Amtssitz der Bezirksverwaltungsbehörde Einsicht in das Gesuch und die Gesuchsbeilagen zu neh­
men und allenfalls in dieser Frist eine Äußerung abzugeben." 

15. In § 51 Abs. I wird die Wortfolge "politische Landesbehörde" durch die Wortfolge ,,Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

16. § 51 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Kommen in dem im § 49 Abs. 1 vorgesehenen Fall mit Rücksicht auf den für die Apotheke ge­
wählten Standort auch Gemeinden des Verwaltungsgebietes anderer Bezirksverwaltungsbehörden in 
Betracht, so hat die gemäß Abs. 1 zuständige Behörde über die Konzessionserteilung im Einvernehmen 
mit diesen Bezirksverwaltungsbehörden zu entscheiden. Wenn zwischen den Bezirksverwaltungsbehör­
den eines Landes eine Übereinstimmung nicht zustande kommt, entscheidet der Landeshauptmann. Wenn 
zwischen den Bezirksverwaltungsbehörden mehrerer Länder eine Übereinstimmung nicht zustande 
kommt, entscheidet der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen." 

17. In § 51 Abs. 3 wird die Wortfolge ,.des Landeshauptmannes" durch die Wortfolge "der Bezirksverwal­
tungsbehörde" sowie die Wortfolge "das Bundesministerium fiir soziale Sicherheit und Generationen" 
durch die Wortfolge "den unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land" ersetzt. 

18. In § 54 wird die Wortfolge "der Landeshauptmann" durch die Wortfolge "die Bezirksverwaltungsbe­
hörde" ersetzt. 

19. Der bisherige Text des § 68a erhält die Bezeichnung ,,(1)". Es wirdfolgender Abs. 2 angefiigt: 

,,(2) Die §§ 44 samt Überschrift, 45 samt tiöerschrift, 46 Abs. 1,47 Abs. 1 und 2, 48 Abs. 1 und 3, 
49,50,51 Abs. 1 bis 3 und 54 in der Fassung des Verwaltungsrefonngesetzes2001, BGBI. I Nr. XXX, 
treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach der alten 
Rechtslage weiterzufiihren. " 

Artikel 10 

Änderung des Ärztegesetzes 1998 

Das Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169 Art. I, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB!. I 
Nr. .. ./200 18

, wird wie folgt geändert: 

1. In § 32 Abs. 1, 5 und 6 wird die Wortfolge "der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generatio­
nen" durch die Wortfolge "die Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

2. § 32 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Die Bewilligung ist der Österreichischen Ärztekammer in Abschrift zur Kenntnis zu bringen." 

3. In § 33 Abs. 1, 5 und 6 wird die Wortfolge "der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generatio­
nen" durch die Wortfolge "die Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

4. § 33 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) Die Bewilligung ist der Österreichischen Ärztekammer in Abschrift zur Kenntnis zu bringen." 

5. § 35 Abs. 2 Z 2 lautet: 
,,2. an allen übrigen Krankenanstalten bzw. medizinisch-wissenschaftlichen Anstalten, die Ausbil­

dungsstätten im Sinne der §§ 9, 10 oder 11 sind, im Rahmen der ihnen zugewiesenen Obliegen­
heiten mit Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde jeweils bis zur Dauer eines Jahres." 

6. § 35 Abs. 3 letzter Satz lautet: 

"Über A~!Täge auf zeitlich unbefristete Verlängerung entscheidet die Bezirksverwaltungsbehörde, hin­
sichtlich Arzten, die an Universitätskliniken und -instituten tätig sind, im Einvernehmen mit dem Bun­
desminister fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur." 

8 Vgl. die Regierungsvorlage eines 1. Euro-Umstellungsgesetzes - Bund, 621 BlgNR 21.GP 
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7. In § 35 Abs. 4 wird die Wortfolge "den Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen" durch 
die Wortfolge "die Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

8. In § 35 Abs. 6 letzter Satz entfiillt die Wortfolge "der nach dem Dienstort zuständigen BezirksverwaJ­
tungsbehörde sowie dem Landeshauptmann und". 

9. Nach § 35 wirdfolgender § 35a samt Überschrift eingefogt: 

"Rechtsmittelverfahren 

§ 35a. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde in den Angelegenheiten der §§ 32, 33 und 35 kön­
nen unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 

10. Dem § 210 wirdfolgender Abs. 6 angefogt: 

,,(6) Die zum I. Juli 2002 anhängigen Verfahren gemäß §§ 32, 33 und 35 sind nach der vor diesem 
Zeitpunkt geltenden Rechtslage durchzuführen und abzuschließen." 

I I. Dem § 2 I 4 wird folgender Abs. 12 angefogt: 

,,(12) § 32 Abs. 1,4,5 und 6, § 33 Abs. 1,4,5 und 6, § 35 Abs. 2 Z 2, Abs. 3 letzter Satz, Abs. 4 und 
Abs.6 letzter Satz, § 35a sowie § 210 Abs.6 in der Fassung des Verwaltungsrefonngesetzes 2001, 
BGBI. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft." 

Artikel 11 

Änderung des Gesundheits- und Krankenptlegegesetzes 

Das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, BGBL I Nr. 108/1997, zuletzt geändert durch die Bun­
desgesetze BGBL I Nr. 116/1999 und BGBl. I Nr. 16/2000, wird wie folgt geändert: 

1. In § 36 Abs. 1 wird die Wortfolge "des auf Grund eines Berufssitzes zuständigen Landeshauptmannes" 
ersetzt durch die Wortfolge "der auf Grund des Berufssitzes zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde". 

2. Der bisherige § 36 Abs. 4 erhält die Bezeichnung ,,(3)". 

3. Der bisherige § 36 Abs. 5 erhält die Bezeichnung ,,(4)". In diesem Absatz wird die Wortfolge "Der 
Landesbauptmann" ersetzt durch die Wortfolge "Die Bezirksverwaltungsbebörde". 

4. Dem § 36 wirdfolgender Abs. 5 angefogt: 

,,(5) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde gemäß Abs. 1 und 4 können unmittelbar beim unab­
hängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 

5. In § 37 Abs. 3 wird die Wortfolge "dem örtlich zuständigen Landeshauptmann" durch die Wortfolge 
"der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

6. In § 110 wird dem bisherigen Text die Absatzbezeichnung ,,(1)" vorangestellt. Es wirdfolgender Abs. 2 
angefogt: 

,,(2) Die zum 1. Juli 2002 anhängigen Verfahren gemäß § 36 sind nach der vor diesem Zeitpunkt gel­
tenden Rechtslage durchzufiihren und abzuschließen." 

7. Dem § 117 wird folgender Abs. 5 angefogt: 

,,(5) § 36 Abs. 1, 3, 4 und 5, § 37 Abs.3 sowie § 110 in der Fassung des Verwaltungsrefonn­
gesetzes 2001, BGB!. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft." 
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Artikel 12 

Änderung des MTD-Gesetzes 

Das Bundesgesetz über die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste 
(MTD-Gesetz), BGBL Nr. 460/1992, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBL Nr. .. ./2001

9
, wird 

wie folgt geändert: 

1. In § 7a Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge "des auf Grund des Berufssitzes zuständigen Landes­
hauptmannes" ersetzt durch die Wortfolge "der auf Grund des Berufssitzes zuständigen Bezirksverwal­
tungsbehörde". 

2. In § 7a Abs. 5 wird die Wortfolge "vom Landeshauptmann" ersetzt durch die Wortfolge .,von der Be­
zirksverwaltungsbehörde". 

3. Dem § 7a wirdfolgender Abs. 6 angefiigt: 

.,(6) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde gemäß Abs. 2 und 5 können unmittelbar beim unab­
hängigen Verwaltungssenat irnjeweiligen Land angefochten werden." 

4. In § 8 Abs. 3 wird die Wortfolge "dem Landeshauptrnann" ersetzt durch die Wortfolge "der Bezirks­
verwaltungsbehörde". 

5. Nach § 34 werden folgender § 34a samt Überschrift undfolgende Überschrift des § 35 eingefiigt: 

,,zu § 7a und § 36 Abs. 6 

§ 34a. Die zum 1. Juli 2002 anhängigen Verfahren gemäß § 7a sind nach der vor diesem Zeitpunkt 
geltenden Rechtslage durchzuführen und abzuschließen. 

Vollziehung" 

6. Dem § 36 wirdfolgender Abs. 6 angefiigt: 

,,(6) § 7a Abs. 2 erster Satz, Abs. 5 und Abs. 6, § 8 Abs. 3 sowie § 34a in der Fassung des Verwal­
tungsreformgesetzes 2001, BGBL I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft." 

Artikel 13 

Änderung des Hebammengesetzes 

Das Hebarnmengesetz, BGBL Nr. 310/1994, zuletzt geändert durch die Bundesgesetze BGBL I 
Nr. 116/1999 und BGBl. I Nr. 16/2000, wird wie folgt geändert: 

1. § 12 Abs. 6 lautet: 

,,(6) EWR-Staatsangehörigen, denen ein QualifIkationsnachweis gemäß Abs. 1 bis 5 ausgestellt wur­
de, ist vom Österreichischen Hebammengremium auf Antrag die Zulassung zur Berufsausübung als He­
bamme zu erteilen." 

2. Dem § 12 werden folgende Abs. 7 und 8 angefiigt: 

,,(7) Der Antragsteller hat neben dem QualifIkationsnachweis insbesondere einen Nachweis der für 
die Erfiillung der Berufspflichten erforderlichen körperlichen und geistigen Eignung sowie der Vertrau­
enswürdigkeit als Voraussetzung für die Zulassung zur Berufsausübung vorzulegen. 

(8) Die Entscheidung über die Zulassung zur Berufsausübung hat innerhalb von drei Monaten nach 
vollständiger Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu erfolgen." 

3. Nach § 12 wird folgender § J 2a eingefiigt: 

,,§ 12a. (1) Gegen Bescheide des Österreichischen Hebammengremiums gemäß § 12 Abs. 6 steht die 
Berufung an den Landeshauptmann offen, in dessen Bereich der Hauptwohnsitz oder der in Aussicht 
genommene Wohnsitz, Berufssitz oder Dienstort gelegen ist. 

(2) Der Landeshauptmann hat Bescheide, mit denen Berufungen stattgegeben wurde, binnen zwei 
Wochen nach deren Rechtskraft unter Anschluss der Entscheidungsunterlagen dem Bundesminister für 

9 Vgl. die Regierungsvorlage eines 1. Euro-UmsteHungsgesetzes - Bund, 62\ BlgNR ZI.GP 
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soziale Sicherheit und Generationen vorzulegen. Dieser kann gegen solche Bescheide Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof erheben." 

4. § 19 Abs. 2 bis 5 entfiillt. Die bisherigen Absätze 6, 7 und 8 erhalten die Absatzbezeichnung ,,(2)", 
,,(3)", und ,,(4)". 

5. § 19 Abs. 4 (neu) lautet: 

,,(4) Jede Begründung und Änderung eines Berufssitzes ist dem Österreichischen Hebammengremi­
um anzuzeigen." 

6. 1n § 40 Abs. 2 Z 9 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; es wird folgende Z 10 angefogt: 
,,10. Zulassung zur Berufsausübung gemäß § 12." 

7. Dem § 53 wirdjolgender Abs. 4 angefogt: 

,,(4) Die Organe des Österreicbischen Hebammengremiwns gemäß § 45 Z 2 und 3 sind vom Bun­
desminister für soziale Sicherheit und Generationen abzuberufen, wenn sie ihre Befugnisse überschreiten, 
ihre Aufgaben vernachlässigen oder beschlussunfahig werden. Bei Abberufung des Gremialvorstandes 
hat der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen einen Regierungskommissär zu ernennen 
und mit der provisorischen Geschäftsführung bis zur Durchführung der Wahlen zu betrauen. Bei Abberu­
fung des Präsidiums ist § 49 Abs. 6 anzuwenden." 

8. In § 54a Abs. 1 Z 4 in der Wortfolge,,§ 19 Abs. 2, 6 und 8" entfiillt ,,2,". 

9. Nach § 61 wirdjolgender § 6Ja eingefogt: 

,,§ 61a. Die zum 1. Dezember 2002 anhängigen Verfahren gemäß § 12 sind nach der vor diesem 
Zeitpunkt geltenden Rechtslage fortzusetzen und abzuschließen." 

10. Dem § 62 wirdfolgender Abs. 5 angefiigt: 

,,(5) § 12 Abs. 6 bis 8, § 12a, § 19 Abs. 8, § 40 Abs. 2 Z 9 und 10, § 53 Abs. 4, § 54a Abs. 1 Z 4 und 
§ 61a in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBL I NI. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in 
Kraft. Zugleich tritt § 19 Abs. 2 bis 5 in der in diesem Zeitpunkt geltenden Fassung außer Kraft." 

Artikel 14 

Änderung des Epidemiegesetzes 1950 

Das Bundesgesetz über die Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten (Epidemiege­
setz 1950), BGBl. NI. 186/1950, zuletzt geändert durch die Bundesgesetze BGBl. Nr.702/1974 und 
BGBl. I Nr .. ../2001 10

, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 36 Abs. 2 wird die Wortfolge "der Landeshauptmann" durch die Wortfolge "die Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

2. Im § 43 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,zur Handhabung des staatlichen Wirkungskreises in Sanitätsange­
legenheiten berufenen Behörden der allgemeinen staatlichen Verwaltung" durch das Wort ,,Bezirksver­
waltungsbehörde" ersetzt. 

3. Nach § 43 Abs. 4 wirdfolgender Abs. 5 angefogt: 

,,(5) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwal­
tungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 

4. Der bisherige Text des § 50 erhält die Absatzbezeichnung ,,(1 )", folgender Abs. 2 wird angefogt: 

,,(2) § 36 Abs. 2 sowie § 43 Abs. 4 und Abs. 5 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, 
BGBl. I Nr. xxx. treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Zum 1. Juli 2002 anhängige Verfahren sind nach der 
vor diesem Zeitpunkt in Kraft gestandenen Rechtslage durchzuführen." 

!O Vgl. die Regierungsvorlage eines 1. Euro-Umstellungsgesetzes - Bund, 621 BlgNR 21.GP 
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Artikel 15 

Änderung des Tuberkulosegesetzes 

Das BWldesgesetz zur Bekämpfung der Tuberkulose (Tuberkulosegesetz), BGBl. Nr. 127J1968, zu­
letzt geändert durch die Bundesgesetze BGBl. Nr. 344/1993 und BGBI. I Nr. .. ./2001 11

, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 45 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Die EntscheidWlg auf Übernahme der BehandlWlgskosten obliegt der Bezirksverwaltungsbe­
hörde. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehärde können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungs­
senat im jeweiligen Land angefochten werden." 

2. § 47 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Über Anspruche, die nach Abs. 1 erhoben werden, entscheidet die Bezirksverwaltungsbehörde 
Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im 
jeweiligen Land angefochten werden." 

3. Der bisherige Text des § 54 erhält die Absatzbezeichnung ,,(l)"Jolgender Abs. 2 wird angefogt: 

,,(2) § 45 Abs.3 und § 47 Abs.2 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBl. I 
Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Zum 1. Juli 2002 anhängige Verfahren sind nach der vor die­
sem Zeitpunkt in Kraft gestandenen Rechtslage durchzuführen." 

Artikel 16 

Änderung des Tierseuchengesetzes 

Das Gesetz betreffend die Abwehr und Tilgung von Tierseuchen (Tierseuchengesetz), RGBl. 
Nr. 177/1909, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr .. ../2001 12

, wird wie folgt geändert: 

1. In § 34 Abs. 5 erster Satz wird die Wortfolge "politischen Landesbehärden" durch das Wort ,,Bezirks­
verwaltungsbehörde" ersetzt. 

2. In § 34 Abs. 5 wird am Ende der lit. b der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und werden folgende 
fit. c bis e angefogt: 

"c) schwer wiegende Verkehrsinteressen die besonders beschleunigte Unterdrückung der Seuche 
notwendig machen; 

d) die Tiere nach Anwendung des diagnostischen Verfahrens gemäß Abs. 2 durch einen entspre­
chenden Zeitraum unter Sperre gehalten wurden, ohne dass der bestehende Verdacht der An­
steckung behoben werden konnte, und 

e) der Absperrung unterworfene Tiere in verbotswidriger Benutzung oder außerhalb der ihnen 
angewiesenen Räumlichkeiten oder an Orten, zu weIchen der Zutritt für sie verboten ist, ange­
troffen werden." 

3. § 34 Abs. 6 entflillt; Abs. 7 erhält die Bezeichnung ,,(6)". 

4. § 76 lautet: 

H§ 76. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim Wlabhängigen Verwal­
tungssenat irnjeweiligen Land angefochten werden." 

5. Dem § 77 wirdfolgender Abs. 4 angefiigt: 

,,(4) § 34 Abs. 5 und 6 sowie § 76 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBL I 
Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft; zugleich tritt § 34 Abs. 6 in der zuvor geltenden FasSWlg außer 
Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach der alten Rechtslage weiterzuführen." 

11 Vgl. die Regierungsvorlage eines I. Euro-Umstellungsgesetzes - Bund, 621 BIgNR 2I.GP 
12 Vgl. die Regierungsvorlage eines I. Euro-Umstellungsgesetzes - Bund, 621 BIgNR 2I.GP 
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Artikell7 

Änderung des Eisenbahnenteignungsgesetzes 

Das Eisenbahnenteignungsgesetz - Eisenb.Ent.G. 1954, BGBL Nr. 71, zuletzt geändert durch die 
Bundesgesetze BGBI. I Nr. 19111999 und BGBI. I Nr. 16/2000, wird wie folgt geändert: 

I. Der Gesetzestitel lautet: 

"Gesetz betreffend die Enteignung zum Zweck der Herstellung und des Betriebes von Ei­
senbahnen sowie das Verfahren in anderen Enteignungsangelegenheiten (Eisenbahnent­
eignungsgesetz - EisenbEntG)" 

2. Vor § 1 wird eingefogt: 

,,Artikeil 

Enteignung zum Zweck der Herstellung und des Betriebes von Eisenbahnen" 

3. Im § 12 Abs. 1 werden die Worte "dem Bundesministerium fiir Verkehr und verstaatlichte Betriebe" 
durch die Worte "der Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

4. Im § 12 Abs. 3 werden die Worte ,,Das Bundesministerium fiir Verkehr und verstaatlichte Betriebe" 
durch die Worte "Die Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

5. § J 3 Abs. 1 lautet: 

,,( 1) Die mit der Bau- und Enteignungsverhandlung betraute Kommission besteht aus einem Vertre­
ter der Bezirksverwaltungsbehärde als Verhandlungsleiter und einem Vertreter des Bundesrninisteriums 
fiir Verkehr, Infrastruktur und Technologie. Die Landesregierung ist berechtigt, sich an der Verhandlung 
zu beteiligen." 

6. Im § 16 Abs. 5 entfallen die Worte ,.und dem Landeshauptmann vorzulegen". 

7. Im § 17 Abs. 1 werden die Worte ,,Der Landeshauptmann" und "ihm" durch die Worte "Die Bezirks­
verwaltungsbehörde" und "ihr" ersetzt. 

8. Im § 18 entfiillt der Abs. 4. 

9. Im § 20 Abs. 1 werden die Worte "der zur Entscheidung in erster Instanz berufene Landeshauptmann" 
durch die Worte "die zur Entscheidung in erster Instanz berufene Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

10. Im § 37 Abs. I werden die Worte ,.dem Landeshauptmann, der" durch die Worte "der Bezirksverwal­
tungsbehörde, die" ersetzt. 

11. Im § 37 Abs. 4 werden die Worte "des Landeshauptmannes" und "der Landeshauptrnann" durch die 
Worte "der Bezirksverwaltungsbehörde" und "die Bezirksverwaltungsbehörde4< ersetzt. 

12. Im § 40 Abs. 1 werden die Worte "beim Landeshauptmann" durch die Worte "bei der Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

13. Im § 40 Abs. 2 wird das Wort ,,Dieser" durch das Wort "Diese" ersetzt. 

14. Der VI Abschnitt lautet: 

"VI. Rechtsmittelverfahren 

§ 42. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwal­
tungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 
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15. Vor § 48 wird eingefogt: 

,,Artikel 2 

Verfahren in anderen Enteignungsangelegenheiten 

Sofern andere Gesetze Enteignungen zulassen und nicht Anderes anordnen, fmden für das bei der 
Durchfiihrung der Enteignung und bei der Festsetzung der Entschädigung zu beobachtende Verfahren die 
Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemäß Anwendung und ist zur Entscheidung über die Enteignung in 
erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörde, in zweiter Instanz der unabhängige Verwaltungssenat im 
jeweiligen Land zuständig. 

Artikel 3 

Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten" 

16. Der bisherige Text des § 48 erhält die Bezeichnung ,,( 1 )". Folgender Abs. 2 wird angefogt: 

,.(2) Der Gesetzestitel, die Artikelbezeichnung und -überschrift des Art. I, § 12 Abs. 1 und 3, § 13 
Abs. 1, § 16 Abs. 5, § 17 Abs. 1, § 20 Abs. 1, § 37 Abs. 1 und 4, § 40 Abs. 1 und 2, der VI. Abschnitt, 
Art. 2, die Artikelbezeichnung und -überschrift des Art. 3, die Überschrift des § 48 sowie § 49 in der 
Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBl. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. 
Zugleich tritt § 18 Abs. 4 außer Kraft. Die zum genannten Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach der 
bisherigen Rechtslage weiterzuführen." 

17. § 49 lautet samt Überschrift: 

.,Vollziehung 

§ 49. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist 
1. soweit diese in die Zuständigkeit der Gerichte fallt, der Bundesminister für Justiz, 
2. hinsichtlich der Art. 2 und 3 der jeweilige Bundesminister, 
3. im Übrigen der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie 

betraut." 

Artikel 18 

Ändernng des Bundesstraßengesetzes 1971 

Das Bundesstraßengesetz 1971, BGBI. Nr. 286, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 142/2000, wird wie folgt geändert: 

1. In § 19 wird die Wortfolge "beim Landeshauptrnann" durch die Wortfolge "bei der Behörde" ersetzt. 

2. In § 20 Abs. / erster Satz wird die Wortfolge "der Landeshaupnnann als Bundesstraßenbehörde (§ 32)" 
durch die Wortfolge "die Behörde" ersetzt. 

3. In § 20 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wortfolge ,,mit dem Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr als Eisenbahnbehörde" durch die Wortfolge "mit der nach dem Eisenbahnenteignungsgesetz 
zuständigen Behörde" ersetzt. 

4. In § 20 Abs. 3 lautet der erste Satz: 

"Gegen die Entscheidung der Behörde über die Notwendigkeit, den Gegenstand und den Umfang der 
Enteignung ist die Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land zulässig." 

5. § 32 lautet: 

,,§ 32. (1) Behörden im Sinne dieses Bundesgesetzes sind: 
a) der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie zur Erlassung von Verordnun­

gen, 
b) die Bezirksverwaltungsbehörde als Behörde erster Instanz. 

(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungs­
senat im jeweiligen Land angefochten werden." 
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6. Nach § 34 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefogt: 

,,(3) § 19, § 20 Abs. 1 und 3 und § 32 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBL I 
Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Zu diesem Zeitpunkt anhängige Verfahren sind nach der alten 
Rechtslage zu Ende zu führen." 

Artikel 19 

Änderung des Rohrleitungsgesetzes 

Das Bundesgesetz über die gewerbsmäßige BeIörderung von Gütern in Rohrleitungen (Rohrlei­
tungsgesetz), BGBL Nr. 411/1975, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBL I Nr. 121/2000, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 8 Abs. 2 Z 10 entfiillt. 

2. In § 28 Z 1, Z 3, Z 5, Z 6. Z 7 und Z 8 wird jeweils die Wortfolge "der Landeshauptmann" durch die 
Wortfolge "die Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

3. In § 28 Z 6 wird die Wortfolge "vorn Landeshauptmann" durch die Wortfolge "von der Be­
zirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

4. In § 28 Z 7 wird die Wortfolge .,beim Landeshauptmann" durch die Wortfolge "bei der Be­
zirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

5. In § 29 Abs. 1 erster Satz wird die Wortfolge "von dem gemäß § 28 Z 1 zuständigen Landeshaupt­
mann" durch die Wortfolge "von der gemäß § 28 Z 1 zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

6. In § 30 Abs. 1 wird die Wortfolge "des Landeshauptmannes" durch die Wortfolge "der Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

7. § 39 Abs. 1 und 2 lautet: 

,,( 1) Behörde im Sinne dieses Bundesgesetzes ist bei Rohrleitungen, die sich über das Gebiet mehre­
rer Bundesländer erstrecken oder die Grenzen des Bundesgebietes überschreiten, der Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie, für alle anderen Rohrleitungen die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde nach diesem Bundesgesetz können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat irnjeweiligen Land angefochten werden." 

8. § 43 Abs. 3 entfiillt. Im § 43 erhalten die bisherigen Abs. 4 und 5 die Absatzbezeichnungen ,,(3)" und 
,,(4)". 

9. Dem § 43 wirdfolgender Abs. 5 angefogt: 

,,(5) § 8, § 28, § 29, § 30, § 39 und § 43 in der Fassung des Verwaltungsrefonngesetzes 2001, 
BGBl. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. In diesem Zeitpunkt anhängige Verwaltungsverfahren 
sind nach den bisherigen Bestinunungen weiter zu führen." 

Artikel 20 

Änderung des Kraftfahrgesetzes 1967 

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBL Nt. 267, zuletzt geändert durch die Bundesgesetze BGBL I 
Nt. 121/1997 und BGBL I Nr. 16i2000, wird wie folgt geändert: 

1. In § 112 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Der Landeshauptrnann" durch die Wortfolge ,,Die Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

2. Nach § 112 Abs. 1 wirdfolgender Abs. 1a eingefogt: 

,,(la) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwal­
tungssenat irnjeweiligen Land angefochten werden." 
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3. In § 112 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Der Landeshauptmann" durch die Wortfolge ,,Die Bezirksverwal­
tungsbehörde" ersetzt. 

4. Dem § 135 wird folgender Abs. 8 angefiigt: 

,,(8) § 112 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBL I Nr. XXX, tritt mit 1. Juli 
2002 in Kraft. In diesem Zeitpunkt anhängige Verwaltungsverfahren sind nach den bisherigen Bestim­
mungen weiter zu fuhren." 

Artikel 21 

Änderung des Schifffahrtsgesetzes 1990 

Das Bundesgesetz über die Binnenschifffahrt (Schifffahrtsgesetz 1990), BGBL Nr. 87/1989, zuletzt 
geändert durch die Bundesgesetze BGBL I Nr. 9/1998 und BGBL I Nr. 16/2000, wird wie folgt geändert: 

1. § 37 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwal­
tungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 

2. § 49 Abs. 9 entfiillt. Der bisherige § 49 Abs. 10 erhält die Absatzbezeichnung ,,(9)". 

3. § 71 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Behörde erster Instanz im Sinne dieses Teiles ist die Bezirksverwaltungsbehörde." 

4. § 71 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwal­
tungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 

5. § 71 Abs. 3 und 4 entfallen. Die Abs. 5. 6 und 7 des § 71 erhalten die Absatzbezeichnungen ,,(3)", ,,(4)" 
und ,,(5)". 

6. Nach § 149 Abs. 4 wirdfolgender Abs. 5 angefiigt: 

,,(5) § 37, § 49 und § 71 in deI Fassung des VerwaltungsIefonngesetzes 2001, BGBI. I NI. XXX, tre­
ten mit 1. Juli 2002 in Kraft, In diesem Zeitpunkt anhängige Verwaltungsverfahren sind nach den bisheri­
gen Bestimmungen weiter zu fuhren." 

Artikel 22 

Änderung des Luftfahrtgesetzes 

Das Luftfahrtgesetz, BGBL Nr. 253/1957, zuletzt geändert durch die Bundesgesetze BGBL I 
NI. 194/1999 und BGBL I Nr. 16/2000, wird wie folgt geändert: 

1. In den §§ 67 Abs. 2, 68 Abs. 2, 70 Abs. 3. 78 Abs. 3, 80,99 Abs. 4 und 170 Abs. 2 wird die Wortfolge 
"der Landeshauptmann" durch die Wortfolge "die Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

2. In § 169 Abs. I erster Satz wird die Wortfolge "vom Landeshauptmann" durch die Wortfolge "von der 
Bezirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

3. In § 169 Abs. 1 letzter Satz wird die Wortfolge "den Landeshauptmann" durch die Wortfolge "die Be­
zirksverwaltungsbehörde" ersetzt. 

4. Nach § /70 wird folgender § 170a eingefiigt: 

,,§ 170a. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwal­
tungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 

5. Nach § /73 Abs. 9 wird folgender Abs. 10 angefiigt: 

,,(10) § 67 Abs.2, § 68 Abs.2, § 70 Abs.3, § 78 Abs.3, § 80, § 99 Abs.4, § 169 Abs. 1, § 170 
Abs.2 und § 170a in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBL I Nr. XXX, treten mit 
1. Juli 2002 in Kraft. In diesem Zeitpunkt anhängige Verwaltungsverfahren sind nach den bisherigen 
Bestimmungen weiter zu fuhren." 
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Artikel 23 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 

Die Gewerbeordnung 1994 - GewO 1994, BGBL Nr. 314, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBL I Nr. 12112000, die Kundmachung BGBl. I Nr.53/2oo1 und das Bundesgesetz BGBL I 
Nr ... ./200 113

, wird wie folgt geändert: 

1. In den §§ 2 Abs. 1 Z 4 IU. h, 74 Abs. 2 und 4, 77a Abs. 5, 8 und 9, 79 Abs. 1. 79a Abs. I, 81 Abs. 3, 
81aZ2. 8ibAbs. 1, 81cAbs. I, 8id, 84cAbs. 2, 84d Abs.i und 3, 84e, 84fAbs. J, 353 Z3, 354, 
356 Abs. 1, 356a Abs. 2 und § 359b Abs. 1 entfiilltjeweils der Klammerausdruck ,,(§§ 333,334,335)". 

2. § 77a Abs. 6 bis 10 entfiillt. 

3. Im § 81a Z 2 wird die Wortfolge "in den nach § 77a Abs. 1 mitanzuwendenden Verwaltungsvor­
schriften" durch die Wortfolge "in den nach § 356b Abs. 1 mitanzuwendenden Verwaltungsvorschriften" 
ersetzt. 

4. § 334 entfiillt. 

5. § 335 entfollt. 

6. § 335a entfollt. 

7. Im § 356a Abs. 1 letzter Satz wird der Ausdruck ,,§ 77a Abs. 6" durch den Ausdruck ,,§ 356b Abs. 1" 
ersetzt. 

8. § 356b Abs. 1 bis 3 lautet: 

,,( 1) Bei nach diesem Bundesgesetz genehmigungspflichtigen Betriebsanlagen, zu deren Errichtung, 
Betrieb oder Änderung auch nach anderen Verwaltungsvorschriften des Bundes eine Genehmigung (Be­
willigung) zum Schutz vor Auswirkungen der Anlage oder zum Schutz des Erscheinungsbildes der An­
lage erforderlich ist, entfallen, soweit in den folgenden Absätzen nicht anderes bestimmt wird, gesonderte 
Genehmigungen (Bewilligungen) nach diesen anderen Verwaltungsvorschriften, es sind aber deren mate­
riellrechtliche Genehmigungs-(Bewilligungs-)Regelungen bei Erteilung der Genehmigung anzuwenden. 
Dem Verfahren sind Sachverständige für die von den anderen Verwaltungsvorschriften erfassten Gebiete 
beizuziehen. Die Betriebsanlagengenehmigung bzw. Betriebsanlagenänderungsgenehmigung gilt auch als 
entsprechende Genehmigung (Bewilligung) nach den anderen Verwaltungsvorschriften des Bundes. Die 
Mitanwendung der Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 - WRG 1959, BGBL Nr. 215, in der 
jeweils geltenden Fassung, bezieht sich auf folgende mit Errichtung, Betrieb oder Änderung der Betriebs­
anlage verbundene Maßnahmen: 

1. Wasserentnahmen für Feuerlöschzwecke (§§ 9 und 10 WRG 1959); 
2. Erd- und Wasserwännepumpen (§ 3lc Abs. 6 WRG 1959); 
3. Abwassereinleitungen in Gewässer (§ 32 Abs. 2 lit. a, b und e WRG 1959), ausgenommen Ab­

wassereinleitungen aus Anlagen zur Behandlung der in einer öffentlichen Kanalisation gesam­
melten Abwässer; 

4. Lagerung von Stoffen, die zur Folge haben, dass durch Eindringen (Versickern) von Stoffen in 
den Boden das Grundwasser verunreinigt wird (§ 32 Abs. 2 lit. c WRG 1959); 

5. Abwassereinleitungen in wasserrechtlich bewilligte Kanalisationsanlagen (§ 32b WRG 1959). 
Insbesondere sind die Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 betreffend Stand der Technik ein­
schließlich der Gewährung von Ausnahmen vom Stand der Technik, persönliche Ladung von Parteien, 
Emissions- und Irnmissionsbegrenzungen sowie Überwachung jedenfalls mitanzuwenden. Über die mit­
anzuwendenden wasserrechtlichen Tatbestände ist in einem gesonderten Spruchpunkt abzusprechen. Dem 
wasserwirtschaftlichen Planungs organ (§ 55 Abs.4 WRG 1959) kommt in allen Verfahren, durch die 
wassernirtschaftliche Interessen berührt werden, Parteistellung zur Wahrung dieser Interessen einschließ­
lich der Beschwerdelegitimation vor den Gerichten öffentlichen Rechts zu. 

(2) Die Behörde hat das Betriebsanlagengenehrnigungsverfahren gemäß Abs. 1 mit den anderen zu­
ständigen Behörden zu koordinieren, wenn nach anderen nicht gemäß Abs. 1 mitanzuwendenden Ver­
waltungsvorschriften eine Genehmigung, Bewilligung oder eine Anzeige zum Schutz vor Auswirkungen 
der Betriebsanlage oder zum Schutz des Erscheinungsbildes der Betriebsanlage erforderlich ist. 

13 V gl. die Regierungsvorlage eines 2. Euro-Umstellungsgesetzes - Bund, 742 BIgNR 21.GP 
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(3) Die nach anderen Verwaltungsvorschriften des Bundes im Sinne des Abs. 1 bestehenden be­
hördlichen Befugnisse und Aufgaben zur Überprüfung der Ausführung der Anlage, zur Kontrolle, zur 
Herstellung des gesetzmäßigen Zustands, zur Gefahrenabwehr, zur nachträglichen Konsensanpassung, 
zur Vorschreibung und Durchfiihrung von Maßnahmen bei Errichtung, Betrieb, Änderung und Auflas­
sung, der Wiederverleihung von Rechten sind von der Behörde, hinsichtlich des Wasserrechtsgeset­
zes 1959 nur fiir die im Abs. 1 Z 1 bis 6 genannten Maßnahmen, wahrzunehmen. Die Zuständigkeit des 
Landeshauptrnanns nach § 17 des Altlastensanierungsgesetzes, BGBl. Nr. 299/1989, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 760/1992, bleibt unberührt. Die Bestimmungen betreffend die allge­
meine Gewässeraufsicht (§§ 130ffWRG 1959) bleiben unberührt." 

9. § 356b Abs. 6 lautet: 

,,(6) Abs.3 ist hinsichtlich der Aufgaben und Befugnisse, die nach dem Arbeitsinspektionsge­
setz 1993, BGBl Nr. 27, in der jeweils geltenden Fassung den Arbeitsinspektionen obliegen, nicht anzu­
wenden." 

10. § 359a lautet: 

,,§ 359a. Entscheidungen in erster Instanz in Verfahren betreffend Betriebsanlagen können unmittel­
bar beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden." 

11. Dem § 382 wirdfolgender Abs. 10 angefiigt: 

,,(10) Die §§ 2 Abs. 1 Z 4 lit. h, 74 Abs. 2 und 4, 77a Abs. 5, 8 und 9, 79 Abs. 1, 79a Abs. 1, 
§ 81 Abs. 3, 81a Z 2, 81b Abs. 1, 8Ic Abs. 1, 81d, 84c Abs. 2, 84d Abs. I und 3, 84e, 84f Abs. 1,353 Z 3, 
354,356 Abs. 1, 356a Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2, 356b Abs. 1 bis 3 und 6, 359a und 359b Abs. 1 in 
der Fassung des Verwaltungsreforrngesetzes 2001, BGBl I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft; 
gleichzeitig treten die §§ 77a Abs. 6 bis 10, 334,335 und 335a außer Kraft. Für in diesem Zeitpunkt noch 
nicht abgeschlossene Verfahren betreffend Betriebsanlagen verbleibt es bei der bisherigen Rechtslage." 

Artikel 24 

Änderung des Luftreinhaltegesetzes für Kesselanlagen 

Das Bundesgesetz zur Begrenzung der von Dampfkesselanlagen ausgehenden Luftverunreinigungen 
(Lufueinhaltegesetz fiir Kesselanlagen - LRG-K), BGBl. Nr. 380/1988, zuletzt ~eändert durch die Bun­
desgesetze BGBL I Nr. 115/1997, BGBL I Nr. 16/2000 und BGBL I Nr ... ./2001 4, wird wie folgt geän­
dert: 

1. In § 14 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung ,,(1}". Der zweite Satz entfiillt. Folgender 
Abs. 2 wird angefogt: 

,,(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde als zuständiger Anlagenbehörde nach diesem Bun­
desgesetz können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten 
werden." 

2. Dem § /6 wird folgender Abs. 6 angefogt: 

,,(6) § 14 in der Fassung des Verwaltungsreforrngesetzes 2001, BGBl. I Nr. XXX, tritt mit 1. Juli 
2002 in Kraft. In diesem Zeitpunkt anhängige Verwaltungsverfahren sind nach den bisherigen Bestim­
mungen weiter zu fUhren." 

Artikel 25 

Bundes-Berichtspßichtengesetz 

Berichtspllicht der Anlagenbehörde 

§ 1. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde als zuständige Anlagenbehörde hat, sofern nach den Ver­
waltungsvorschriften nicht andere Stellen zuständig sind, dem Landeshauptmann jene Daten zu übermit­
teln, die erforderlich sind, um gemeinschaftsrechtliche oder internationale Aufzeichnungs-, Melde- und 
Berichtspflichten im Zusammenhang mit Anlagen zu erfüllen. 

(2) Der Landeshauptmann ist, sofern nach den Verwaltungsvorschriften nicht andere Stellen zustän­
dig sind, zuständige Behörde fiir die Sammlung und Bearbeitung der Daten, die erforderlich sind, um 

14 VgL die Regierungsvorlage eines 2. Euro-Umstellungsgesetzes - Bund, 742 BlgNR 2 LGP 
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gemeinschaftsrechtliche oder internationale Aufzeichnungs-, Melde- und Berichtspflichten im Zusam­
menhang mit Anlagen zu erfüllen. 

Beriehtspßieht des Anlageninhabers 

§ 2. Wer nach bundesgesetzlichen Vorschriften oder auf grund von Anordnungen der Behörde ver­
pflichtet ist, seine Anlage betreffende Aufzeichnungen zu fUhren, hat jene Daten, sofern nach den 
Verwaltungsvorschriften nicht andere Stellen zuständig sind, der Bezirksverwaltungsbehörde als 
zuständiger Anlagenbehörde zu übermitteln, die erforderlich sind. um gemeinschaftsrechtliche oder 
internationale Aufzeichnungs-, Melde- und Berichtspflichten im Zusammenhang mit Anlagen zu erfüllen. 
Die Vorlage ist gebührenfrei. 

Beriehtsverordnung 

§ 3. (1) Der jeweils zuständige Bundesminister ist zuständige Behörde für die Bekanntgabe jener Da­
ten an die zuständigen Gemeinschaftsorgane, die erforderlich sind, um gemeinschaftsrechtliche oder 
internationale Aufzeichnungs-, Melde- und Berichtspflichten im Zusammenhang mit Anlagen zu erfüllen. 
Er hat durch Verordnung getrennt nach Sachbereichen im einzelnen zu bestimmen, für welche Daten eine 
Übermittlungspflicht besteht und in welcher Weise, insbesondere hinsichtlich der Art der Übermittlung, 
des Aufbaus und der Form ihm diese Daten zu übermitteln sind. 

(2) Alle Organe des Bundes, der Länder und der Gemeinden sind verpflichtet, den jeweils zuständi­
gen Bundesminister bei der Erfüllung der Aufzeichnungs-, MeIde- und Berichtspflichten zu unterstützen, 
wobei eine weitgehende zentrale Datenverarbeitung anzustreben ist. 

(3) In anderen Verwaltungsvorschriften vorgesehene Aufzeichnungs-, Melde- und Berichtspflichten 
werden durch dieses Bundesgesetz nicht berührt. 

Einbindung der Länder 

§ 4. Im Rahmen der Vorbereitung der Erlassung von Gesetzen und Verordnungen durch den Bund 
kann der zuständige Bundesminister erforderlichenfalls die Länder einbinden, um die erforderlichen Aus­
künfte über die Vollziehung zu erlangen. 

Vollziehung 

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist jeder Bundesminister in seinem Wirkungsbereich 
betraut. 

Inkrafttreten 

§ 6. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

Artikel 26 

Autbebung des Rattengesetzes 

Das Bundesgesetz betreffend die Verhütung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch das 
Überhandnehmen von Ratten, BGBl. Nr. 68/1925, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
NI. .. ./2001 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2001 außer Kraft. 

Artikel 27 

Autbebung des Bazillenausscheidergesetzes 
und der Durchführungsverordnung zum Bazillenausscheidergesetz 

( I) Das Bundesgesetz über die gesundheitliche Überwachung der mit der Herstellung und Abgabe 
von Nahrungs- und Genußmitteln befaßten Personen (Bazillenausscheidergesetz), BGBl. NI. 153/1945, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBL NT. 505/1994, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2001 
außer Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einverneh­
men mit dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, für Handel und Wiederaufbau und für 
Volksernährung zur Durchfiihrung des Gesetzes über die gesundheitliche Überwachung der mit der Her­
stellung und Abgabe von Nahrungs- und Genußmitteln befaßten Personen, BGBL Nr. 128/1946, zuletzt 
geändert durch die Verordnung BGBI. NT. 358/1969, außer Kraft. 
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Artikel 28 

Aufhebung des Bundesgesetzes über natürliche Heilvorkommen und Kurorte 

Das Bundesgesetz über natürliche Heilvorkonunen und Kurorte, BGBl. Nr. 272/1958, zuletzt geän­
dert durch die Bundesgesetze BGBl. NI. 78/1998 und BGBl. I Nr ... ./2001 15

, tritt hinsichtlich 
1. (Grundsatzbestimmung) seines I. Teiles 

wie auch 
2. seiner übrigen Teile 

mit Ablauf des 31. Dezember 2001 außer Kraft. 

IS Vgl. die Regierungsvorlage eines I. Euro-Umstellungsgesetzes - Bund, 621 BlgNR 21.GP 
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Vorblatt 

Inhalt: 

Der vorliegenden Gesetzesentwurf enthält ein erstes Bündel von Maßnahmen der Verwaltungsreform. 
Folgende Zielvorstellungen liegen dem zugrunde: 

Die Bezirksverwaltungsbehörde soll die primär zuständige Verwaltungsbehörde sein. 

Alle für ein Vorhaben erforderliche behördliche Genehmigungen sollen in einem gemeinsamen Ver­
fahren behandelt und in einem Bescheid zusammengefasst werden (Verfahrenskonzentration, "One­
Stop-Shop"-Prinzip). 

Über Berufungen gegen erstinstanzliche Bescheide sollen in zahlreichen der mittelbaren Bundes­
verwaltung zuzuordnenden Angelegenheiten die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern 
entscheiden. 

Weiters soll dem Problem der unkoordinierten Wahrnehmung von Berichtspflichten aus dem europäi­
schen bzw. internationalen Raum entgegengetreten werden. 

Alternativen: 

Keine. 

Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 

Vor allem durch Beschleunigung von Verwaltungsverfahren ergeben sich günstige Auswirkungen. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Auf Bundesseite dürften grob geschätzt ein Einsparungspotenzial von 300 Mio. A TS durch Kürzung von 
Instanzenzügen und weitere, nicht quantifIzierbare Einsparungen durch andere Verfahrensvereinfachun­
gen erzielbar sein. 

Für die Länder ergeben sich aus den vorgesehenen, weitgehend von diesen selbst vorgeschlagenen Maß­
nahmen sowohl Mehraufwendungen als auch Einsparungen, wobei diese fmanziellen Auswirkungen 
überwiegend schwer quantifIzierbar sind. 

Auf Seiten der Gemeinden ergeben sich gewisse, nicht quantifIzierbare Einsparungen, welche die poten­
ziellen Mehraufwendungen übersteigen. 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Uni­
on. 

Besonderheiten des N ormsetzungsverfahrens: 

Die Zustimmung der Länder zur Kundmacbung ist gemäß Art. 129a Abs. 2 B-VG erforderlich. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Entwurf eines Verwaltungsrefonngesetzes setzt sich aus verschiedenen Gesetzesnovel­
len, der Neuerlassung eines Bundes-Berichtspflichtengesetzes sowie mehreren Gesetzesaufhebungen 
zusammen. Die einzelnen Artikel beruhen auf Vorschlägen, die auf Verhandlungen zuruckzufiihren sind, 
die zwischen dem Bund und den Ländern in Gestalt mehrerer Sitzungen einer "politischen Bund-Länder­
Runde" erfolgten. 

Diese Bund-Länder-Runde, die aus vier Mitgliedern der Bundesregierung sowie aus vier höchsten Reprä­
sentanten der Länder besteht, beruht ihrerseits auf einer im Rahmen der Finanzausgleichsverhandlungen 
fiir den Finanzausgleich für die Jahre 2001 bis 2004 getroffenen Übereinkunft, eine ,.Aufgaben- und 
Strukturrefonn" durchzuführen. 

Im vorliegenden Gesetzesentwurf wird ein erstes Bündel von Maßnahmen dieses Refonnprojektes zu­
sammengefasst. Folgende Zielvorstellungen liegen dem zugrunde: 

Die Bezirksverwaltungsbehörde soll die primär zuständige Verwaltungsbehörde sein. 

Alle für ein Vorhaben erforderliche behördliche Genehmigungen sollen in einem gemeinsamen Ver­
fahren behandelt und in einem Bescheid zusammengefasst werden (Verfahrenskonzentration, "One­
Stop-Shop"-Prinzip ). 

Über Berufungen gegen erstinstanzliche Bescheide sollen in zahlreichen der mittelbaren Bundes­
verwaltung zuzuordnenden Angelegenheiten die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern 
entscheiden. 

Weiters soll dem Problem der unkoordinierten Wahrnehmung von Berichtspflichten aus dem europäi­
schen bzw. internationalen Raum entgegengetreten werden. 

Schließlich sollen einige Bundesgesetze, deren Vollzug nicht mehr erforderlich ist, aus dem Rechtsbe­
stand entfernt werden. 

Für einen Teil der vorgeschlagenen Regelungen ist eine kurze Legisvakanz ausreichend und wegen der 
angestrebten Verwaltungsvereinfachungen sinnvoll. Für die Zuständigkeitsübertragungen insbesondere 
auf die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern ist wegen des bei diesen wirksam werdenden 
zusätzlichen Personalbedarfes eine ausreichende Vorbereitungszeit und daher eine etwas längere Legis­
vakanz erforderlich. Als Inkrafttretenszeitpunkt der einzelnen Bestimmungen ist daher teils der 1. Jänner 
2002, teils der 1. Juli 2002 vorgesehen. Anhängige Verfahren nach dem geänderten Materiengesetz sollen 
nach der alten Zuständigkeitsverteilung weitergeführt werden. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Durch die in den vorliegenden Bundesgesetzen in Aussicht genommene Reduzierung der behördlichen 
Zuständigkeit in den Bundesministerien durch Kürzung der InstanzeDZÜge kommt es zu einer Einsparung 
beim Personal, wodurch die Ressorts in Anbetracht der restriktiven Personalpolitik in der Bundesverwal­
tung eine deutliche tmanzielle Entlastung erfahren. Durch die gänzliche Aufhebung von Bundesgesetzen 
kommt es ebenfalls zu einer Kostenreduktion. 

Eine genaue Berechnung der fInanziellen Auswirkungen hängt von den derzeit noch nicht absehbaren 
personellen Strukturveränderungen insbesondere im Landesbereich ab. Auf Bundesseite dürfte grob ge­
schätzt ein Einsparungspotenzial von 330 Mio. ATSallein durch die Kürzung der Instanzenzüge erzielbar 
sein. 

Durch die vorgesehene Generalklausel zugunsten der Einzelmitgliedszuständigkeit bei den unabhängigen 
Verwaltungssenaten in den Ländern ergeben sich potenzielle fmanzielle Entlastungen der Länder. 

Durch die vorgesehene Übertragungen von Zuständigkeiten an die unabhängigen Verwaltungssenate in 
den Ländern ergeben sich potenziell tmanzielle Mehrbelastungen der Länder, die jedoch sehr weitgehend 
durch Einsparungen im Bereich der Ämter der Landesregierung kompensiert werden können. 

Durch die vorgesehenen Verfahrensvereinfachungen ergeben sich auch Einsparungen im Bereich der 
Gemeinden, denen potenzielle Mehrbelastungen durch die Aufhebung des Rattengesetzes gegenüberste­
hen. 

Finanzielle Auswirkungen der Art. 8 bis 16 und 26 bis 28: 

Die Änderungen im Strahlengesetz rufen keine finanziellen Auswirkungen hervor. 

I ,~ 
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Durch Übertragung der Zuständigkeit für die Durchfiihrung von Apothekenbewilligungsverfahren 
kommt es durch den Entfall der Verfahren im Bereich des Bundesministeriums für soziale Sicherheit 
und Generationen zu einer Kostenentlastung des Bundes. 

Die Änderung des Ärztegesetzes 1998 fUhrt zu Einsparungen beim Bund. Die Änderungen im Ge­
sundheits- und Krankenpflegegesetz und im MTD-Gesetz rufen keine nennenswerten tmanziellen 
Auswirkungen hervor. 

Der Aufwand für die beim Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen angefallenen 
Berufungsverfahren nach den §§ 36 bzw. 43 des Epidemiegesetzes und den §§ 45 bzw. 47 des Tu­
berkulosegesetzes (im Durchschnitt der letzten Jahre insgesamt maximal sieben Verfahren) wird in 
Zukunft bei den Ländern (UVS) anfallen. 

Die Änderungen im Tierseuchengesetz rufen keine fmanziellen Auswirkungen hervor. 

Durch die Aufhebung des Bazillenausscheidergesetzes und der Durchfiihrungsverordnung zum 
Bazillenausscheidergesetz werden sich fiir den Bund in den Bundesstaatlich bakteriologisch­
serologischen Untersuchungsanstalten jährlich Einsparungen von ca. 13 Millionen Schilling (ca. 18 
Personen jahre) ergeben. Auch bei den Ländern werden sich Einsparungen ergeben, da 330.000 amts­
ärztliche Untersuchungen samt Ausstellung eines amtsärztlichen Zeugnisses jährlich entfallen wer­
den. 

Durch die Aufhebung des Rattengesetzes werden sich fiir den Bund keine, bei den Länder nicht 
quantillzierbare Einsparungen ergeben. Im Falle des Auftretens von Problemen hinsichtlich des Ü­
berhandnehmens von Ratten werden die Gemeinden die erforderlichen Maßnahmen mittels ortspoli­
zeilicher Verordnung zu treffen haben, was zu nicht quantifIzierbaren Mehrbelastungen bei den Ge­
meinden fUhren kann. 

Die Aufhebung des grundsatzgesetzlichen Teiles des Bundesgesetzes über natürliche Heilvorkom­
men und Kurorte ruft weder beim Bund noch bei den Ländern und Gemeinden fmanziellen Auswir­
kungen hervor. Die Aufhebung des II. Teiles Hauptstück A betreffend die Regelung der sanitären 
Aufsicht des Bundes wird zu nicht quantiftzierbaren EntIastungen der Länder und Statutarstädte füh­
ren, da die Bezirksverwaltungsbehörden von den jährlichen Kontrollen von anerkannten Heilvor­
kommen, Kuranstalten und Kureinrichtungen entlastet werden. 

Im Übrigen ist hinsichtlich der tmanziellen Auswirkungen einzelner Bestimmungen auf den Besonderen 
Teil zu verweisen. 

Kompetenzgrundlage: 

Die verfassungsmäßige Kompetenz zur Erlassung der vorgeschlagenen gesetzlichen Bestimmungen wird 
jeweils im Besonderen Teil der Erläuterungen dargelegt. 

Besonderheiten des N ormsetzungsverfahrens: 

Da durch zahlreiche Entwurfsbestimrnungen in Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung ein 
unmittelbarer Rechtszug zu den unabhängigen Verwaltungssenaten in den Ländern eröffnet wird, darf das 
vorgeschlagene Bundesgesetz gemäß Art. 129a Abs. 2 B-VG nur mit Zustimmung der beteiligten Länder 
- dies sind hier alle neun Länder - kundgemacht werden. 

Besonderer Teil 

Zu Art. 1 (Änderung des Allgemeinen Verwalmngsverfabrensgesetzes 1991): 
Allgemeines: 

Die Bestimmungen dieses Artikels beruhen auf Vorschlägen der Länder, insbesondere solchen, die der 
Erleichterung der elektronischen Aktenfiihrung dienen und aus den Beratungen einer Länder­
Unterarbeitsgruppe ,,Rechtliche und organisatorische Rahmenbedingungen für ELAK und One-Stop­
Govemment" hervorgegangen sind. 

Von diesen Bestimmungen sind insgesamt erhebliche Einsparungen bei Bund, Ländern und Gemeinden 
zu erwarten. 

Die verfassungsmäßige Kompetenz zur Erlassung der vorgeschlagenen gesetzlichen Bestimmungen ist in 
Art. 11 Abs. 2 B-VG, hinsichtlich des Verfahrens der unabhängigen Verwaltungs senate in den Ländern in 
Art. 129b Abs. 6 B-VG begründet. 
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Zu Z 1 (§ 13 Abs. 9): 

Die vorgeschlagene Regehmg steht ebenso wie jene der Z 2 und 3 im Zusammenhang mit dem Ziel einer 
vollkommen papierlosen elektronischen Aktenfiihrung. 

Im Hinblick auf § 47 AVG, der hinsichtlich der Beweiskraft öffentlicher und privater Urkunden auf die 
Vorschriften der §§ 292 bis 294, 296, 310 und 311 ZPO verweist, ist nach der geltenden Rechtlage davon 
auszugehen, dass die dort normierte erhöhte Beweiskraft nur den Originalurkunden oder beglaubigten 
Abschriften zukommt. Werden diese elektronisch gescannt und vernichtet bzw. zurückgestellt, so können 
sich infolge der venninderten Beweiskraft unter Umständen Beweisprobleme ergeben. 

Die Erfassung von Unterlagen mit automationsunterstützter Datenverarbeitung (Einscannen) ist Voraus­
setzung fiir den vollelektronischen Akt, damit allen befassten Bearbeitern ohne weiteren Aktenlauf alle 
relevanten Akteninhalte zur Verfiigung stehen. Zur Erleichterung der Verwaltungsarbeit ist es überdies 
erforderlich, dass die Unterlagen nach dem Scannen vernichtet bzw. Originaldokurnente allenfalls zu­
rückgeschickt werden können. Auch beim herkömmlichen Papierakt bleiben oft nur Kopien von Urkun­
den im Akt. 

Der unveränderbaren elektronischen Kopie soll die gleiche Beweiskraft zukommen wie dem zugrundelie­
genden Original. Die Partei hat selbstverständlich die Möglichkeit, im Rahmen der Akteneinsicht (§ 17 
A VG) oder der Stellungnahme zum Ergebnis der Beweisaufnahme (§ 45 Abs. 3 A VG) Unrichtigkeiten zu 
bemängeln; der Gegenbeweis (zur Vennutung der Echtheit oder Richtigkeit) bleibt zulässig. In Zukunft 
soll der Partei auch die Möglichkeit eröffuet werden können, über das Internet in alle Teile des elektroni­
schen Aktes Einsicht zu nehmen (vgl. Z 3). 

Zu Z 2 (§ 14 Abs. 8): 

Im Hinblick auf die Unterschriftserfordernisse des § 14 Abs.2 und 5 ist nach der geltenden Rechtslage 
davon auszugehen, dass Niederschriften in Papierform hergestellt und unterfertigt werden müssen. Eine 
nur im Rahmen elektronischer Aktenführung erzeugte Niederschrift muss daher dennoch ausgedruckt 
werden und die Urkunde ist nach Unterschriftsleistung wieder einzuscannen (oder aufzubewahren). Dies 
stellt eine Erschwernis der elektronischen Aktenfiihrung dar, die dem Bestreben nach Vereinfachung der 
Verwaltungsabläufe zuwiderläuft. 

Es wird daher der Entfall des Unterschriftenerfordernisses für mittels automationsunterstützter Datenver­
arbeitung erstellte Niederschriften vorgeschlagen. Zur Glaubwürdigkeit solcher nicht unterschriebener 
Niederschriften (die gemäß § 15 AVG vollen Beweis über den Verlauf und den Gegenstand der betref­
fenden Amtshandlung liefern) ist zu bemerken: 

Die Warnfunktion, die der Unterschrift insbesondere von Zeugen zukommt, wird schon durch die Beleh­
rung nach § 50 AVG erfiillt (Aussagen von Zeugen in Gerichtsverhandlungen bedürfen ebenfalls nicht 
der Unterschrift des Zeugen). 

Da gemäß § 14 Abs. 3 A VG die Niederschrift den beigezogenen Personen, wenn sie nicht darauf verzich­
ten, vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen ist oder sie das Recht haben, bis zum Schluss der Amts­
handlung die Zustellung einer Ausfertigung der Niederschrift zu verlangen und binnen zwei Wochen 
Einwendungen zu erheben, besteht weiterhin die Möglichkeit einer Einflussnahme der beigezogenen 
Personen hinsichtlich der Beseitigung inhaltlicher Mängel (unrichtige Wiedergabe des Verlaufs oder des 
Gegenstandes der betreffenden Amtshandlung) der Niederschrift. 

Nicht jedem als Niederschrift erscheinenden Text kann die erhöhte Beweiskraft nach § 15 AVG zukom­
men, mag er auch mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung erstellt worden sein. Es ist daher im 
Rahmen der automationsunterstützten Datenverarbeitung sicherzustellen, dass der Inhalt und der Zeit­
punkt der Erstellung der Niederschrift sowie die Bestätigung ihres Inhalts durch den Leiter der Amts­
handlung feststellbar bleiben. 

Mit der Klarstellung, dass unter automationsunterstützter Datenverarbeitung jedenfalls auch der Einsatz 
reiner Textverarbeitungsprogramme zu verstehen ist, soll eine auch fiir § 18 Abs. 4 A VG maßgebliche 
Judikaturdivergenz beseitigt werden. Während nämlich der Verwaltungsgerichtshof davon auszugehen 
scheint, dass dann ein mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung erstellter Bescheid vorliegt, 
wenn sich die Verwendung der automationsunterstützten Datenverarbeitung auf die Verwendung eines 
Textverarbeitungsprogrammes erstreckt (vgl. z.B. das Erkenntnis vom 14. November 1995, 
Zl. 93/1110222), dürfte der Verfassungsgerichtshof davon ausgehen, dass ein solcher Bescheid nur vor­
liegt, wenn ihm ein maschinell- und programmgesteuerter Vorgang zugrunde liegt, nicht aber bei reinen 
Textverarbeitungen (vgL den Beschluss vom 29. September 1997, B 2098/97 m.w.N., sowie das Erkennt­
nis vom 16. Dezember 1987, G 110/87 u.a.). 
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Zu Z 3 (§ 17 Abs. 1): 

Bereits nach der geltenden Rechtslage ist es möglich, der Partei bei der Behörde die Einsicht in elektroni­
sche Akten oder Aktenteile mittels entsprechender Geräte (Bildschirme) zu gewähren. Dem Recht auf 
Anfertigung von Kopien kann durch Herstellung von Ausdrucken nachgekommen werden. 

Die entworfene Regelung soll klarstellen, dass die Akteneinsicht nach Maßgabe der bei der Behörde 
vorhandenen technischen Möglichkeiten auch in Form einer elektronischen Ferneinsicht gestattet werden 
kann. Die jeweils vorhandenen technischen Möglichkeiten und Voraussetzungen (wie Benutzer­
Identifikation und Passwort) sind von der jeweiligen Behörde gemäß dem Grundsatz der Gleichbehand­
lung zu dokumentieren und sollten entsprechend (z.B. im Internet) kundgemacht werden. Es besteht je­
doch keine Verpflichtung der Behörde, Akten vollelektronisch zu führen und eine elektronische Einsicht 
zu gestatten. 

Zu Z 4 (§ 39 Abs. 2a): 

Die vorgeschlagene Regelung dient dem Ziel einer weitgehenden Verfahrenskonzentration. Über die 
geltenden Bestimmung des Abs. 2 hinaus soll die zuständige Behörde bei Vorhaben, die mehrerer Bewil­
ligungen bzw. Genehmigungen oder Feststellungen bedürfen, in der Regel verpflichtet sein, die Verfahren 
zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden. Voraussetzung für diese grundsätzliche 
Verbindungspflicht ist aber auch, dass der Bewilligungswerber die erforderlichen Bewilligungen, Ge­
nehmigungen oder Feststellungen in einem Gesamtantrag beantragt hat. Stellt er Einzelanträge, so wird 
die Behörde zwar nicht zur Verfahrensverbindung verpflichtet, dazu aber weiterhin gemäß Abs. 2 berech­
tigt sein. 

Da es nicht in allen Fällen im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis 
gelegen sein wird, über alle Bewilligungen und Genehmigungen gemeinsam zu entscheiden, weil etwa 
dadurch die umgehend mögliche Erteilung einzelner Bewilligungen oder Genehmigungen bis zur Spruch­
reife des aufwändigsten Teilverfahrens erheblich verzögert würde, soll ausnahmsweise die getrennte 
Führung einzelner Bewilligung-, Genehrnigungs-, bzw. Feststellungsverfahren ermöglicht werden. 

Zu Z 5 und 6 (§ 40 Abs. 1 und § 58a): 

Die vorgeschlagenen Ergänzungen der Regelungen über die mündliche Verhandlung bzw. die Form und 
den Inhalt der Bescheide sollen die neue Vorschrift über die Verfahrenskonzentration (§ 39 Abs.2a) 
flankieren und die grundsätzliche Verpflichtung zur Verhandlungs- und Bescheidkonzentration konkreti­
sieren. 

Zu Z 7 (§ 67a Abs. 1): 

Nach Art. 129b Abs. 5 B-VG ist die Frage, ob die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern durch 
mehrere oder durch einzelne Mitglieder entscheiden, von dem das Verfahren regelnden Bundesgesetz zu 
lösen. 

Der geltende § 67a Abs. 1 AVG normiert fiir das Verfahren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten in 
den Ländern als Regelfall die Zuständigkeit einer aus drei Mitgliedern bestehenden Kammer und über­
lässt es anderen gesetzlichen Regelungen, davon abweichend die Zuständigkeit eines Einzelmitglieds 
vorzusehen. 

Auf Anregung der Vorsitzendenkonferenz der unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern soll 
dieser Grundsatz der Kammerzuständigkeit in Angelegenheiten, die den unabhängigen Verwaltungssena­
ten in den Ländern durch die Verwaltungsvorschriften zugewiesen werden (Abs. 1 Z 1), aus Gründen der 
Verwaltungsentlastung zu Gunsten einer grundsätzlichen Zuständigkeit des EinzelmitgJiedes aufgegeben 
werden. Hiebei bedarf es freilich eines Korrektivs dergestalt, dass für wichtige Angelegenheiten die 
Kammerzuständigkeit erhalten bleibt. Da der Verfahrensgesetzgeber kaum absehen kann, welche Ange­
legenheiten die Materiengesetzgebung den unabhängigen Verwaltungssenaten in den Ländern übertragen 
wird, erscheint eine erschöpfende Aufzählung der wegen ihrer Bedeutung den Kammern zuzuweisenden 
Angelegenheiten nicht als gangbarer Weg. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass im Allge­
meinen rur jene Angelegenheiten, in denen die Materiengesetzgebung eine Entscheidung der Landesin­
stanz vorsieht, ein Bedarf nach der mit der Kammerzuständigkeit verbundenen erhöhten Richtigkeitsge­
wähe besteht. Dasselbe gilt, wenn in erster Instanz bereits eine Kollegialbehörde entschieden hat oder 
wenn der unabhängige Verwaltungssenat nach den Verwaltungsvorschriften selbst erste (und einzige) 
Verwaltungsinstanz ist. Für diese Angelegenheiten soll es daher bei der Kammerzuständigkeit bleiben. 

Zu Z 8 (§ 67g Abs. 2): 

Die vorgeschlagene Befristung des Einsichtnahmerechts aus verwaltungsökonomischen Gründen geht 
ebenfalls auf einen Vorschlag der Vorsitzendenkonferenz zurück. Die Auflage zur öffentlichen Einsicht 
stellt einen zulässigen Ersatz rur den Entfall der durch Art. 6 Abs. I EMRK geforderten öffentlichen 
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Verkündung dar und soll die Öffentlichkeit der Entscheidung sicherstellen. Ein zeitlich unbegrenztes 
Recht auf Einsichtnahme erscheint nicht unbedingt erforderlich. 

Zu Z 9 (§ 67h): 

Vor dem Hintergrund der geplanten Ausweitung der Zuständigkeiten der unabhängigen Verwaltungssena­
te in den Ländern in zahlreichen Materiengesetzen erscheint es zweckmäßig, die Entscheidungsbefugnis 
der unabhängigen Verwaltungssenate als Berufungsinstanz in diesen Angelegenheiten im Sinne einer 
erheblichen Verstärkung des Prinzips der Kassation neu zu regeln. 

Dabei werden zwei Modelle zur Diskussion gestellt, deren erstes (Variante A) an der grundsätzlich re­
fonnatorischen Entscheidungsbefugnis der unabhängigen Verwaltungssenate festhält, während das zweite 
(in den Ausformungen der Varianten BI und B2) auf eine grundSätzlich kassatorische Entscheidungsbe­
fugnis abzielt. 

Den verschiedenen Varianten liegen folgende Überlegungen zugrunde: 

Zu Variante A: 

Abweichend von § 66 Abs.2 AVG sollen die unabhängigen Verwaltungssenate in Fällen, in denen der 
ihnen vorliegende Sachverhalt mangelhaft ennittelt wurde, generell die Möglichkeit der Aufhebung und 
Zuruckverweisung haben (das zusätzliche Kriterium des § 66 Abs. 2, dass die Durchfiihrung einer münd­
lichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, ist im Hinblick auf eine Zuständigkeit der unabhängigen 
Verwaltungssenate, die gemäß § 67d vielfach eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen 
haben, nicht passend). Wenn jedoch im Sinne des § 66 Abs. 3 anzunehmen ist, dass die Ergänzung des 
Ennittlungsverfahrens durch den unabhängigen Verwaltungssenat selbst (insbesondere im Rahmen einer 
mündlichen Verhandlung) im Vergleich zu einer Aufhebung und neuerlichen Entscheidung der ersten 
Instanz mit einer Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist, soll der WS die ergänzende Beweisauf­
nahme selbst durchführen und in der Sache entscheiden können. 

Wenn der erstinstanzliche Bescheid rechtswidrig ist und die Entscheidung (in der Sache) von der Aus­
übung freien Ermessens abhängt, soll der unabhängige Verwaltungssenat nur zur Kassation befugt sein. 
Die Rechtskontrolle, ob die Behörde von dem ihr zustehenden Ennessen im Sinne des Gesetzes Gebrauch 
gemacht hat, entspricht der dem VwGH zustehenden (eingeschränkten) Ermessenskontrolle (Art. 130 
Abs.2 B-VG). Die unabhängigen Verwaltungssenat sollen demnach (abgesehen vom Fall der Devolution 
gemäß § 73 Abs. 2 und den Fällen einer Entscheidung über zivile Rechte iSd Urteils im Fall Obermair gg 
Österreich vom 28.6.1990, Z 70) nicht befugt sein, anstelle der Behörde erster Instanz Ennessen zu üben 
oder ihre Ermessensübung an die Stelle des von der Behörde geübten Ennessens zu setzen. 

Mit der vorgeschlagenen Regelung soll versucht werden, einerseits Handlungsspielräume für die Verwal­
tung zu wahren, aber andererseits das Verwaltungsverfahren nicht über Gebühr mit den - dem Prinzip der 
Kassation immanenten - Nachteilen der Verlängerung der Gesamtverfahrensdauer und Instanzenwege zu 
belasten. 

Zu Variante BI: 

Das Rechtsmittelverfahren soll grundsätzlich in zwei Phasen ablaufen. Dabei haben die unabhängigen 
Verwaltungssenate im Hinblick auf Art. 6 MRK die volle Kognitionsbefugnis. Für die Berufungsent­
scheidungen der unabhängigen Verwaltungssenate in Angelegenheiten des § 67a Abs. I Z. 1 soll anstelle 
des § 66 die lex specialis des § 67h gelten. 

Gemäß § 67h Abs. 1 haben die unabhängigen Verwaltungssenate zunächst kassatorisch zu entscheiden, 
sofern die Berufung nicht aus formellen Gründen zurückzuweisen ist. In diesen Verfahren haben die 
unabhängigen Verwaltungssenate das erstinstanzliche Anbringen nach allen in Betracht kommenden 
Verwaltungsvorschriften zu prüfen. Dies gilt auch dann, wenn die Behörde erster Instanz aufgrund der 
Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens keine derartige umfassende Prüfung vorgenommen hat. Die Ergeb­
nisse dieser Prüfung sind im Kassationsbescheid darzustellen. 

Vergleichbar mit anderen Rechtsmittelverfahren, in denen die Rechtsmittelbehörde kassatorisch entschei­
det, sieht § 67h Abs. 2 vor, dass die Behörde bei ihrer neuerlichen Entscheidung an die Rechtsansicht der 
unabhängigen Verwaltungssenate gebunden ist. 

Wird gegen die neuerliche Entscheidung wiederum Berufung erhoben, so haben die unabhängigen Ver­
waltungssenate in der Sache selbst, also meritorisch zu entscheiden, sofern die Berufung nicht aus fonnel­
len Gründen zurückzuweisen ist. 

Die zweite Phase des Rechtsmitte1verfahrens findet auch statt, wenn im Verfahren zur Erlassung der 
neuerlichen Entscheidung Änderungen eintreten, die Sache aber ihrem Wesen nach (§ 13 Abs. 8) nicht 
geändert wird. 
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Zu Variante B2: 

Das B-VG sieht grundsätzlich in seiner Konzeption die Einrichtung der unabhängigen Verwaltungssenate 
als Tribunale gemäß Art. 6 EMRK vor. Dies gilt auch für die Betrauung der unabhängigen Verwaltungs­
senate mit Zuständigkeiten durch den Materiengesetzgeber in "sonstigen Angelegenheiten" gemäß 
Art. 129a Abs. 1 Z 3 B-VG (vgl. die Materialien AB 817 BlgNR XVII. GP, S 4: "Es soll damit die Mög­
lichkeit geschaffen werden, die Zuständigkeit der unabhängigen Verwaltungssenate in Fällen zu begrün­
den, bei denen es um die Entscheidung über ,civii rights and obligations' im Verwaltungswege geht"). 

Dabei ist nach Art. 6 EMRK für den Bereich des Verwaltungsrechts, der außerhalb des "Kembereichs" 
des Zivilrechts liegt, nach der Rechtsprechung des Verfassungs gerichtshofes eine nachprüfende Kontrolle 
ausreichend (z.B. VfSlg. 14.210/1995). 

Nach der Rspr. des EGMR (21.9.1993, Serie A Nr 268-A, Fall Zumtobel; vgl. Berka S. 454) ist mit Art. 6 
EMRK eine kassatorische Entscheidungskompetenz eines in höherer Instanz entscheidenden Tribunals 
vereinbar, wenn diesem eine unbeschränkte Sachverhaltsprüfung möglich ist. 

Die wichtigste Regelung des vorgeschlagenen § 67h enthält dessen Abs. 2: Der unabhängige Verwal­
tungssenat als Berufungsbehörde wird verpflichtet, hinsichtlich aller in der Berufung geltend gemachten 
subjektiven Rechte zu prüfen, ob sie durch den angefochtenen Bescheid verletzt worden sind. Ergibt diese 
Prüfung eine Rechtsverletzung, so hat der unabhängige Verwaltungssenat den angefochtenen Bescheid zu 
kassieren. Die Pflicht, sämtliche geltend gemachten Verstöße gegen subjektive Rechte zu prüfen, zusam­
men mit der Bindung der Behörde bei ihrer neuerlichen Entscheidung an die Rechtsansicht des unabhän­
gigen Verwaltungssenates (Abs. 3 erster Satz) garantiert eine rasche Abwicklung des Verfahrens. 

Dieses Ziel wird ergänzend dadurch abgesichert, dass die Partei, deren Berufung der unabhängige Ver­
waltungssenat nach Abs. 2 stattgegeben hat, im neuerlichen Rechtsgang in ihrem Berufungsrecht auf jene 
Fälle beschränkt wird, in denen die Behörde bei der neuerlichen Entscheidung von der Rechtsansicht des 
unabhängigen Verwaltungssenates abgewichen ist. Wenn ein solcher Fall eintritt, soll der unabhängige 
Verwaltungssenat im zweiten Rechtsgang meritorisch zu entscheiden haben. 

Die Pflicht des unabhängigen Verwaltungssenates, alle in der Berufung geltend gemachten subjektiven 
Rechte zu prüfen, ist nach den Abs. I und 2 eingeschränkt. Sie wäre nämlich dann nicht sinnvoll, wenn 

die Berufung als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist (Abs. 2) oder 

der angefochtene Bescheid aufzuheben ist, weil er von einer unzuständigen Behörde oder von einer 
nicht richtig zusammengesetzten Kollegialbehörde erlassen wurde (Abs. 1) oder 

der unabhängige Verwaltungssenat von seiner nach Abs. 1 erster Satz erweiterten Möglichkeit 
Gebrauch macht, den angefochtenen Bescheid im Falle notwendiger Ergänzungen des Emrittlungs­
verfahrens aufzuheben und die Angelegenheit an eine im Instanzenzug untergeordnete Behörde zu­
riickzuverweisen; diese Möglichkeit dient auch der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit der Verwal­
tung, weil der unabhängige Verwaltungssenat darauf achten kann, dass die Unterbehörden nicht 
durch unzureichende Ermittlungsverfahren wesentliche Teile der Verwaltungstätigkeit auf den unab­
hängigen Verwaltungssenat überwälzen. 

Zu Z 10 (§ 73 Abs. 1): 

Die vorgeschlagene Ergänzung der Regelung über die Entscheidungspflicht steht im Zusammenhang mit 
den entworfenen Vorschriften zur Verfahrenskonzentration (§ 39 Abs. 2a) und soll klarstellen, dass sich 
die Entscheidungsfrist in verbundenen Verfahren nach der längsten Frist richtet, die in einer der anzu­
wendenden Materienvorschriften vorgesehen ist. Ist in keiner dieser Vorschriften eine Entscheidungsfrist 
vorgesehen, so bleibt es bei der sechsmonatigen Entscheidungsfrist. 

Zu Art. 2 (Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991): 
Kompetenzgrundlage: 

Die verfassungsmäßige Kompetenz zur Erlassung der vorgeschlagenen gesetzlichen Bestimmungen ist in 
Art. 11 Abs. 2 B-VG, hinsichtlich des Verfahrens der unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern in 
Art. 129b Abs. 6 B-VG begründet. 

Zu Z 1 (§ 21 Abs.la und Ib): 

Das Verwaltungsstrafverfahren ist grundsätzlich vom OfflZialprinzip beherrscht. Daher sind die Verwal­
tungsstrafbehörden verpflichtet, bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen Strafverfahren einzu­
leiten und durchzuführen (Legalitätsprinzip). Das OfflZialprinzip wird nach der bestehenden Rechtslage 
jedoch in EinzeWi.llen durch das Opportunitätsprinzip eingeschränkt (vgl. insbesondere §§ 21 und 34 
VStG). Durch die vorliegende Novelle soll das Opportunitätsprinzip im Sinne der auch im Verwaltungs-
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strafverfahren geltenden Grundsätze der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenerspamis 
ausgedelmt werden. 

Zu Abs.la: 

Für die Behörde soll es nach der beabsichtigten Regelung in zwei (weiteren) Fällen möglich sein, von der 
Einleitung und Durchführung eines Strafverfahrens abzusehen: 

a) wenn die Verfolgung aussichtlos ist; 
b) wenn der Aufwand in einem Missverhaltnis zum Grad und zur Bedeutung der in der Verwal­

tungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher Interessen steht; die beabsichtigte Regelung 
ist jener des § 34 VStG nachgestaltet, der es schon bisher unter ähnlichen Voraussetzungen er­
möglicht, von der Ausforschung des Täters abzusehen. 

Zu Abs.lb: 

Die bestehende Regelung des § 21 Abs. 2 VStG ermöglicht es den Organen der öffentlichen Aufsicht, 
von der Erstattung einer Anzeige abzusehen, wenn das Verschulden des Beschuldigten geringrugig ist 
und die Folgen der Übertretung unbedeutend sind. Diese Möglichkeit soll durch die beabsichtigte Rege­
lung nun auch auf die Verwaltungsbehörden ausgedehnt werden. 

Zu Z 2 (§ 24): 

Der vorgeschlagene § 67h A VG soll im Verwaltungsstrafverfahren keine Anwendung fmden. 

Zu Z 3 (§ 5Ie): 

Die Anhebung der Wertgrenze betreffend die Kammerzuständigkeit der unabhängigen Verwaltungssenate 
in den Ländern im Verwaltungsstrafverfahren wurde von den Ländern bzw. den UVS wiederholt gefor­
dert (zuletzt Beschluss der Vorsitzendenkonferenz der UVS vom 16. März 2000), da die Wertgrenze in 
Verbindung mit Verwaltungsvorschriften, die höhere Mindeststrafen vorsehen, zu einem starken Anstieg 
der Kammerverfahren bei den lNS gefiihrt hat. Über die Umsetzung eines dementsprechenden gemein­
samen Änderungsvorschlages der Länder zum VStG konnte jedoch im Zuge der parlamentarischen Bera­
tung der Verwaltungsverfahrensnovelle 1998 noch keine Einigkeit eIZielt werden. 

Zu Z4 (§ 5Ie Abs. 3 Z 3): 

Die Möglichkeit, gemäß Abs. 3 von einer Berufungsverhandlung abzusehen, setzt zusätzlich dazu, dass 
keine die Wertgrenze übersteigende Geldstrafe verhängt wurde, auch voraus, dass keine Partei die Durch­
fiihrung einer Verhandlung beantragt hat. Die vorgeschlagene, von den Ländern geforderte, Anhebung 
der Wertgrenze fiihrt daher zu keiner Einschränkung des Rechts der Partei auf Durchfiihrung einer öffent­
lichen mündlichen Verhandlung. 

Zu Art. 3 (Änderung des Zustellgesetzes): 
Die entworfene Regelung der Z 2 entspricht einem von der Länder-Unterarbeitsgruppe ,.Rechtliche und 
organisatorische Rahmenbedingungen fiir ELAK und One-Stop-Govemment" ausgearbeiteten Vorschlag. 
Dem Problem, dass es bei elektronischen Übermittlungen weder rechtlich noch praktisch einen verlässli­
chen Zustellnachweis gibt, soll durch die Möglichkeit einer elektronischen Hinterlegung begegnet wer­
den. 

Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, Erledigungen auf einem Zustellserver bereitzustellen. Mit 
dem Einleitungssatz wird die Verbindung zu § 18 Abs. 3 letzter Satz AVG hergestellt. Die elektronische 
Adresse ist der Behörde entweder deswegen bekannt, weil die Partei Anbringen in dieser Weise einge­
bracht hat und dem Übermittlungsakt (hier der Bekanntgabe, dass eine Sendung abrutbar ist) nicht gegen­
über der Behörde ausdrücklich widersprochen hat oder weil die Partei der Übermittlung zugestimmt und 
damit auch ihre elektronische Adresse bekannt gegeben hat. Von der Behörde ist sicherzustellen, dass der 
Empfanger nur auf die fiir ihn bereitgestellten Sendungen zugreifen kann. Wenn die Empfanger von Sen­
dungen auf diese zugreifen, kann ein Nachweis der Zustellung gefiihrt werden. Die vorgeschlagene Rege­
lung ist in das Umfeld des § 17 (Hinterlegung) eingebunden. Die angegebene Mail-Adresse ist die Abga­
bestelle. Eine von der Behörde betriebene elektronische Einrichtung liegt auch dann vor, wenn sich die 
Behörde eines Servers bedient, der von einer anderen Behörde oder Einrichtung betrieben wird. Denkbar 
wäre, eine solche Einrichtung etwa nach dem Muster des Modells www.bezahlen.at auch fiir die Zustel­
lung zu schaffen; dies ist auch Ziel des Projekts "VMÖ - Virtueller Marktplatz Österreich". 

Die vorgeschlagene Bestimmung des § 17a ist als spezielle Regelung fiir die Übermittlung im Wege au­
tomationsunterstützter Datenverarbeitung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise in den Ver­
weis des § 1 Abs. 2 letzter Satz aufzunehmen (Z 1). 

I ~ 
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Kompetenzgrundlage: 

Die verfassungsmäßige Kompetenz zur Erlassung der vorgeschlagenen gesetzlichen Bestimmungen ist in 
Art. 11 Abs. 2 B-VG und Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG (Zivil- und Strafrechtswesen ... ) begründet. 

Zu Art. 4 (Änderung des Forstgesetzes 1975): 

§ 170 Abs. 5 des Forstgesetzes 1975 regelt die Zuständigkeit in Verfahren, die den örtlichen Zuständig­
keitsbereich zweier oder mehrerer Forstbehörden betreffen. 

Danach ist zuständig 

der Landeshauptmann, wenn sich das Verfahren auf den Bereich zweier oder mehrerer politischer 
Bezirke innerhalb eines Bundeslandes erstreckt; 

der Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, wenn sich das 
Verfahren auf den Bereich zweier oder mehrerer Bundesländer erstreckt. 

Die für diese "grenzüberschreitenden" Verfahren vorgesehene Kompetenzverschiebung zur übergeordne­
ten Behörde soll entfallen. 

Die Bestimmung der zuständigen Behörde richtet sich in derartigen Verfahren künftig nach den (bisher 
durch die Spezialbestimmung des § 170 Abs. 5 verdrängten) Bestimmungen des § 4 A VG. 

§ 170 Abs. 7 des geltenden Forstgesetzes 1975 sieht fiir WaldfeststeIIungsverfahren (§ 5), Rodungsver­
fahren (§ 19 Abs. 1 lit. b) und Verfahren betreffend Überprüfung von Sperren (§ 35 Abs. 2) einen drei­
gliedrigen Instanzenzug vor, der beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was­
serwirtschaft endet. 

Nach dem Wegfall dieser Sonderbestimmung gilt auch für diese Verfahren der sich aus Art. 103 Abs. 4 
erster Halbsatz B-VG ergebende zweigliedrige Instanzenzug fiir Angelegenheiten der mittelbaren Bun­
des verwaltung, der beim Landeshauptmann endet. 

Nach § 170 Abs. 8 des geltenden Forstgesetzes 1975 hat der Bundesminister fiir Land- und Forstwirt­
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft das Recht, gegen Bescheide, mit denen Rodungsbewilligungen oder 
Ausnahmen vom Großkahlhiebverbot erteilt wurden, Amtsbeschwerde beim Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. Mit dem Entfall dieses Beschwerderechts und der damit korrespondierenden Vorlagepflicht 
hinsichtlich der sich auf die genannten Bescheide beziehenden Verwaltungsakten kann ein wesentlicher 
Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung und Behördenentlastung geleistet werden. 

Kompetenzgrundlage: 
In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das vorgeschlagene Bundesgesetz hinsichtlich dieses Arti­
kels auf Art. 10 Abs. 1 Z 10 B-VG (,,Forstwesen"). 

Zu Art. 5 (Änderung des Wasserrechtsgesetzes 1959): 
Allgemeines: 

In Entsprechung der Intentionen des Gesetzesvorschlages, die Bezirksverwaltungshehörden als zentrale 
Stelle für Anlagenverfahren zu stärken und in diesen Verfahren den unabhängigen Verwaltungssenat als 
Rechtsrnittelbehörde einzusetzen, erscheinen auch Adaptierungen im Wasserrechtsgesetz als erforderlich. 

Kompetenzgrundlage: 
In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das vorgeschlagene Bundesgesetz hinsichtlich dieses Arti­
kels auf Art. 10 Abs. 1 Z 10 B-VG ("Wasserrecht"). 

Zu Z I und 2 (§ 99 Abs. I und § 100 Abs.I): 

In Fortführung der bereits im Rahmen der WRG-Novelle 1997 durchgeführten Zuständigkeitsverlagerun­
gen von wasserrechtlichen Tatbeständen werden nunmehr mit § 99 Abs.l lit. d und g die noch verbliebe­
nen im Zusammenhang mit Betriebsanlagen typischer Weise relevanten wasserrechtlichen Tatbestände 
(direkte Einleitungen und sonstige Einwirkungen auf Gewässer) gestrichen und fallen dadurch in die 
Allgemeinzuständigkeit der BezirksveIWaltungsbehörden gemäß § 98 WRG 1959. 

Es wird damit die Möglichkeit geschaffen, soweit dies nicht ohnedies bereits durch Verfahrenskonzentra­
tion in anderen Materiengesetzen wie zB Gewerbeordnung normiert ist, Verfahren auf der Bezirksverwal­
tungsebene gemeinsam durchzuführen. 

Darüber hinaus werden die bisher noch auf Ebene des Bundesministers bzw. Landeshauptmannes des 
abzuwickelnden Genossenschafts- und Wasserverbandsangelegenheiten auf die Bezirksverwaltungsebene 
verlagert. 
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Auf Landes- bzw. Ministeriumsebene verbleiben im Hinblick auf Auswirkungen - soferne sie nicht dem 
UVP-G unterliegen - wasserwirtschaftlich bedeutende Wasserressourcenbewirtschaftungstatbestände, 
wie Großkraftwerke, große Sperrenbauwerke, große Wasserversorgungs- und große kommunale Abwas­
serbeseitigungsanlagen. Letztere insbesondere auf grund ihres Infrastrukturcharakters und ihrer überregio­
nalen Bedeutung. 

Zu Z 3 (§ 101 Abs. 3): 

Mit dem Ausschluss der Attraktionszuständigkeit sowie der wasserrechtlichen Regelung über die Zustän­
digkeit bei übergreifenden örtlichen Wirkungsbereichen für mit Betriebsanlagen verbundene wasserrecht­
liche Tatbestände 5011 sichergestellt werden, dass in all diesen Verfahren eine einheitliche Abwicklung 
stattfmden kann. 

Mit dem Begriff der Betriebsanlage wird an die Formulierungen in § 356b GewO angeknüpft. 

Zu Z 4 (§ 10la): 

Um auch eine einheitliche Rechtsmittelinstanz zu schaffen, soll der Instanzenzug im Wasserrechtsgesetz 
für Bescheide, die über mit Betriebsanlagen verbundene Tatbestände absprechen, in denen in erster In­
stanz die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig ist, vom Landeshauptrnann bzw. vom Bundesminister auf 
den unabhängigen Verwaltungssenat übertragen werden. 

Zur Wahrung der wasserwirtschaftlichen Interessen und zur Sicherstellung einer einheitlichen Planung 
bzw. wasserwirtschaftlichen Steuerung wurde dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan eine Steue­
rungsmöglichkeit in diesen Verfahren in Form einer ParteisteIlung vor dem UVS bzw. einer Beschwerde­
legitimation an die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes eingeräumt. 

Zu Art. 6 (Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes - A WG): 
Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das vorgeschlagene Bundesgesetz hinsichtlich dieses Arti­
kels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG (,.Abfallwirtschaft"). 

Zu Z 1 (§ 30a): 

Im § 30g soll die Zuständigkeit für Genehmigungsverfahren gemäß §§ 28ff zusammenfassend geregelt 
werden. In Anpassung daran soll § 30a Abs. 2 gestrichen werden. 

Zu Z 2 (§ 30g): 

Für AbfaHbehandlungsanlagen gibt es bereits derzeit ein sehr weitgehende Entscheidungslconzentration; 
für die diesbezüglichen Verfahren wurde 1990 der Landeshauptmann als erste Instanz festgesetzt. 

Eine grundsätzliche Verlagerung der Behördenzuständigkeit bei den sehr komplexen und teilweise auch 
strittigen Genehmigungsverfahren für AbfaUbehandlungsanlagen, denen größtenteils auch überregionale 
Bedeutung zukommt erscheint nicht zweckmäßig. 

Im Einzelfall kann jedoch der Landeshauptmann aus Gründen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit Ennittlungsschritte oder die Entscheidung an die Bezirksverwaltungsbehörde delegie­
ren. Dadurch soU eine möglichst flexible und praktikable Vorgangsweise sichergestellt werden. 

Die Bestimmung des § 30g Abs.2 ist der Delegationsbestimmung des § 101 WRG nachgebildet; die 
entsprechende Judikatur kann daher grundsätzlich zur Auslegung des § 30g Abs. 2 herangezogen werden. 

Eine für alle anlagenrechtlichen Genehmigungen gemäß A WG gleichlautende Anfechtungsmöglichkeit 
beim UVS soll nonniert werden. 

Zu Art. 7 (Änderung des Immissionsschutzgesetzes-Luft): 
Zur Vollziehung der auf Grund des mit Verordnung des Landeshauptrnanns gemäß § 10 IG-L festgeleg­
ten Maßnahmenkataloges erforderlichen Maßnahmen im Sanierungsgebiet war nach § 17 IG-L bereits 
bisher zum größten Teil die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig. 

Nunmehr soll auch für die Maßnahmen nach § 17 Abs. 2 IG-L in Angelegenheiten der unmittelbaren 
Bundesverwaltung die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig sein. Rechtsmittelbehörde gegen Bescheide 
der Anlagenbehörde wird der unabhängige Verwaltungssenat. 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG (.Luftreinhaltung, ... "). 
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Zu Art. 8 (Änderung des Strahlenschutzgesetzes): 
Allgemeines: 

Das geltende Strahlenschutzgesetz sieht im § 41 Abs. 4 einen Instanzenzug bis zum zuständigen Bundes­
minister, daher einen dreigliedrigen Instanzenzug vor. Im Sinne der geplanten Verwaltungsrefonn wäre 
dieser zu verkürzen. Durch die vorgeschlagene Regelung kommt die Bestimmung des Art. 103 Abs. 4 
B-VG bezüglich des Instanzenzuges in der mittelbaren Bundesverwaltung (zweigliedriger Instanzenzug) 
zum Tragen. Die bisherige Zuständigkeit des Landeshauptmannes geht auf die Bezirksvenvaltungsbehör­
den über. 

Die Neuregelung betrifft insbesondere die Bewilligung von Röntgenanlagen in Krankenanstalten und 
radiologischen Praxen. Gleichennaßen betroffen sind die Überprüfungen bewilligter Anlagen gemäß § 17 
Strahlenschutzgesetz. Die Neuregelung trägt dem Wunsch nach erhöhter Bürgemähe Rechnung. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. I Z 12 B-VG ("Gesundheitswesen"). 

Zu Z 2 (§ 41 Abs. 2): 

Lit. a und b stellen Anpassungen an die geänderte Rechtslage dar. 

Die bisherige lit. d (Sonderzuständigkeit für Schulen) entfällt. Die bisherigen Zuständigkeiten von Bun­
desministerien und der Landesschulräte gehen auf die Bezirksvenvaltungsbehörden über. Die Maßnahme 
bedingt eine wesentliche Verwaltungsvereinfachung und Kosteneinsparung. 

Zu Z 3 (§ 41 Abs.4): 

Rechtsmittelbehörde gegen Bescheide der Anlagenbehörde soll der unabhängige VerwaJtungssenat wer­
den. 

Zu Art. 9 (Änderung des Apothekengesetzes): 
Allgemeines: 

Im Rahmen des vorliegenden Entwurfes soll im Liebte der angestrebten Venvaltungsrefonn eine Verlage­
rung der Instanzenzüge im Apothekenbereich dergestalt vorgenommen werden, dass die Erteilung von 
Apothekenkonzessionen den Bezirkshauptmannschaften in erster bzw. dem unabhängigen Venvaltungs­
senat in zweiter Instanz obliegt. 

Vor dem Hintergrund, dass in diesem Bereich die notwendigen Erhebungen (z.B. Bevölkerungszahlen 
etc.) ohnehin durch die Bezirkshauptmannschaften durchgeführt werden und Vorsorge fiir eine planmäßig 
Verteilung der Apotheken schon über die entsprechenden gesetzlichen Vorschriften getroffen ist, kann in 
diesem Bereich eine entsprechende Verlagerung vorgenommen werden, ohne dass die Arzneirnittelver­
sorgung durch Apotheken bzw. die einheitliche Behandlung von Apothekenangelegenheiten gelährdet 
erscheint. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Durch die in Aussicht genommene Übertragung der Zuständigkeit für die Durchführung von Apotheken­
bewilligungsverfahren auf die Bezirksvenvaltungsbehörden in erster und die unabhängigen Verwaltungs­
senate der Länder in zweiter Instanz entfallen im Bereich des Bundesministeriums für soziale Sicherheit 
und Generationen Verfahrenshandlungen im Hinblick auf die Durchfiihrung von Berufungsverfahren für 
im Jahr durchschnittlich 90 Konzessionsanträge sowie die damit im Zusammenhang stehenden Venval­
tungs- bzw. Verfassungsgerichtshofbeschwerden. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG ("Gesundheitswesen"). 

Zu Art. 9 Z 1 bis 3 (§ 44 Überschrift und Abs. 1, § 44 Abs. 2 des Apothekengesetzes): 

Im Rahmen des fünften Abschnittes des Apothekengesetzes wird die sachliche Zuständigkeit für die 
Durchführung von Verwaltungsangelegenheiten nach dem Apothekengesetz im Grundsatz der Bezirks­
venvaltungsbehörde zugewiesen. 

Zu Art. 9 Z 4 und 5 (§ 45 Überschrift und Abs. 2 des Apothekengesetzes): 

Durch die Neufassung des § 45 wird im Zusammenhang mit der Regelung der Zuständigkeit im Sinne des 
§ 44 der Instanzenzug in der Fonn neugeordnet, dass der Bezirksvenvaltungsbehörde die Zuständigkeit 
zur Entscheidung in erster Instanz zukommt und gegen Entscheidungen der Bezirksvenvaltungsbehörde 
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eine Berufungsmöglichkeit an den unabhängigen Verwaltungssenat des betreffenden Landes vorgesehen 
ist. 

Zu Art. 9 Z 6 (§ 46 Abs. 1 des Apothekengesetzes): 

Durch die gegenständliche Änderung wird entsprechend der bisherigen Festlegung der örtlichen Zustän­
digkeit des § 46 Abs. I klargestellt, dass ein Antrag auf Konzession für eine öffentliche Apotheke bei der 
Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Verwaltungsgebiet der Standort der Apotheke vorgesehen ist, ein­
zubringen ist. 

Zu Art. 9 Z 7 bis 10 (§ 47 Abs. 1, § 47 Abs. 2, § 48 Abs. 1 des Apothekengesetzes): 

Die im Hinblick auf die §§ 47 und 48 vorgeschlagenen Änderungen beschränken sich auf eine Adaptie­
rung der Regelungen über die Abweisung ohne weiteres Verfahren bzw. über die Verlautbarung im Sinne 
der Zuständigkeitsübertragung auf die Bezirksverwaltungsbebörden. 

Zu Art. 9 Z 11 bis 13 (§ 49 Abs. 1 und 4, § 49 Abs. 2, § 49 Abs. 3 des Apotbekengesetzes): 

Im Rahmen der Regelungen über das Vorverfahren können im Hinblick auf die neuen Zuständigkeitsre­
gelungen zunächst jene Vorschriften, die sich auf Befassung der Bezirksverwaltungsbehörde zum Zwecke 
der Erhebung der für die Entscheidung maßgebenden Verhältnisse beziehen, entfallen. Im Anschluss 
daran sind die im Hinblick auf die Zuständigkeitsübernagung bzw. Einvemebmenserzielung erforderli­
chen Anpassungen vorzusehen. 

Zu Art. 9 Z 14 (§ SO des Apothekengesetzes): 

Die Einbeziehung der Standesvertretungen wird unter Berücksichtigung der Neuzuordnung der Zustän­
digkeiten adaptiert. 

Zu Art. 9 Z 15 bis 17 (§ 51 Abs. I, § 51 Abs. 2, § 51 Abs. 3 des Apotbekengesetzes): 

Durch den neu gefassten § 51 wird klargestellt, dass die Entscheidung über Konzessionsansuchen der 
örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde zukommt, und dass gegen Entscheidungen der Bezirks­
verwaltungsbehörde die Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat des jeweiligen Landes einge­
bracht werden kann. In Abs. 2 wird jene Vorschrift adaptiert, die sich auf das Vorgehen im Fall, dass im 
Hinblick auf den für die Apotheke gewählten Standort auch Gemeinden des Verwaltungsgebietes anderer 
Bezirksverwaltungsbehörden in Betracht kommen, bezieht. Kann hier Übereinstimmung nicht erzielt 
werden, ist die Entscheidung durch den Landeshauptmann vorgesehen, wenn Bezirksverwaltungsbehör­
den eines Landes betroffen sind, bzw. durch den Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen, 
wenn Bezirksverwaltungsbehörden mehrerer Länder betroffen sind. 

Zu Art. 9 Z 18 (§ 54 des Apothekengesetzes): 

Entsprechend der Zuständigkeitsübernagung für die Durchführung von Apothekenkonzessionsverfahren 
sollen in systemadäquater Weise auch die Verwaltungsangelegenheiten im Zusammenhang mit der Ver­
legung von Apotheken der Bezirksverwaltungsbehörde zugeordnet werden. 

Zu Art. 9 Z 19 (§ 68a des Apothekengesetzes): 

Die Neuerungen in § 68a beziehen sich auf die Aufnahme von Inkrafttretens- und Übergangsbestimmun­
gen im Hinblick auf die gegenständliche Novelle. 

Zu Art. 10 (Änderung des Ärztegesetzes 1998): 
Die gegenständliche Novelle dient der Umsetzung der Verwaltungsreform. In diesem Sinne fällt in Hin­
kunft die Zuständigkeit zur Erteilung von Bewilligungen an im Ausland ausgebildete Ärzte und Zahnärzte 
gemäß §§ 32, 33 und 35 ÄrzteG 1998 in erster Instanz an die Bezirksverwaltungsbehörde und in zweiter 
Instanz an den unabhängigen VerwaItungssenat. Ausgenommen sind Bewilligungen zu Studienzwecken 
an Universitätskliniken bzw. -instituten, diese werden weiterhin vom Klinikvorstand erteilt. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Hinsichtlich der Auswirkungen der Übertragung der Vollziehungskompetenzen durch die Änderung im 
Ärztegesetz ist von folgenden Daten auszugehen: 
Anzahl der eingesetzten Mitarbeiter (Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen): 

I~ I~ I~ I 
Anzahl der jährlich durchgeführten Verfahren: 180 

241/ME XXI. GP - Entwurf (gescanntes Original)36 von 93

www.parlament.gv.at



33 

Anzahl der jährlichen Kosten (Kosten pro Minute + 20% Zuschlag für Verwaltung, EDV und Raumbe­
darf): 

1:95.280,-- I ~3.504,--
KompetenzgruDd)~e: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG ("Gesundheitswesen"). 

Zu Art. 11 (Änderung des Gesundheits- und Krankenpßegegesetzes): 
Die gegenständliche Novelle dient der Umsetzung der VerwaItungsreform. In diesem Sinne fällt in Hin­
kunft die Zuständigkeit zur Erteilung von Bewilligungen zur freiberuflichen Ausübung des gehobenen 
Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege in erster Instanz an die Bezirksverwaltungsbehörde und in 
zweiter Instanz an den unabhängigen Verwaltungssenat. Meldungen betreffend den Berufssitz ergehen 
ebenfalls an die Bezirksverwaltungsbehörde. 

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen ist festzuhalten, dass auf Grund der Tatsache, dass durch die 
Übertragung vom Landeshauptmann auf die Bezirksverwaltungsbehörde die Vollziehung im Bereich der 
Länder verbleibt, keine finanziellen Implikationen für den Bund entstehen. Da bisher jährlich über höchs­
tens eine Berufung in der gegenständlichen Materie seitens des Bundesministeriums für soziale Sicherheit 
und Generationen zu entscheiden war, entstehen durch die vorgesehenen Änderungen des Instanzenzuges 
dem Bund keine nennenswerten Einsparungen, den Ländern keine nennenswerten Kosten. 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz auf Art. 10 Abs. 1 
Z 12 B-VG ("Gesundheitswesen"). 

Zu Art. 12 (Änderung des MTD-Gesetzes): 
Die gegenständliche Novelle dient der Umsetzung der Verwaltungsreform. In diesem Sinne fällt in Hin­
kunft die Zuständigkeit zur Erteilung von Bewilligungen zur freiberuflichen Ausübung der gehobenen 
medizinisch-technischen Dienste in erster Instanz an die Bezirksverwaltungsbehörde und in zweiter In­
stanz an den unabhängigen VerwaItungssenat. Meldungen betreffend den Berufssitz ergehen ebenfalls an 
die Bezirksverwaltungsbehörde. 

Hinsichtlich der finanziel1en Auswirkungen ist festzuhalten, dass auf Grund der Tatsache, dass durch die 
Übertragung vom Landeshauptmann auf die Bezirksverwaltungsbehörde die Vollziehung im Bereich der 
Länder verbleibt, keine finanziellen Implikationen für den Bund entstehen. Da bisher jährlich über höchs­
tens eine Berufung in der gegenständlichen Materie seitens des Bundesministeriums für soziale Sicherheit 
und Generationen zu entscheiden war, entstehen durch die vorgesehenen Änderungen des Instanzenzuges 
dem Bund keine nennenswerten Einsparungen. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG (.,Gesundheitswesen"). 

Zu Art. 13 (Änderung des Hebammengesetzes): 
Allgemeines: 

Im Rahmen des vorliegenden Entwurfes soll im Lichte der angestrebten Verwaltungsreform eine ver­
stärkte Vollziehung des Hebarnmengesetzes durch die gesetzliche Interessenvertretung der Hebammen, 
das Österreichische Hebammengremium, in Anlehnung an das Äczte-. Dentisten- und Apothekerrecht 
erfolgen. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Durch die Übertragung der Zuständigkeit für die Durchfiiluung von Verfahren betreffend Berufszulas­
sungen an EWR-Staatsangehörige vom Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen auf das 
Österreichische Hebammengremium in erster und den Landeshauptmann in zweiter Instanz entfallen 
beim Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen Verfahrenshandlungen im Ausmaß von 
jährlich fünf bis zehn Verfahren. Die zu erwartenden fmanziellen Auswirkungen für die Länder als Beru­
fungsinstanz sind eine zu vernachlässigende Größe. 

Im Bereich der freiberuflichen Berufsausübung kommt es durch die Änderung der Bewilligungspflicht 
beim Landeshauptmann in eine bloße Meldepflicht beim Österreichischen Hebarnmengremium zu Ein­
sparungen beim Land und auf Grund der Entbürokratisierung insgesamt zu einem geringeren Verwal­
tungsaufwand. 
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Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurfvorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG ("Gesundheitswesen"). 

Zu Art. 13 Z 1 bis 3 (§§ 12 und 12a): 

Die Zuständigkeit zur Berufszulassung von EWR-Staatsangehörigen, welche auf Grund der durch die 
Richtlinien SO/154IEWG und 80/1551EWG bewirkten Hannonisierung des Berufs und der Ausbildung 
zur Hebamme in einer bloß formellen Überprüfung besteht, wird vom Bundesminister für soziale Sicher­
heit und Generationen als erste und letzte Instanz auf das Österreichische Hebammengremium in erster 
Instanz und den Landeshaup1mann als Berufungsinstanz übertragen. Darüber hinaus wird eine dem Ärzte­
recht entsprechende Beschwerdemöglichkeit des Bundesministers für soziale Sicherheit und Generationen 
an die öffentlichen Gerichtshöfe normiert. 

Die Regelungen betreffend das Verfahren werden sprachlich und inhaltlich an die moderneren Regelun­
gen des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes angepasst. 

Zu Art. 13 Z 4, 5 und 8 (§§ 19, 54a): 

Nach geltender Rechtslage erfordert die freiberufliche Berufsausübung eine Bevlilligung des Landes­
hauptmannes. Auf Grund eines Vertragsrechtsverletzungsverfahrens ist das Erfordernis der einjährigen 
vollbeschäftigten Berufsausübung im Rahmen eines Dienstverhältnisses aufgehoben worden (Novelle 
BGBL I Nr. 116/1999). 

Da nunmehr bei Vorliegen der Berufsberechtigung auch die Voraussetzungen für die freiberufliche Be­
rufsausübung gegeben sind, ist ein Bewilligungsverfahren aus verwaltungsökonomischer Sicht überschie­
ßend. Eine bloße Meldepflicht an das Österreichische Hebammengremium ist somit ausreichend, zurnal 
im Rahmen der Eintragung in das Hebammenregister gemäß § 42 eine Überprüfung der Berufsaus­
übungserfordemisse durch das Österreichische Hebammengremium erfolgt. 

Die verpflichtende Meldung des Berufssitzes ist aus gesundheitspolitischer Sicht erforderlich, um zu 
gewährleisten, dass entsprechende Informationen über die Anzahl der freiberuflich tätigen Hebammen 
und damit über die Versorgungslage der österreichischen Bevölkerung im Hebammenbereich zur Verfii­
gung stehen. 

In § 54a erfolgt die Anpassung der entsprechenden Strafbestirnmung. 

Zu Art. 13 Z 6 (§ 40 Abs. 2): 

Der erweiterte Aufgabenbereich des Österreichischen Hebammengremiums ist zu berücksichtigen. 

Zu Art. 13 Z 7 (§ 53 Abs. 4): 

Entsprechend den Regelungen im Apothekerkamrnergesetz wird auch im Hebammengesetz eine Bestim­
mung betreffend die Durchsetzbarkeit des Aufsichtsrechts des Bundesministers für soziale Sicherheit und 
Generationen über das Österreichische Hebammengremium geschaffen, wonach bei Untätigkeit und 
Rechtswidrigkeiten der Gremialvorstand bzw. das Präsidium abberufen werden können. 

Zu Art. 14 (Änderung des Epidemiegesetzes 1950): 
Den Bezirksverwaltungsbehörden obliegt die Durchführung von Erhebungen und die Anordnung von 
Maßnahmen bezüglich anzeigepflichtiger übertragbarer Krankheiten. Die Entscheidung über die vom 
Bund zu tragenden Kosten nach § 36 Abs. 1 des Epidemiegesetzes (in der Praxis im wesentlichen Vergü­
tungen fiir Verdienstentgang nach § 32 leg.cit.) obliegt derzeit dem Landeshaup1mann. Es erscheint sach­
gerecht, auch die diesbezüglichen Entscheidungen wegen des ohnehin gegebenen untrennbaren Sachzu­
sammenhanges mit den zugrundeliegenden Verfügungen der Bezirksverwaltungsbehörde zu übertragen. 
Die Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können in Zukunft unmittelbar beim unabhängigen Ver­
waltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Eine Umfrage bei den Ländern hat ergeben, dass österreichweit jährlich ca. 250 Verwaltungsverfahren 
nach § 36 des Epidemiegesetzes durch die Landeshauptmänner durchgeführt werden. Durch eine Verlage­
rung der Entscheidungskompetenz auf die Bezirksverwaltungsbehörden tritt bei den Ländern keine, bei 
den Städten mit eigenem Statut nur eine unbedeutende Änderung bezüglich der anfallenden Kosten ein. 

Beim Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen sind im Durchschnitt der letzten Jahre 
maximal fünf Berufungsverfahren jährlich angefallen. Der angenonunene durchschnittliche Zeitaufwand 
von 220 Minuten für einen A- oder B-Bediensteten (Aktenstudium, Durchführung ergänzender Beweis­
aufnahmen, Bescheidkonzept) und 40 Minuten D-Bediensteten (Schreibarbeiten) wird in Zukunft beim 
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Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen entfallen und bei den Ländern (UVS) anfal­
len. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG ("Gesundheitswesen"). 

Zu Art. 15 (Änderung des Tuberkulosegesetzes): 
Den Bezirksverwaltungsbehörden obliegt die Durchfiihrung von Erhebungen und die Anordnung von 
Maßnahmen im Zusammenhang mit ansteckungsfahiger Tuberkulose. Die Entscheidung über die vom 
Bund zu tragenden Kosten nach § 47 Abs. 1 Tuberkulosegesetz (in der Praxis im Wesentlichen die Über­
nahme von Behandlungskosten durch den Bund) obliegt derzeit dem Landeshauptmann. Es erscheint 
sachgerecht, auch die diesbezüglichen Entscheidungen wegen des ohnehin gegebenen untrennbaren Sach­
zusammenhanges mit den zugrundeliegenden Verfügungen der Bezirksverwaltungsbehörde zu übertra­
gen. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können in Zukunft unmittelbar beim unabhängigen Ver­
waltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Eine Umfrage bei den Ländern hat ergeben, dass österreichweit jährlich ca. 270 Verwaltungsverfahren 
auf Übernahme der Behandlungskosten nach dem Tuberkulosegesetz durch den Bund von den Landes­
hauptmännern durchgefiihrt werden. Durch eine Verlagerung der Entscheidungskompetenz auf die Be­
zirksverwaltungsbehörden tritt bei den Ländern keine, bei den Städten mit eigenem Statut nur eine unbe­
deutende Änderung bezüglich der anfallenden Kosten ein. 

Beim Bundesministerium fiir soziale Sicherheit und Generationen sind im Durchschnitt der letzten Jahre 
maximal ein bis zwei Berufungsverfahren jährlich angefallen. Der angenommene durchschnittliche Zeit­
aufwand von 220 Minuten für einen A oder B-Bediensteten (Aktenstudium, Durchfiihrung ergänzender 
Beweisaufnahmen, Bescheidkonzept) und 40 Minuten D-Bediensteten (Schreibarbeiten) pro Fall wird in 
Zukunft beim Bundesministerium fiir soziale Sicherheit und Generationen entfallen und bei den Ländern 
(l.TVS) anfallen. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG ("Gesundheitswesen"). 

Zu Art. 16 (Änderung des Tierseuchengesetzes): 
Allgemeines: 

Im Bereich des Tierseuchenrechtes ist die Tötungsanordnung bei Verdacht auf Rotz in Zukunft immer 
durch die Bezirksverwaltungsbehörde durchzuführen. Weiters wird ein einheitlicher Instanzenzug von der 
Bezirksverwaltungsbehörde an den unabhängigen Verwaltungssenat des jeweiligen Bundeslandes ge­
schaffen. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Finanzielle Auswirkungen ergeben sich nicht. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtIicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 ("Veterinärwesen"). 

Zu Art. 16 Z 1 bis 3 (§ 34 Abs. 5 und 6 des Tierseuchengesetzes): 

Bisher bestehen bei Vorliegen von Rotz beziehungsweise des Verdachtes auf Rotz Möglichkeiten zur 
Tötungsanordnung durch den Bundesminister, den Landeshauptmann und die Bezirksverwaltungs­
behörde, wobei die Voraussetzungen jeweils gesetzlich festgelegt sind. 

Diese historisch erklärliche (Militärpferde!) Aufsplitterung entspricht nicht mehr den tatsächlichen Gege­
benheiten. Einerseits besteht in mittelbarer Bundesverwaltung ohnehin eine Weisungsgebundenheit Be­
zirksverwaltungsbehörde-Landeshauptmann-Bundesminister, andererseits besteht durch die technischen 
Kommunikationsmittel jederzeit die Möglichkeit der Behörden, untereinander Kontakt zu halten. 

Es sollte daher die Tötungsanordnung bei Rotz generell bei der Behörde erster Instanz angesiedelt sein. 
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Zu Art. 16 Z 4 (§ 76 des Tierseucbengesetzes): 

Im Sinne der VeTWaltungsvereinfachung sollte der Instanzenzug von der Bezirksverwaltungsbehörde 
generell an den unabhängigen Verwaltungssenat des jeweiligen Bundeslandes gehen, da somit eine Ent­
lastung der Verwaltung von zumeist formalen Verfahren bewirkt wird. 

Da der bisherigen Bestimmungen des § 76 bereits gemäß Art. III der EGVG durch die §§ 63 ff. A VG und 
das VStG derogiert war, werden diese Bestimmungen nunmehr auch im Sinne der Rechtsklarheit formal 
aufgehoben und durch die Anordnung des obgenannten Instanzenzuges ersetzt. 

Zu Art. 16 Z 5 (§ 77 des Tierseucbengesetzes): 

Auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Novelle anhängige Verfahren sollen die Bestinunungen noch 
keine Anwendung finden. Dies dient der Rechtssicherheit und vermeidet Verzögerungen durch Abtretung 
von Verwaltungsakten. 

Zu Art. 17 (Änderung des Eisenbahnenteignungsgesetzes): 
KompetenzgrundJage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz auf Art. 10 Abs. 1 
Z 6 B-VG ("Enteignung, soweit sie nicht Angelegenheiten betrifft, die in den selbständigen Wirkungsbe­
reich der Länder fallen;") und Art. 10 Abs. 1 Z 9 B-VG ("Verkehrswesen hinsichtlich der Eisenbahnen 
... "). 
Zu Z 1, 2 und 15 bis 17 (Gesetzestitel, Artikelgliederung, Art. 2, § 49): 

In der Regierungsvorlage einer Verwaltungsverfahrensnovelle 2001, 723 B1gNR 21. GP, ist die Aufhe­
bung des Verwaltungsentlastungsgesetz aus dem Jahr 1925 vorgesehen, wobei dessen Art. 13 - Verfahren 
in Enteignungsangelegenheiten - erst mit Ablauf des 31. Dezember 2006 außer Kraft treten soll, um da­
mit Zeit :fiir die Schaffung einer Ersatzregelung zu bieten. Die vorliegende Novelle soll nun benützt wer­
den, wo Art. 13 des VeTWaltungsentlastungsgesetzes in das Eisenbahnenteignungsgesetz zu integrieren. 
Dabei wird lediglich die Regelung, wonach zur Entscheidung über die Enteignung in erster Instanz der 
Landeshauptmann, in zweiter Instanz das Bundeskanzleramt zuständig ist, nicht übernommen, da sie mit 
der im Eisenbahnenteignungsgesetz nunmehr vorgesehenen Zuständigkeitsordnung nicht übereinstimmt. 

Zu Z 3,4, 6, 7 und 9 bis 11 (§ 12 Abs. I und 3, § 16 Abs. 5, § 17 Abs. 1, § 20 Abs. 1, § 37 Abs. 1 und 
4 und § 40 Abs. 1): 

Durch diese Bestimmungen wird im Sinne des Vorhabens einer Verwaltungsrefonn die generelle erstin­
stanzliche Zuständigkeit der Bezirkshauptmannschaften in Verfahren nach dem Eisenbahnenteignungsge­
setz vorgesehen. Dies gilt sowohl fiir Angelegenheiten, die bisher in die Zuständigkeit des Bundesminis­
ters fur Verkehr, Innovation und Technologie fallen, als auch fiir solche, die bisher vom Landeshaupt­
mann wahrgenommen werden. 

Die dadurch beim Bundesministerium fiir Verkehr, Innovation und Technologie in Wegfall geratenden 
Berufungsfalle weisen keine solche Menge auf, dass sie in Personalkapazität quantiflzierbar wären. 

Zu Z 12 (§ 42): 

Berufungsbehörde gegen Bescheide der Bezirkshauptmannschaft im Sinne des im Entwurf vorliegenden 
Bundesgesetzes soll nunmehr der unabhängige Verwaltungssenat des jeweiligen Landes sein. 

Zu Art. 18 (Änderung des Bundesstraßengesetzes 1971): 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz auf Art. 10 Abs. 1 
Z 9 B-VG. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Für das Bundesministerium ror Verkehr. Innovation und Technologie ergibt sich eine Einsparung durch 
Auflassung der Bundesstraßenbehörde II. Instanz in der Höhe eines halben A-Bediensteten und eines 
y. C-Bediensteten. 

Zu Z 1 und 2 (§ 19 und § 20 Abs. 1 BStG): 

Erste Instanz in nach dem Bundesstraßengesetz zu führenden Behördenverfahren soll nunmehr die 
BezirksveTWaltungsbehärde sein. 

Zu Z 3 (§ 20 Abs. 1 BStG): 

Die Änderung wird wegen der NovelIierung des Eisenbahnenteignungsgesetzes in Art. 17 notwendig. 
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Zu Z 4 und 5 (§ 20 Abs. 3 und § 32 BStG): 

Die Behördenfunktion des Bundesministeriums fiir Verkehr, Innovation und Technologie wird auf die 
Erlassung von Verordnungen eingeschränkt. Als Behörde in Verwaltungsverfahren wird nur noch die 
Bezirksverwaltungsbehörde tätig, der Instanzenzug geht an den unabhängigen Verwaltungssenat. 

Zu Art. 19 (Änderung des Robrleitungsgesetzes): 
Die Zuständigkeit des Landeshauptmannes wird durch die Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde 
ersetzt. 

In kompetenzrechtIicher Hinsicht stützt sich das im Entwurfvorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 8 B-VG (,,Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie"). 

Zu Art. 20 (Änderung des Kraftfahrgesetzes 1967): 
Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Ennvurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 9 B-VG (,,Kraftfahrwesen"). 

Zu Z 1 (§ 112 Abs. 1): 

Die Zuständigkeit zur Genehmigung des Betriebes einer Fahrschule soll vom Landeshauptmann auf die 
Bezirksverwaltungsbehörde übertragen werden. Diese Behörde ist in der Regel näher vor Ort und kann 
das Vorliegen der notwendigen Voraussetzungen rascher und einfacher überprüfen. 

Zu Z 2 (§ 112 Abs. la): 

Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde sollen beim unabhängigen Verwaltungssenat angefochten 
werden können. Ohne diese ausdrückliche Regelung ginge der Instanzenzug zum Landeshauptmann. 

Zu Z 3 (§ 112 Abs. 4): 

Da die Betriebsbewilligung auf die Bezirksverwaltungsbehörde übertragen wird, sollen auch Änderungen 
hinsichtlich der Schulräurne oder Schulfabrzeuge eines genehmigten Fahrschulbetriebes der Zustimmung 
der Bezirksverwaltungsbehörde bedürfen. 

Zu Art. 21 (Änderung des Schifffahrtsgesetzes 1990): 
Zu Z 1 (§ 37 Abs. 2): 

Für Bescheide, die von der Bezirksverwaltungsbehörde im Rahmen deren erstinstanzlicher Zuständigkeit 
in Angelegenheiten der Schifffahrtspolizei erlassen werden, soll in zweiter Instanz nicht mehr der Lan­
deshauptmann bzw. die Landesregierung, sondern der unabhängige Verwaltungssenat zuständig sein. 

Zu Z 2 (§ 49 Abs. 9): 

Das Verfahren hinsichtlich SchifiIahrtsanlagen an Wasserstraßen, ausgenommen Sportanjagen, soll durch 
den Entfall der Anhörungsrechte der Wirtschaftskamrner bzw. deren zuständiger Landeskammer, der 
Bundesarbeitskammer bzw. deren zuständiger Landeskarnrner, des örtlich zuständigen Landeshauptman­
nes und der Gemeinde, in deren Gebiet eine Schifffahrtsanlage zu liegen kommen soll, vereinfacht wer­
den. 

Zu Z 3 (§ 71 Abs. 1): 

Mit der Neufassung des § 71 Abs. 1 soll die Kompetenzlage auf dem Gebiet des Schiffahrtsanlagenwe­
sens bereinigt werden. In erster Instanz zuständig soll ausschließlich die örtlich zuständige 
Bezirksverwaltungsbehörde sein. 

Zu Z 4 (§ 71 Abs. 2): 

Auch in zweiter Instanz soll im Schiffahrtsanlagenwesen eine Vereinfachung Platz greifen: Berufungsin­
stanz soll nur noch der unabhängige Verwaltungssenat sein. 

Zu Z 5 (§ 71 Abs. 3 und 4): 

Durch die Neufassung des § 71 Abs. 1 ist die Bestimmung des § 71 Abs. 3, die ein Delegationsrecht des 
Bundesministers vorsieht, obsolet. Die Bestimmung des § 71 Abs. 4, die die Vorgangsweise für den Fan 
regelt, dass sich eine Schifffahrtsanlage über mehrere Bundesländer erstreckt kommt in der Praxis so gut 
wie nie zum Tragen und kann daher entfallen. 
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Zu Art. 22 (Änderung des Luftfahrtgesetzes): 

Mit der Novelle des Luftfabrtgesetzes sollen die Zuständigkeiten im Bereich der Flugplätze umfassend 
auf die Bezirksverwaltungsbehörde übertragen werden. Damit werden die Intentionen der Bundesregie­
rung nach einer Vereinheitlichung des Instanzenzuges im Verwaltungsverfahren umgesetzt. Es wird nur 
die Zuständigkeit geändert. im Übrigen bleiben die Bestimmungen inhaltlich unverändert. 

Zu Art. 23 (Änderung der Gewerbeordnung 1994): 

Allgemeines: 

Die geplante Novelle zur Gewerbeordnung 1994 enthält folgende Regelungsscbwerpunkte: 

L Entsprechend dem Regierungsprogramm ,,zukunft im Herzen Europas - Österreich neu regieren." 
wird die Bezirksverwaltungsbehörde als .. one-stop-shop" rur gewerbliche Betriebsanlagen vorgese­
ben. 

2. Im Sinne einer Verwaltungsvereinfachung und Verfabrensbeschleunigung sollen das konzentrierte 
Genehmigungsverfabren und die Konzentration der Kontrolle einheitlich geregelt werden. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Es wird davon ausgegangen, dass durch die Vollziehung der vorgeschlagenen Regelungen fiir den Bund 
jedenfalls keine Mehrkosten entstehen. Vielmehr ist mit einer Ersparnis zu rechnen. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 8 B-VG (,.Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie"). 

Zu Z 1 (§§ 2 ... ), Z 4 (§ 334), Z 5 (§ 335): 

Das Regierungsprogramm ,,zukunft im Herzen Europas - Österreich neu regieren." sieht in seinem Punkt 
16 ,,Anlagenrecht" als zweiten Schritt der Anlagenrechtsreform die Schaffung einer einzigen Ansprech­
stelle auf Bezirksverwaltungsebene vor, um eine größtmögliche Verwaltungsvereinfachung erzielen Zu 
können. 

Dieser Zielsetzung entsprechend soll die Zuständigkeit des Landeshauptrnanns bzw. des Bundesministers 
rur Wirtschaft und Arbeit als Gewerbebehörde erster Instanz entfallen. 

Zu Z 2 (§ 77a Abs. 6 bis 10), Z 3 (§ 81a Z 2), Z 7 (§ 356a Abs. 1 letzter Satz), Z 8 (§ 356b): 

Im Sinne einer möglichst durchgängigen Verwirklichung des "one-stop-shoJr-Prinzips" im Bereich des 
gewerblichen Betriebsanlagenrechts sollen die bisber lediglich fiir ,JPPC-Betriebsanlagen" vorgesehenen 
Konzentrationsregelungen auf alle genehnrigungspflichtigen Betriebsanlagen erstreckt werden. 

Mit dieser vorgeschlagenen Vereinheitlichung sollen weiters Schwierigkeiten vermieden werde~ die die 
unterschiedlichen Regelungen in der Vollziehung mit sich gebracht haben. 

Zum bisherigen § 77a Abs. 6 siehe den vorgeschlagenen § 356b Abs. 1 und den vorgeschlagenen Entfall 
des bisberigen § 356b Abs. 6. 

Der bisherige § 77a Abs. 7 (Zuständigkeit fiir die Entscheidung über Berufungen gegen Bescheide des 
Landeshauptrnanns) ist im Hinblick auf den Entfall der §§ 334 und 335a entbehrlich geworden. 

Zum bisherigen § 77a Abs. 8 siehe den vorgeschlagenen § 356b Abs. 2 und den vorgeschlagenen Entfall 
des bisherigen § 356b Abs. 3. 

Zum bisherigen § 77a Abs. 9 siehe den vorgeschlagenen § 356b Abs. 3. 

Zum bisherigen § 77a Abs. 10 siehe den vorgeschlagenen § 356b Abs. 6. 

Zu Z 6 (§ 335a): 

Der vorgeschlagene Entfall der dritten Instanz im betriebsanlagenrechtlichen Genehrnigungsverfahren 
dient der Verwaltungsvereinfachung und der Verfahrensbeschleunigung. 

Der Entfall des bisherigen § 335a ist auch im Hinblick auf die Neufassung des § 359a (unabhängiger 
Verwaltungssenat als Rechtsmittelbehörde ) notwendig. 

Zu Z 8 (§ 356b): 

Zu Abs. 1: 

Die letzten vier Sätze wurden im Wesentlichen aus dem bisherigen § 77a Abs. 6 übernommen; mit dem 
Entfall der bisherigen Z 2 betreffend die Ablagerung von Abfallen wird der durch die Wasserrechtsge­
setz-Novelle BGBI. I Nr. 760/1992 bewirkten Änderung der Rechtslage Rechnung getragen. Die vorge-
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schJagene ParteisteIlung des wasserwirtschaftlichen Planungsorgans ist vor allem im Hinblick auf die mit 
der "Wasserrahmenrichtlinie" (Richtlinie 2000f60lEG zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fiir Maß­
nahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik) verbundenen Verpflichtungen Österreichs 
zweckmäßig. 

Zu Abs. 2: 

Der bisherige § 356b Abs. 2 (Berufungsentscheidung durch den Bundesminister rur Wirtschaft und Ar­
beit) wurde durch den Entfall der §§ 334 und 335a entbehrlich. Die vorgeschlagene Regelung übernimmt 
die bewährte Koordinationsregelung des bisherigen § 77a Abs. 8. 

Zu Abs. 3: 

Der nunmehrige Abs. 3 übernimmt die ,.Konzentration der Kontrolle" durch die Gewerbebehörde des 
bisherigen § 77aAbs. 9. 

Zu Abs. 6: 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht wörtlich dem bisherigen § 77a Abs. 10. 

Zu Art. 24 (Änderung des Luftreinbaltegesetzes für Kesselanlagen): 
Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz auf Art. 10 Abs. I 
Z 12 (,Luftreinhaltung"). 

Da in Österreich nur sehr wenige dem LRG-K unterliegende Anlagen dieser Größenordnung, nämlich 
über 150 MW Brennstoffwärmeleistung, bestehen, wurde die dritte Stufe des Instanzenzuges in den 
13 Jahren seit dem Inkrafttreten des Gesetzes nur zweimal ausgeschöpft. Ein Verzicht auf die dritte In­
stanz bedeutet also kein Rechtsschutzdeftzit für die Normunterworfenen. 

Zu Art. 25 (Bundes-Bericbtspflicbtengesetz): 
Allgemeines: 

Ziel des ,,Berichtspflichtengesetzes" ist die Schaffung eines Parallelinstrumentes zum "one-stop-shop" im 
Anlagenbereich im Hinblick auf Berichtspflichten. 

Da Berichtspflichten nicht nur ,.Anlagen", sondern auch z.B. immissionsseitige Daten betreffen und auf­
grund bereits bestehender unterschiedlicher Informationsstrukturen und Abläufe ist eine Vereinheitli­
chung schwierig. 

Da dieses Gesetz ein Element des Verwaltungsreformgesetzes - Verfahren darstellt, handelt es sich beim 
vorliegenden Entwurf eine Art "Berichtspflichtenadministrationsgesetz" und werden insofern bestehende 
Berichtspflichten (zB nach IG-L) nicht abgeändert. 

Durch den Begriff ,,zur Erfiillung von gemeinschaftsrechtlichen und internationalen Daten erforderliche 
... " soll klargestellt werden, dass auch Verpflichtungen aufgrund von EU-Richtlinien jedenfalls erfasst 
werden. 

Auch EU-Empfehlungen können Berichtserfordemisse enthalten, vgl. etwa die Empfehlung zu den Min­
destkriterien für Umweltinspektionen (2001l331/EG), die Berichte zu durchgefiihrten Kontrollen vorsieht, 
ebenso bestehen Berichtspflichten auch nach internationalem Recht, etwa im Rahmen der ECE­
Konvention über die weitreichende, grenzüberschreitende Verlagerung von Luftschadstoffen (LRTAP) 
oder der OECD (siehe oben zu ChemG). 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das vorgeschlagene Bundesgesetz hinsichtlich dieses Arti­
kels auf Art. 10 Abs. 1 Z 1 B-VG (,,Bundesverfassung") und Z 13 B-VG (" ... sonstige Statistik, soweit sie 
nicht nur den Interessen eines einzelnen Landes dient"), sowie Art. 13 B-VG (Abgabenwesen) in Verbin­
dung mit § 6 Abs. 1 Z 3 FAG 1997. 

Zu § 1: 

Der vorliegende Entwurf sieht eine Datenüberrnittlungspflicht der (Anlagen)behörde im Wege des Lan­
deshauptrnannes an den jeweils zuständigen Bundesminister vor, wobei der Datenumfang sich auf jene 
Daten beschränkt, die notwendig sind, um "erforderliche" Berichtspflichten zu erffillen. 

Der Landeshauptrnann - gewissermaßen als zentrale ,,Drehscheibe" - ist zuständige Behörde rur die 
Sammlung und Bearbeitung der Daten, die notwendig sind, um zwingende gemeinschaftliche Aufzeich­
nungs- und Berichtspflichten zu erfiillen. 
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Dies erscheint vor allem vor dem Hintergrund der Vermeidung von Doppelgeleisigkeiten zweckmäßig 
(da die Daten auch vom Landeshauptmann verwendet werden sollen). 

Die Bezirksverwaltungsbehörde als zuständige Anlagenbehörde hat dem nach den jeweils anzuwenden­
den Verwaltungsvorschriften zuständigen Landeshauptmann jene Daten zu übermitteln, die erforderlich 
sind, um die gemeinschaftsrechtlichen und internationalen Aufzeichnungs- und Berichtspflichten im 
Zusammenhang mit Anlagen zu erfiillen. 

Zu §2: 

Es soll hier eine Verpflichtung für AnIagenbetreiber festgelegt werden, an die Bezirksverwaltungsbehör­
de als Anlagenbehörde Daten zu liefern. Es handelt sich dabei um Daten, die beim AnIagenbetreiber 
aufgrund von gesetzlichen Verpflichtungen oder ,,Anordnungen der Behörde" beim An1agenbetreiber 
vorliegen müssen 

Unter ,,Anordnungen der Behörde" sind zB. generelle Anordnungen im Sinne von Verordnungen, aber 
auch individuelle ,,Bescheidanordnungen" zu verstehen. 

Eine Verpflichtung eines Anlagenbetreibers zur Übermittlung von Daten, die ihm mangels Vorschreibung 
gar nicht vorliegen, zB. von Messungen gewisser Stoffe, ist davon nicht erfasst. 

Zu §3: 

Um eine einheitliche Vorgangsweise bei der Bekanntgabe zu erreichen, ist eine Verordnungsermächti­
gung des Bundesministers hinsichtlich Art und Weise, Aufbau und Datenform vorgesehen. 

Aus Übersichtlichkeitsgriinden ist die Verordnung in die einzelnen Sachbereiche (zB Luft, Wasser) zu 
gliedern. 

Bestehende Berichtspflichten auf grund anderer Materiengesetze werden durch diese Regelung nicht be­
rührt. 

Zu§4: 

Eine Einbindung der Länder bei der Erlassung von Gesetzen und Verordnungen ist grundsätzlich u.a. aus 
den angefiihrten Gründen (Auskünfte über Vollziehung) sinnvoll und erfolgt in der Praxis. 

De facto werden die Länder teilweise bereits frühzeitig, d.h. im Rahmen der Ausarbeitung und dann na­
türlich im Rahmen des Begutachtungsverfahrens, eingebunden. 

An dieser Vorgangsweise soll diese Bestimmung nichts ändern, sie soll vielmehr auf die Zweckmäßigkeit 
einer solchen Einbindung hinweisen und auch klarstellen, dass auf diesem Wege auch die erforderlichen 
Informationen über die Vollziehung sowie über Aufwand und Kostenfolgen bereits frühzeitig erkannt und 
aufgezeigt werden können. 

Zu Art. 26 (Aufhebung des Rattengesetzes): 
Nach dem Bericht der Aufgabenreformkommission erscheint die Aufhebung des Bundesgesetzes betref­
fend die Verhütung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch das l.:berhandnehmen von Ratten 
aus dem Jahre 1925 mit der Begründung nahe liegend, dass dort, wo es noch Probleme gibt, etwa im 
Bereich der Deponien, die betreffende Gemeinde selbst die nach den Umständen erforderlichen Maßnah­
men mittels ortspolizeilicher Verordnung treffen könnten. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Beim Bund (Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen) werden sich keine Einsparun­
gen ergeben, da hier keine Vollzugsaufgaben anfallen. Bei den Länder werden sich nicht quantifizierbare 
Einsparungen ergeben, da die Bezirksverwaltungsbehörden von der Anordnung entsprechender Vertil­
gungsrnaßnahmen im Anlassfall entbunden werden. Im Falle des Auftretens von Problemen hinsichtlich 
des Überhandnehmens von Ratten werden nach Aufhebung des betreffenden Bundesgesetzes die Ge­
meinden die erforderlichen Maßnahmen mittels ortspolizeilicher Verordnung zu treffen haben. Dies führt 
zu nicht quantillzierbaren Mehrbelastungen bei den Gemeinden. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG ("Gesundheitswesen"). 

Zu Art. 27 (Aufhebung des Bazillenausscheidergesetzes und der Durchführungs­
verordnung zum Bazillenausscheidergesetz): 
Das Bazillenausscheidergesetz ist fachlich überholt. Das Gesetz war 1945 auf Betreiben der amerikani­
schen Besatzungsmacht erlassen worden. Begründet war das Gesetz durch das im Gefolge der Not und 
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hygienischer Mängel der Zeit vermehrte und gefährliche Auftreten von Bauchtyphus, Paratyphus und 
Ruhr, dem im Bereich der Lebensmittelversorgung durch gesundheitliche Kontrollen der Beschäftigten 
entgegengewirkt werden sollte. 

In den letzten Jahrzehnten hat sich das Spektrum der bakteriellen Lebensmittelvergiftungen deutlich ge­
wandelt. Dauerausscheider von Erregern von Typhus und Paratyphus kommen heute praktisch nicht mehr 
vor; diese Dauerausscheider waren als potentielle Kontaminationsquelle für Lebensmittel besonders ge­
fährlich, da dauernd große Mengen von Keimen ausgeschieden wurden und die Infektionsbasis sehr ge­
ring ist. Eine einmalige Untersuchung pro Jahr genügte aber, um einen derartigen Ausscheider sicher zu 
erfassen. 

Bei den jetzt im Vordergrund stehenden bakteriellen Lebensmittelvergiftungen (insbesondere Salmonel­
len, Campylobakter, EHEC und Listerien) stammen hingegen die Erreger im Wesentlichen aus den Roh­
materialien der Lebensmittel. Daher ist mit routinernäßigen jährlichen Stuhluntersuchungen von Angehö­
rigen bestimmter Berufsgruppen eine Prophylaxe vor Lebensmittelvergiftungen und Infektionen nicht 
mehr zu erwarten. In diesem Sinne bestehen auch Empfehlungen des Obersten Sanitätsrates und der Lan­
dessanitätsdirektorenkonferenz. 

Die bestehende Regelungen üährliche Kontrolluntersuchungen von Personen, die in bestimmten Lebens­
mittelbetrieben bzw. Großküchen arbeiten) fUhren überdies dazu, den Betroffenen eine trügerische Si­
cherheit zu vermitteln, was einer strikten Einhaltung küchenhygienischer Vorschriften gerade nicht dien­
lich ist. Überdies ist festzuhalten, dass die Allgemeine Lebensmittelhygiene-Verordnung und die dazu 
ergangenen Durchfiihrungserlässe ohnehin zeitgemäße und EU-kompatible Hygienevorschriften ein­
schließlich der Personalhygiene vorsehen und auch unter diesem Gesichtspunkt kein Verlust an Sicherheit 
zu gewärtigen ist. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Beim Bund werden sich in der Zentralstelle (Bundesministerium fiir soziale Sicherheit und Generationen) 
keine Einsparungen ergeben, da hier keine Vollzugsaufgaben anfallen, sehr wohl jedoch in den bundes­
staatlichen bakteriologisch-serologischen Untersuchungsanstalten, die die Stuhlproben untersuchen. "Es 
fallen jährlich ca. 330.000 Proben an, die Gesamtkosten laut Kostenrechnung betragen hiefur 
ca. 13 Millionen Schilling (ca. 18 Personenjahre). 

Auch bei den Ländern werden sich Einsparungen ergeben, da 330.000 amtsärztliehe Untersuchungen 
samt Ausstellung eines amtsärztlichen Zeugnisses jährlich entfallen werden. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsIchtlich dieses 
Artikels auf Art. 10 Abs. I Z 12 B-VG ("Gesundheitswesen"). 

Zu Art. 28 (Aufhebung des Bundesgesetzes über natürliche Heilvorkommen und 
Kurorte): 
Nach dem Bericht der Aufgabenreformkommission wird empfohlen, das Heilvorkommen- und Kurorte­
gesetz des Bundes - es handelt sich in seinem I. Teil um ein Grundsatzgesetz nach Art. 12 B-VG - ersatz­
los aufzuheben, da kein Vereinheitlichungsbedarf besteht. Das intensive administrative Zulassungs- und 
Anerkennungsregime sei aus heutiger Sicht als "überholte" Staatsaufgabe anzusehen. Die gesundheitli­
chen bzw. sanitären Vorsorgen könnten durch lebensmittelrechtliche, arzneimittelrechtliche und gegebe­
nenfalls krankenanstaltenrechtliche Bestimmungen gewahrt werden. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Beim Bund (Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen) werden sich weder durch die 
Aufhebung des grundsatzgesetzlichen I. Teiles noch durch die Aufhebung des 11. Teiles Hauptstück A 
Einsparungen ergeben, da hier keine Vollzugsaufgaben anfallen. Die Regelungen des 11. Teiles Haupt­
stück B betreffend Einfuhrbewilligungen für Produkte ausländischer natürlicher Heilvorkommen (es 
fallen höchstens ein bis zwei Verfahren pro Jahr im Bundesministerium rur soziale Sicherheit und Gene­
rationen an) werden als notwendige gesundheitliche Vorsorge zum Schutz der Bevölkerung vor gesund­
heitsschädlichen Produkten an anderer Stelle erfolgen. 

Die Aufhebung des grundsatzgesetzlichen Teiles des Bundesgesetzes über natürliche Heilvorkommen 
und Kurorte ruft auch bei den Ländern keine fmanziellen Auswirkungen hervor. Die Aufhebung des 
11. Teiles Hauptstück A betreffend die Regelung der sanitären Aufsicht des Bundes wird zu nicht quanti­
fIzierbaren Entlastungen der Länder ruhren, da die Bezirksverwaltungsbehörden von den jährlichen Kon­
trollen anerkannter Heilvorkommen, Kuranstalten und Kureinrichtungen entlastet werden. 
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Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz hinsichtlich dieses 
Artikels auf Art. 12 Abs. 1 Z 1 B-VG ("vom gesundheitlichen Standpunkt aus an Kurorte sowie Kuran­
stalten und Kureinrichtungen zu stellende Anforderungen; natürliche Heilvorkommen") und Art. 10 
Abs. 1 Z 12 B-VG ("GesundheitswesenH

). 

11 
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TextgegenübersteJlung 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Artikell 

Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 

§ 13 Abs. 9: 

§ 14. (1) Mündliche Anbringen von Beteiligten sind erforderlichenfalls ihrem 
wesentlichen Inhalt nach in einer Niederschrift festzuhalten. Niederschriften über 
Verhandlungen (Verhandlungsschriften) sind derart abzufassen, daß bei Weg las­
sung alles nicht zur Sache Gehörigen der Verlauf und Inhalt der Verhandlung rich­
tig und verständlich wiedergegeben wird. 

(2) Jede Niederschrift hat außerdem zu enthalten: 
1. Ort, Zeit und Gegenstand der Amtshandlung und, wenn schon frühere dar­

auf bezügliche Amtshandlungen vorliegen, erforderlichenfalls eine kurze 
Darstellung des Standes der Sache; 

2. Die Bezeichnung der Behörde und die Namen des Leiters der Amtshand­
lung und der sonst mitwirkenden amtlichen Organe, der anwesenden Betei­
ligten und ihrer Vertreter sowie der etwa vernommenen Zeugen und Sach­
verständigen; 

3. die eigenhändige Unterschrift des Leiters der Amtshandlung. 

(3) Die Niederschrift ist den vernommenen oder sonst beigezogenen Personen, 
wenn sie nicht darauf verzichten, zur Durchsicht vorzulegen oder vorzulesen; wenn 
ein technisches Hilfsmittel verwendet wurde (Abs. 7), kann ihr Inhalt auch auf 
andere Weise wiedergegeben werden. Der Leiter der Amtshandlung kann auch ohne 
Verzicht von einer Wiedergabe absehen; die beigezogenen Personen können dies­
falls bis zum Schluß der Amtshandlung die Zustellung einer Ausfertigung verlangen 
und büllten zwei Wochen ab Zustellung Einwendungen wegen behaupteter Unvoll· 
ständigkeit oder Unrichtigkeit der Niederschrift erheben. 

(4) In dem einmal Niedergeschriebenen darf nichts Erhebliches ausgelöscht, 

(9) Die Behörde kann Anbringen und andere das Verfahren betreffende Unter­
lagen mit automationsunterstützter Datenverarbeitung erfassen. Diese Erfassung 
beeinträchtigt nicht die Beweiskraft, sofern sichergestellt ist, dass die so erfassten 
Unterlagen nachträglich nicht verändert werden können. 

§ 14 Abs. 1 bis 7 unverändert 
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Geltende Fassung: 

zugesetzt oder verändert werden. Durchgestrichene Stellen sollen noch lesbar blei­
ben. Erhebliche Zusätze oder Einwendungen der beigezogenen Personen wegen 
behaupteter Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Niederschrift sind in einen 
Nachtrag aufzunehmen und gesondert zu unterfertigen. 

(5) Die Niederschrift ist von den beigezogenen Personen durch Beisetzung ih­
rer eigenhändigen Unterschrift zu bestätigen; dies ist nicht erforderlich, wenn der 
Amtshandlung mehr als 20 Personen beigezogen worden sind. Unterbleibt die Un­
terfertigung der Niederschrift durch eine beigezogene Person, so ist dies unter An­
gabe des dafür maßgebenden Grundes in der Niederschrift festzuhalten. 

(6) Den beigezogenen Personen ist auf Verlangen eine Ausfertigung der Nie­
derschrift auszufolgen oder zuzustellen. 

(7) Die Niederschrift oder Teile davon können unter Verwendung eines techni­
schen Hilfsmittels oder in Kurzschrift aufgenommen werden. Die Angaben gemäß 
Abs. 2, die Feststellung, daß für die übrigen Teile der Niederschrift ein technisches 
Hilfsmittel verwendet wird, und die Tatsache der Verkündung eines mündlichen 
Bescheides sind in Vollschrift festzuhalten. Die Aufzeichnung und die in Kurz­
schrift aufgenommenen Teile der Niederschrift sind unverzüglich in Vollschrift zu 
übertragen. Die beigezogenen Personen können bis zum Schluß der Amtshandlung 
die Zustellung einer Ausfertigung der Übertragung verlangen und binnen zwei 
Wochen ab Zustellung Einwendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder 
Unrichtigkeit der Übertragung erheben. Wird eine solche Zustellung beantragt, so 
darf die Aufzeichnung frühestens einen Monat nach Ablauf der Einwendungsfrist, 
ansonsten frühestens einen Monat nach erfolgter Übertragung gelöscht werden. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(8) Niederschriften, die mittels automationsunterstiitzter Datenverarbeitung, 
insbesondere unter Einsatz von Textverarbeitungsprogrammen, erstellt worden sind, 
bedürfen nicht der Unterschrift des Leiters der Amtshandlung und der beigezogenen 
Personen, wenn sichergestellt ist, dass auf andere Weise festgestellt werden kann, 
dass der Leiter der Amtshandlung den Inhalt der Niederschrift bestätigt hat. 
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Geltende Fassung: 

Akteneinsicht 

§ 17. (l) Die Behörde hat, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes 
bestimmen, den Parteien Einsicht in die ihre Sache betreffenden Akten oder Akten­
teile zu gestatten; die Parteien können sich davon an Ort und Stelle Abschriften 
selbst anfertigen oder nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten 
auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen. 

§ 39. (1) Für die Durchftihrung des Ermittlungsverfahrens sind die Verwal­
tungsvorschriften maßgebend. 

(2) Soweit die Verwaltungsvorschriften hierüber keine Anordnungen enthalten, 
hat die Behörde von Amts wegen vorzugehen und unter Beobachtung der in diesem 
Teil enthaltenen Vorschriften den Gang des Ermittlungsverfahrens zu bestimmen. 
Sie kann insbesondere von Amts wegen oder auf Antrag eine mündliche Verhand­
lung durchfUhren und mehrere Verwaltungssachen zur gemeinsamen Verhandlung 
und Entscheidung verbinden oder sie wieder trennen. Die Behörde hat sich bei allen 
diesen Verfahrens anordnungen von Rücksichten auf möglichste Zweckmäßigkeit, 
Raschheit, Einfachheit und Kostenerspamis leiten zu lassen. 

Vorgeschlagene Fassung: 

Akteneinsicht 

§ 17. (1) Die Behörde hat, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes 
bestimmen, den Parteien Einsicht in die ihre Sache betreffenden Akten oder Akten­
teile zu gestatten; die Parteien können sich davon an Ort und Stelle Abschriften 
selbst anfertigen oder nach Maßgabe der vorhandenen teclmischen Möglichkeiten 
auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen. Nach Maßgabe der vorhandenen techni­
schen Möglichkeiten kann Akteneinsicht auch im Wege der automationsunterstütz­
ten Datenverarbeitung gestattet werden. 

§ 39 Abs. 1 und 2 unverändert 

(2a) Sind nach den Verwaltungsvorschriften ftir ein Vorhaben mehrere Bewil­
ligungen, Genehmigungen oder bescheidmäßige Feststellungen erforderlich und 
werden diese unter einem beantragt, hat die Behörde die Verfahren zur gemeinsa­
men Verhandlung und Entscheidung zu verbinden und mit den von anderen Behör­
den gefllhrten Verfahren zu koordinieren. Eine getrennte Verfahrensftihrung ist 
zulässig, wenn diese im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 
Kostenersparnis gelegen ist. 
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Geltende Fassung: 

Mündliche Verhandlung 

§ 40. (1) Mündliche Verhandlungen sind unter Zu ziehung aller bekannten Be­
teiligten sowie der erforderlichen Zeugen und Sachverständigen vorzunehmen und, 
sofern sie mit einem Augenschein verbunden sind, womöglich an Ort und Stelle, 
sonst am Sitz der Behörde oder an dem Ort abzuhalten, der nach der Sachlage am 
zweckmäßigsten erscheint. Bei der Auswahl des Verhandlungsortes ist, sofern die 
mündliche Verhandlung nicht mit einem Augenschein verbunden ist, darauf zu 
achten, daß dieser für körperbehinderte Beteiligte gefahrlos und tunliehst ohne 
fremde Hilfe zugänglich ist. 

Zuständigkeit; Besetzung 

§ 67a. (1) Die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern entscheiden: 
1. über Anträge und Berufungen in Angelegenheiten, die ihnen durch die 

Verwaltungsvorschriften zugewiesen sind; 
2. über Beschwerden von Personen, die behaupten, durch die Ausübung un­

mittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt in ihren 
Rechten verletzt zu sein, ausgenommen in Finanzstrafsachen des Bundes. 

Die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern entscheiden durch EinzeImit­
glied; in den Angelegenheiten der Z 1 entscheiden sie, soweit gesetzlich nicht ande­
res bestinunt ist, durch Kammem, die aus drei Mitgliedern bestehen. 

(2) '" 

§ 67g Abs. 2: 

Vorgeschlagene Fassung: 

Mündliche Verhandlung 

§ 40. (1) Mündliche Verhandlungen sind unter Zuziehung aller bekannten Be­
teiligten sowie der erforderlichen Zeugen und Sachverständigen vorzunehmen und, 
sofern sie mit einem Augenschein verbunden sind, womöglich an Ort und Stelle, 
sonst am Sitz der Behörde oder an dem Ort abzuhalten, der nach der Sachlage am 
zweckmäßigsten erscheint. Bei der Auswahl des Verhandlungsortes ist, sofern die 
mündliche Verhandlung nicht mit einem Augenschein verbunden ist, darauf zu 
achten, daß dieser ftir körperbehinderte Beteiligte gefahrlos und tunlichst ohne 
fremde Hilfe zugänglich ist. In verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2a) abzuhaltende 
mündliche Verhandlungen sind von der Behörde tunlichst gemeinsam durchzufUh­
ren. 

§ 58a. In verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2a) hat die Behörde über die nach 
den Verwaltungsvorschriften erforderlichen Bewilligungen oder Genehmigungen in 
einem Bescheid zu entscheiden. Der Spruch des Bescheides ist nach den jeweils 
angewendeten Verwaltungsvorschriften in Spruchpunkte zu gliedem. Die Behörde 
kann über einzelne oder mehrere Bewilligungen gesondert absprechen, wenn dies 
zweckmäßig erscheint. 

Zuständigkeit; Besetzung 

§ 67a. (1) Die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern entscheiden: 
1. über Anträge und Berufungen in Angelegenheiten, die ihnen durch die 

Verwaltungsvorschriften zugewiesen sind; 
2. über Beschwerden von Personen, die behaupten, durch die Ausübung un­

mittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt in ihren 
Rechten verletzt zu sein, ausgenommen in Finanzstrafsachen des Bundes. 

Soweit gesetzlich nicht Anderes bestimmt ist, entscheiden die unabhängigen Ver­
waltungssenate in den Ländern durch Einzelmitglied, in den Angelegenheiten der 
Z 1 jedoch über Anträge und über Berufungen gegen Bescheide des Landeshaupt­
mannes, der Landesregierung, einer sonstigen Behörde, deren Sprengel das gesamte 
Landesgebiet umfasst, oder eines Kollegialorgans durch Kammern, die aus drei 
Mitgliedern bestehen. 

(2) ... 

§ 67g Abs. 2: 
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Geltende Fassung: 

(2) Die Verkündung entfällt, wenn 
1. eine Verhandlung nicht durchgeführt (fortgesetzt) worden ist oder 
2. der Bescheid nicht sogleich nach Schluß der mündlichen Verhandlung 

beschlossen werden kann und jedermann die Einsichtnahme in den Be­
scheid gewährleistet ist. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(2) Die Verkündung entfallt, wenn 
I. eine Verhandlung nicht durchgeführt (fortgesetzt) worden ist oder 
2. der Bescheid nicht sogleich nach Schluß der mündlichen Verhandlung 

beschlossen werden kann und jedermann die Einsichtnahme in den Be­
scheid gewährleistet ist. 

Das Recht auf Einsichtnahme ist mit drei Jahren befristet. 

Entscheidung über Berufungen nach den Verwaltungsvorschriften 

Variante A: 

§ 67h. In den Angelegenheiten des § 67a Abs. I Z I gilt § 66 Abs. 2 bis 4 mit 
der Maßgabe, dass der unabhängige Verwaltungssenat den angefochtenen Bescheid 
im Fall notwendiger Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens beheben und die An­
gelegenheit zuIiickverweisen kann. In diesen Angelegenheiten hat der unabhängige 
Verwaltungs senat, wenn der angefochtene Bescheid rechtswidrig und die Entschei­
dung von der Ausübung freien Ennessens (Art. 130 Abs. 2 B-VG) abhängig ist, den 
angefochtenen Bescheid zu beheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines 
neuen Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behörde zurückzuver­
weisen, sofern dem nicht Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 21011958, entgegen steht 

Variante BI: 

§ 67h. (1) In den Angelegenheiten des § 67a Abs. 1 Z 1 haben die unabhängi­
gen Verwaltungssenate als Berufungsbehörde, sofern die Berufung nicht als unzu­
lässig oder verspätet zuIiickzuweisen ist, die Berufung auf der Grundlage aller in 
Betracht kommenden Verwaltungsvorschriften zu übetprüfen und den angefochte­
nen Bescheid im Falle seiner Rechtswidrigkeit aufzuheben. 

(2) Die Behörde ist bei der neuerlichen Entscheidung an die Rechtsansicht der 
unabhängigen Verwaltungssenate gebunden. 

(3) Gegen die neuerliche Entscheidung kann jede Partei Berufung erheben. So­
fern die Berufung nicht als unzulässig oder verspätet zmückzuweisen ist, hat der 
unabhängige Verwaltungssenat in der Sache selbst zu entscheiden. Dies gilt auch 
dann, wenn im Verfahren zur Erlassung der neuerlichen Entscheidung Änderungen 
eintreten, die Sache ihrem Wesen nach (§ 13 Abs. 8) aber nicht geändert wird. 
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Geltende Fassung: 

§ 73. (I) Die Behörden sind verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften 
nicht anderes bestimmt ist, über Anträge von Parteien (§ 8) und Berufungen ohne 
unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen den Be­
scheid zu erlassen. 

Vorgeschlagene Fassung: 

Variante 82. 

§ 67h. (I) In den Angelegenheiten des § 67a Abs. 1 Z 1 gilt § 66 Abs. 2 bis 4 
mit der Maßgabe, dass der unabhängige Verwaltungssenat den angefochtenen Be­
scheid im Fall notwendiger Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens autbeben und 
die Angelegenheit an eine im Instanzenzug untergeordnete Behörde zurückverwei­
sen kann. Der unabhängige Verwaltungs senat hat den angefochtenen Bescheid 
aufzuheben, weM er von einer unzuständigen Behörde oder von einer nicht richtig 
zusammengesetzten Kollegialbehörde erlassen wurde. 

(2) Wenn in den Angelegenheiten des § 67a Abs. I Z 1 nicht nach Abs. 1 vor­
zugehen und die Berufung nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, 
hat der unabhängige Verwaltungs senat zu prüfen, ob und welche der in der Beru­
fimg geltend gemachten subjektiven Rechte durch den angefochtenen Bescheid 
verletzt worden sind. Ist der Bescheid denmach rechtswidrig, so hat der Unabhängi­
ge Verwaltungssenat den angefochtenen Bescheid aufzuheben und an eine im In­
stanzenzug untergeordnete Behörde zurückzuverweisen. 

(3) Die Behörde ist bei der neuerlichen Entscheidung an die Rechtsansicht des 
unabhängigen Verwaltungssenates gebunden. Gegen die neuerliche Entscheidung 
der Behörde kann die Partei, deren Berufung der unabhängige Verwaltungssenat 
nach Abs. 2 stattgegeben hat, nur deswegen Berufung einbringen, weil die Behörde 
von der Rechtsansicht des unabhängigen Verwaltungssenates abgewichen ist. WeM 
Letzteres zutrifft, hat der unabhängige Verwaltungssenat in der Sache selbst zu 
entscheiden. 

§ 73. ( I) Die Behörden sind verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften 
nicht anderes bestimmt ist, über Anträge von Parteien (§ 8) und Berufungen ohne 
unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen den Be­
scheid zu erlassen. In verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2a) ist der Bescheid ohne 
unnötigen Aufschub, spätestens jedoch innerhalb der längsten der in den jeweils 
anzuwendenden Rechtsvorschriften vorgesehenen Entscheidungsfristen zu erlassen. 

§ 82 Abs. 11: 

(11) § 13 Abs. 9, § 14 Abs. 8, § 17 Abs. 1, § 39 Abs. 2a, § 40 Abs. 1, § 58a, 
§ 67a Abs. 1 letzter Satz, § 67g Abs. 2, § 67h und § 73 Abs. 1 in der Fassung des 
Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. I Nr. XXX, treten mit I. Jänner 2002 in 
Kraft. 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Artikel 2 

Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 

Absehen von der Strafe 

§ 21. (1) Die Behörde kann ohne weiteres Verfahren von der Verhängung ei- (unverändert) 
ner Strafe absehen, wenn das Verschulden des Beschuldigten geringftigig ist und 
die Folgen der Übertretung unbedeutend sind. Sie kann den Beschuldigten jedoch 
gleichzeitig unter Hinweis auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens mit Bescheid 
ermahnen, sofern dies erforderlich ist, um den Beschuldigten von weiteren strafba-
ren Handlungen gleicher Art abzuhalten. 

(2) Unter den in Ahs. 1 angefiihrten Voraussetzungen können die Organe der 
öffentlichen Aufsicht von der Verhängung einer Organstrafverfligung oder von der 
Erstattung einer Anzeige absehen; sie körnlen den Täter in solchen Fällen in geeig~ 
neter Weise auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens aufmerksam machen. 

§ 24. Soweit sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes ergibt, gilt das A VG 
auch im Verwaltungsstrafverfahren. Die §§ 2, 3, 4, 11, 12, 13 Abs.8, 14 Abs. 3 
zweiter Satz, 36 Abs. 2, 37 zweiter Satz, 39 Abs. 3, 41, 42, 44a bis 44g, 51, 51 d, 57, 
63 Abs. 1,64 Abs. 2, 66 Abs. 2, 67a bis 67d, 68 Abs. 2 und 3, 75, 76a zweiter Satz, 
78, 78a, 79, 79a, 80, 81 und 82 AVG sind im Verwaltungsstrafverfahren nicht an­
zuwenden. 

§ Sie. Wenn in dem mit Berufung angefochtenen Bescheid weder eine primäre 
Freiheitsstrafe noch eine 10000 Sl6 übersteigende Geldstrafe verhängt wurde, ent­
scheiden die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern durch EinzeImit­
glied. Ansonsten entscheiden sie, abgesehen von den gesetzlich besonders geregel-

(la) Die Behörde kann von der Einleitung und Durchftihntng eines Strafver­
fahrens absehen, wenn die Verfolgung aussichtslos erscheint oder der hieflir erfor­
derliche Aufwand in einem Missverhältnis zum Grad und zur Bedeutung der in der 
Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher Interessen steht. 

(lb) Unter den in Abs. I genannten Voraussetzungen können die Verwaltungs­
behörden von der Erstattung einer Anzeige absehen. 

(unverändert) 

§ 24. Soweit sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes ergibt, gilt das A VG 
auch im Verwaltungsstrafverfahren. Die §§ 2, 3, 4, 11, 12, 13 Abs.8, 14 Abs.3 
zweiter Satz, 36 Abs. 2,37 zweiter Satz, 39 Abs. 3, 41, 42, 44a bis 44g, 51, 51d, 57, 
63 Abs. 1,64 Abs. 2, 66 Abs. 2, 67a bis 67d, 67h, 68 Abs. 2 und 3, 75, 76a zweiter 
Satz, 78, 78a, 79, 79a, 80, 81 und 82 AVG sind im Verwaltungsstrafverfahren nicht 
anzuwenden. 

§ SIe. Wenn in dem mit Berufung angefochtenen Bescheid weder eine primäre 
Freiheitsstrafe noch eine 2 000 Euro übersteigende Geldstrafe verhängt wurde, 
entscheiden die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern durch EinzeImit­
glied. Ansonsten entscheiden sie, abgesehen von den gesetzlich besonders geregel-

16 Umstellung auf 730 Euro vorgesehen in der Regierungsvorlage einer Verwaltungsverfahrensnovelle 2001, 723 BlgNR 21. GP. 
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Geltende Fassung: 

ten Fällen, durch Kammern, die aus drei Mitgliedern bestehen. 

§ 51e. (1) - (2) ... 

50 

(3) Der unabhängige Verwaltungssenat kann von einer Berufungsverhandlung 
absehen, wenn 

1. ... 
3. im angefochtenen Bescheid eine 3000 SI7 nicht übersteigende Geldstrafe 

verhängt wurde oder 

Vorgeschlagene Fassung: 

ten Fällen, durch Kammern, die aus drei Mitgliedern bestehen. 

§ S1e. (1) - (2) ... 

(3) Der unabhängige Verwaltungssenat kann von einer Berufungsverhandlung 
absehen, wenn 

1. ... 
3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht übersteigende Geldstrafe 

verhängt wurde oder 

(lI) § 21 Abs. la und Ib, § 24, § Sie und § Sie Abs. 3 Z 3 in der Fassung des 
Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGB\. I Nr. XXX, treten mit I. Jänner 2002 in 
Kraft. 

§l.(l) ... 

Artikel 3 

Änderung des Zustellgesetzes 

§1.(1) ... 

(2) Soweit die Verfahrensvorschriften vorsehen, daß Erledigungen auch tele­
graphisch, fernschriftlich, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Daten­
übertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise übermittelt werden 
können, gelten solche Übermittlungen als Zustellung. Außer den §§ 24 und 26a 
gelten für solche Übermittlungen die §§ 4, 6, 7, 8, 8a, 9 und 13, für die telegraphi­
sehe Übermittlung auch § 18 sinngemäß. 

(2) Soweit die Verfahrensvorschriften vorsehen, dass Erledigungen auch tele­
grafisch, fernschriftlich, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Daten­
übertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise übermittelt werden 
können, gelten solche Übermittlungen als Zustellung. Außer den §§ 17a, 24 und 
26a sowie 28 bis 30 gelten rur solche Übermittlungen die §§ 4, 6, 7, 8, 8a, 9 und 
13, ruf die telegrafische Übermittlung auch § 18 sinngemäß. 

Elektronische Bereithaltung 

§ 17a. Soweit schriftliche Erledigungen im Weg automationsunterstützter Da­
tenübertragung oder in jeder anderen teclmischen möglichen Weise übermittelt 
werden können und der Behörde keine Mitteilung zugegangen ist, dass der Emp­
ranger unter seiner elektronischen Adresse nicht erreichbar ist, kann die Behörde 
den Empfanger an dieser Adresse auffordern, die zuzustelIende Sendung an einer 

17 Umstellung auf 220 Euro vorgesehen in der Regierungsvorlage einer Verwaltungsverfahrensnovelle 200 I. 723 BlgNR 21. GP. 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

von der Behörde betriebenen technischen Einrichtung abzuholen. Die Bereithal­
tung der zuzustellenden Sendung an der genannten Einrichtung entspricht der Hin­
terlegung. § 17 Abs. 2 letzter Satz, Abs. 3 und Abs. 4 gilt sinngemäß. 

§30 .... 

(3) § lAbs. 2 letzter Satz und § 17a samt Überschrift in der Fassung des 
Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBL I Nr. XXX, treten mit 1. Jänner 2002 in 
Kraft. 

Artikel 4 

Änderung des Forstgesetzes 1975 

§ 170 Abs. 1 bis 4 

(5) Unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 3 und 4 hat ein Verfahren nach die­
sem Bundesgesetz durchzuftlhren und die Entscheidung zu flillen: 

a) der Landeshauptmann, wenn sich das Verfahren auf den Bereich zweier 
oder mehrer politischer Bezirke innerhalb eines Bundeslandes und 

b) der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, wenn sich das Verfah­
ren auf den Bereich zweier oder mehrerer Bundesländer erstreckt. 

(6) Ist in einer Sache der Bundesminister ftlr Land- und Forstwirtschaft oder der 
Landeshauptrnann zuständig, so können sie zur Durchführung des Verfahrens ein­
schließlich der Erlassung des Bescheides die nach geordnete Behörde ermächtigen, 
sofern dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostener­
sparnis gelegen ist. In diesem Fall tritt die ermächtigte Behörde vollständig an die 
Stelle der bisher zuständigen Behörde; Abs. 8 bleibt unbetührt. 

(7) In den Angelegenheiten des § 5, des § 19 Abs. llit. b und des § 35 Abs. 2 en­
det der Instanzenzug beim Bundesminister fUr Land- und Forstwirtschaft. 

(8) Die Behörden haben Bescheide, mit denen gemäß § 19 Abs. I lit. b Rodungen 
oder gemäß § 82 Abs. 3 Ausnahmen vom Großkahlhiebverbot bewilligt wurden, bin­
nen zwei Wochen nach deren Rechtskraft unter Anschluss der Entscheidungsunterla­
gen dem Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft vorzulegen. Dieser kann gegen 
solche Bescheide Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erheben. 

§ 170 Abs. 1 bis 4 ... 

(5) Ist in einer Sache der Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft oder der Landeshauptmann zuständig, so können 
sie zur Durchfiihrung des Verfahrens einschließlich der Erlassung des Beschei­
des die nachgeordnete Behörde ermächtigen, sofern dies im Interesse der 
Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. In 
diesem Fall tritt die ermächtigte Behörde vollständig an die Stelle der bisher 
zuständigen Behörde. 
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Geltende Fassung: 

§ 179. ( 1) bis (4) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

(6) Bescheide der Bezirksverwaltungshehörde als zuständige Anlagenbe­
hörde können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltullgssenat im jeweiligen 
Land angefochten werden. 

§ 179. (1) bis (4) ... 

(5) § 170 Abs.5 und 6 in der Fassung des Verwaltungsreform­
gesetzes 2001, BGBl. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Zugleich treten 
§ 170 Abs. 5, 7 und 8 in der in diesem Zeitpunkt geltenden Fassung außer Kraft. 
In diesem Zeitpunkt anhängige Verfahren sind nach der bis zum lnkrafttreten des 
Verwaltungsreformgesetzes 2001 geltenden Rechtslage zu Ende zu führen. 

ArtikelS 

Änderung des Wasserrechtsgesetzes 1959 

§ 99. (1) .... 
d) flir direkte Einleitungen von Abwässern der in Anlage C genannten 

Abwasserherkunftsbereiche; 
g) für sonstige Einwirkungen auf Gewässer, die nicht von Haushalten, von 

gewerblichen Betrieben oder aus der Land- und Forstwirtschaft stammen; 
h) für die Angelegenheiten der Wasserverbände und der Zwangs genossen­

schaften, in beiden Fällen jedoch ausschließlich der Anlagen; 

§ 100. (1) ... 
h) flir die Bildung von Zwangsverbänden (§ 88), die sich über zwei oder 

mehrere Länder erstrecken; 

§ 101. (1) bis (3) ... § 101. (1) bis (3) ... 

(4) Auf mit der Errichtung, dem Betrieb oder der Änderung einer Betriebs­
anlage verbundene wasserrechtliche Tatbestände (§§ 98, 99, 100) finden die 
Abs. 1 und 2 keine Anwendung. 

Zuständigkeit des unabhängigen Verwaltungssenates in Anlagenverfahren 

§ lOta. Bescheide, die über mit der Errichtung, dem Betrieb oder der Ände­
rung einer Betriebsanlage verbundene Tatbestände absprechen, die in die Zu­
ständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde (§ 98) fallen oder für die der Lan­
deshauptmanl1 in erster und letzter Instanz zuständig ist, können unmittelbar 
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Geltende Fassung: 

§ 145. (1) bis (6) ... 

Anhang C zum Wasserrechtsgesetz 

Abwasserherkunftsbereiche gemäß § 99 Abs. 1 Iit. d 

53 

Die direkte Einleitung von Abwasser (§ 32) aus Anlagen und Betrieben der nach­
stehend genannten Herkunftsbereiche fallt in die Zuständigkeit des Landeshauptrnan­
nes als Wasserrechtsbehörde erster Instanz nach § 99 Abs. 1 Iit. d. 

1. Schwerpunktkrankenanstalten und Zentralkrankenanstalten ... 

2. Erzeugung von gebleichtem Zellstoff 

3 ....... 

34 ...... 

35. Sickerwasser aus Abfalldeponien 

36. Physikalisch-chemische oder biologische Abfallbehandlung. 

Vorgeschlagene .Fassung: 

beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 
In Verfahren vor dem unabhängigen Verwaltungssenat und den Gerichtshöfen 
des öffentlichen Rechts hat das wasserwirtschaftliche Planungsorgan ParteisteI­
lung. 

§ 145. (1) bis (6) ... 

(7) §§ 99 Abs. 1, 100 Abs. 1, 101 Abs. 4 und § 101a samt Überschrift in der 
Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BOB\. I Nr. XXX, treten mit 
1. Juli 2002 in Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach 
der alten Rechtslage weiterzuführen. 

Artikel 6 

Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 

§ 30a. (1) Unbeschadet des § 29 Abs. 2 sind auf Deponien (Abfallbehandlungs­
anlagen gemäß § 29 Abs. 1 Z 4, 5 oder 6) erforderlichenfalls die §§ 60 bis 67, 69, 70, 
72,111 Abs. 1 und 4,117 bis 119, 122 und 123 Wasserrechtsgesetz 1959 sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 30a. Unbeschadet des § 29 Abs. 2 sind auf Deponien (Abfallbehand­
lungsalliagen gemäß § 29 Abs. 1 Z 4, 5 oder 6) erforderlichenfalls die §§ 60 bis 
67, 69, 70, 72, 111 Abs. I und 4, 11 7 bis I 19, 122 und 123 Wasserrechtsge­
setz 1959 sinngemäß anzuwenden. 
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54 

Geltende Fassung: 

(2) Abweichend zu § 29 Abs. 1 ist bei einer gewerblichen Bodenaushub- oder 
Baurestmassendeponie unter 100 000 m3 die Bezirksverwaltungsbehörde zuständige 
Behörde. 

Art. VIII (1) bis (12) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 30g. (1) Zuständige Behörde erster Instanz gemäß den §§ 28 bis 30f ist 
der Landeshauptmann, soweit Abs. 2 nicht Anderes bestimmt. 

(2) Zuständige Behörde erster Instanz für gewerbliche Bodenaushub- oder 
Baurestmassendeponien unter 100 000 m3 ist die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(3) Der Landeshauptmann als zuständige Anlagenbehörde kann mit der 
Durchführung eines Verfahrens ganz oder teilweise die BezirksverwaItungs­
behörde betrauen und diese auch ermächtigen, in seinem Namen zu entscheiden. 
Gesetzliche Mitwirkungs- und Anhörungsrechte werden dadurch nicht berührt. 

(4) Bescheide des Landeshauptmanns oder der Bezirksverwaltungsbehörde 
als zuständige Anlagenbehörde nach diesem Bundesgesetz können unmittelbar 
beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

Art. VIII (1) bis (12) '" 

(13) Die §§ 30a und 30g in der Fassung des Verwaltungsrefonn­
gesetzes 2001, BGBI. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Die zu diesem 
Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach der alten Rechtslage weiterzuführen. 

Artikel 7 

§17.(1) ... 

Änderung des Immissionsschutzgesetzes - Luft 

§17.(1) ... 

(2) Erfolgt nach den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften, ausgenommen 
das Berggesetz 1975, die VoUziehung einer Angelegenheit in unmittelbarer Bundes­
verwaltung, so ist tUr die Voll ziehung der in einem Maßnahmenkatalog gemäß § 10 
angeordneten Maßnahmen der Landeshauptmann zuständig. 

(3) ... 

(2) Erfolgt nach den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften, ausgenom­
men das Berggesetz 1975, die Vollziehung einer Angelegenheit in unmittelbarer 
Bundesverwaltung, so ist für die Vollziehung der in einem Maßnahmenkatalog 
gemäß § 10 angeordneten Maßnahmen die Bezirksverwaltungsbehörde zustän­
dig. 

(3) ... 

(4) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehördc bzw. des Landeshauptman­
nes als zuständiger Anlagenbehörde nach diesem Gesetz können unmittelbar 
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Geltende Fassung: 

Art. VII. (1) bis (4): 

Vorgeschlagene Fassung: 

beim unabhängigen Verwaltungs senat im jeweiligen Land angefochten werden. 

Art. VII. (1) bis (4): 

(5) § 17 Abs. 2 und 4 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, 
BGBL I Nr. XXX, tritt mit 1. Juli 2002 in Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt anhän­
gigen Verfahren sind nach der alten Rechtslage weiterzufiihren. 

Artikel 8 

§41.(l) ........ 
1. . ...... 

Änderung des Strahlenschutzgesetzes 

§41.(1) ....... 
1. 

2. der Landeshauptrnann hinsichtlich 
der Anlagen gemäß §§ 5 und 6, sofern es sich nicht um Anlagen im Sinne 
der Z 1 lit. abis c handelt, und 
der Röntgeneinrichtungen, ftir die auch eine elektrizitätsbehördliche Ge­
nehmigung erforderlich ist; 

3. in allen übrigen fällen die Bezirksverwaltungsbehörden. 

(2) In den Angelegenheiten des Abs. 1 Z. 2 und 3 sind in erster Instanz zustän­
dig; 

a) fur die der bergbehördlichen Aufsicht unterliegenden Betriebe die Berg­
hauptmannschaft, 

b) ftir die der Gewerbeordnung unterliegenden Betriebe die in erster In­
stanz berufenen Behörden gemäß §§ 141 bis 143 der Gewerbeordnung 
und der darauf gegründeten Verordnungen, 

c) auf den Gebieten des Eisenbahn-, Luft- und Schiffsverkehrs sowie auf 
dem Gebiet des Post- und Telegraphenwesens die nach den fUr diese 
Gebiete maßgeblichen Rechtsvorschriften in erster Instanz zuständigen 
Behörden, 

d) ftir die wissenschaftlichen Hochschulen, die Forschungsinstitute der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften und die gleichwertigen 
wissenschaftlichen Anstalten sowie f1ir die unter § 3 Abs. 1 Z. 1 lit. c 
des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes, BGB\. Nr. 240/1962, fallenden 

2. in allen übrigen Fällen die Bezirksverwaltungsbehörden. 

(2) In den Angelegenheiten des Abs. 1 Z 2 sind in erster Instanz zuständig: 
1. für Betriebe, die dem Mineralrohstoffgesetz, BGB!. I Nr. 38/1999, 

zuletzt geändert durch BGB!. I Nr. 197/1999, unterliegen die gemäß 
Mineralrohstoffgesetz zuständigen Behörden, 

2. flir die der Gewerbeordnung 1994, 8GB!. Nr. 194, zuletzt geändert 
durch BGBL I Nr. 53/2001, unterliegenden Betriebe die gemäß Gewer­
beordnung 1994 zuständigen Behörden, 

3. auf den Gebieten des Eisenbahn-, Luft- und Schiffsverkehr sowie auf 
dem Gebiet des Post- und Telegraphenwesens die nach den für diese 
Gebiete maßgeblichen Rechtsvorschriften in erster Instanz zuständigen 
Behörden. 
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Geltende Fassung: 

Schulen das Bundesministerium rur Unterricht. fiir die sonstigen unter 
dieses Bundesgesetz fallenden Schulen der Landesschulrat. 

(4) Der administrative Instanzenzug geht bei der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes und der auf Grund desselben erlassenen Verordnungen bis zum zuständi­
gen Bundesministerium. 

§42.(1) ... 

(2) Auf dieses Bundesgesetz gestützte Verordnungen können schon vor diesem 
Zeitpunkt erlassen werden, treten aber frühestens zugleich mit diesem Bundesgesetz 
in Kraft. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(3) ... 

(4) Entscheidungen gemäß Abs. 1 Z 2 können unmittelbar beim unabhän­
gigen Verwaltungs senat angefochten werden. 

§ 42. (1) ... 

(2) § 41 Abs. 1. 2 und 4 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001. 
BGB\. I Nr. XXX, tritt mit 1. Juli 2002 in Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt an­
hängigen Verfahren sind nach der alten Rechtslage weiterzufiihren. 

Verordnungen 

§ 42a. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweili­
gen Fassung dürfen bereits von dem Tag an erlassen werden, der der Kundma­
chung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie dürfen jedoch nicht vor 
den durchzufilhrenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten. 

Artikel 9 

Änderung des Apothekengesetzes 

Kompetenz der politischen Behörde erster Instanz 

§ 44. (1) Die Handhabung der Vorschriften dieses Gesetzes obliegt, insoweit 
das Gesetz nicht andere Anordnungen enthält oder die Kompetenz der Gerichte 
eintritt, in erster Instanz den politischen Bezirksbehörden (Bezirkshauptrnannschaf­
ten, Kornmunalämter der mit eigenen Statuten versehenen Gemeinden), in deren 
Bezirke die Apotheke, die Filiale oder der Notapparat sich befindet oder in Aussicht 
genommen ist. 

(2) Wo daher im Texte dieses Gesetzes eine Verwaltungsbehörde oder Behör­
de ohne nähere Bezeichnung erwähnt wird, ist darunter die zuständige politische 
Behörde erster Instanz zu verstehen. 

Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde 

§ 44. (1) Die Handhabung der Vorschriften dieses Gesetzes obliegt, inso­
weit das Gesetz nicht andere Anordnungen enthält oder die Kompetenz der 
Gerichte eintritt, in erster Instanz der Bezirksverwaltungsbehörde, in deren 
Zuständigkeitsbereich die Apotheke, die Filiale oder der Notapparat sich befin­
det oder in Aussicht genommen ist. 

(2) Wo daher im Texte dieses Gesetzes eine Verwaltullgsbehörde oder Be­
hörde olme nähere Bezeiclmung erwähnt wird, ist darunter die Bezirksverwal­
tungsbehörde zu verstehen. 
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57 

Geltende Fassung: 

Rechtszug 

§45.(1) ... 

(2) Soweit jedoch nach diesem Gesetz die politischen Bezirksbehörden in ers­
ter Instanz zu entscheiden oder zu verfügen haben, endet der Rechtszug beim Lan­
deshauptmann. 

§ 46. (1) Ein Antrag auf die Konzession zum Betrieb einer öffentlichen Apo­
theke ist beim Landeshauptmann, in dessen Verwaltungsgebiet der Standort der 
Apotheke gelegen oder in Aussicht genommen ist, einzubringen. 

§ 47. (1) Der Landeshauptrnann hat den Antrag ohne weiteres Verfahren ab­
zuweisen, wenn aus dem Konzessionsantrag und den angeschlossenen Belegen 
hervorgeht, dass den im § 46 bezeichneten Erfordernissen nicht entsprochen wurde. 

(2) Ein Konzessionsantrag eines Bewerbers ist vom Landeshauptrnann auch 
dann ohne weiteres Verfahren abzuweisen, wenn ein frUherer Antrag eines anderen 
Bewerbers um die Errichtung einer neuen Apotheke an demselben Standort wegen 
des F ehlens der im § 10 bezeichneten sachlichen Voraussetzungen abgewiesen 
worden ist, von dem Datum der Zustellung des letzten in der Angelegenheit ergan­
genen Bescheides an gerechnet nicht mehr als zwei Jahre vergangen sind und eine 
wesentliche Veränderung in den für die frUhere Entscheidung maßgebenden lokalen 
Verhältnissen nicht eingetreten ist. Ohne weiteres Verfahren abzuweisen ist ein 
Antrag für den Standort einer gemäß § 3 Abs. 7 geschlossenen Apotheke vor Ab­
lauf von zwei Jahren nach ZurUcklegung der Konzession. Ebenso ist zu verfahren, 
wenn in der Gemeinde des angesuchten Standortes die Bewilligung zur Errichtung 
einer Filialapotheke vor weniger als fUnf Jahren erteilt wurde. 

§ 48. (I) Längstens innerhalb 14 Tagen nach Einlangen eines Gesuches um die 
Bewilligung zum Betriebe einer neu zu errichtenden Apotheke hat die politische 
Landesbehörde, falls das Gesuch nicht im Sinne der Bestimmungen des vorherge­
henden Paragraphen ohne weiteres Verfahren abgewiesen worden ist, die Bewer­
bung unter Anfilhrung des Namens, der Berufsstellung und des Wohnortes des 
Gesuchstellers und des filr die Apotheke in Aussicht genommenen Standortes auf 
Kosten des Gesuchstellers in der fUr amtliche Bekanntmachungen bestimmten Zei-

Vorgeschlagene Fassung: 

Berufung 

§ 45. (1) ... 

(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

§ 46. (1) Ein Antrag auf die Konzession zum Betrieb einer öffentlichen 
Apotheke ist bei der Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Verwaltungsgebiet 
der Standort der Apotheke gelegen oder in Aussicht genommen ist, einzubrin­
gen. 

§ 47. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat den Antrag ohne weiteres 
Verfahren abzuweisen, wenn aus dem Konzessionsantrag und den angeschlos­
senen Belegen hervorgeht, dass den im § 46 bezeichneten Erfordernissen nicht 
entsprochen wurde. 

(2) Ein Konzessionsantrag eines Bewerbers ist von der Bezirksverwal­
tungsbehörde auch dann ohne weiteres Verfahren abzuweisen, wenn ein frUhe­
rer Antrag eines anderen Bewerbers um die Errichtung einer neuen Apotheke an 
demselben Standort wegen des Fehlens der im § 10 bezeichneten sachlichen 
Voraussetzungen abgewiesen worden ist, von dem Datum der Zustellung des 
letzten in der Angelegenheit ergangenen Bescheides an gerechnet nicht mehr als 
zwei Jahre vergangen sind und eine wesentliche Veränderung in den fur die 
frUhere Entscheidung maßgebenden lokalen Verhältnissen nicht eingetreten ist. 
Ohne weiteres Verfahren abzuweisen ist ein Antrag fUr den Standort einer ge­
mäß § 3 Abs. 7 geschlossenen Apotheke vor Ablauf von zwei Jahren nach Zu­
rUcklegung der Konzession. Ebenso ist zu verfahren, wenn in der Gemeinde des 
angesuchten Standortes die Bewilligung zur Errichtung einer Filialapotheke vor 
weniger als fUnf Jahren erteilt wurde. 

§ 48. (1) Längstens innerhalb 14 Tagen nach Einlangen eines Gesuches um 
die Bewilligung zum Betriebe einer neu zu errichtenden Apotheke hat die Be­
zirksverwaltungsbehörde, falls das Gesuch nicht im Sinne der Bestimmungen 
des vorhergehenden Paragraphen ohne weiteres Verfahren abgewiesen worden 
ist, die Bewerbung unter Anfilhrung des Namens, der Berufsstellung und des 
Wohnortes des Gesuchstellers und des rur die Apotheke in Aussicht genomme­
nen Standortes auf Kosten des Gesuchstellers in der Hir amtliche Bekanntrna-
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Geltende Fassung: 

tung zu verlautbaren. 

(3) Gleichzeitig mit der Verlautbarung der Kundmachung in der amtlichen 
Zeitung hat die Landesbehörde eine Ausfertigung der Kundmachung der vorbe­
zeichneten politischen Behörde erster Instanz sowie der zuständigen Standesvertre­
tung der Apotheker und Ärztekammer mitzuteilen. 

§ 49. (1) Die politische Landesbehörde hat jedes Gesuch um die Konzession 
zum Betrieb einer öffentlichen Apotheke, welches nicht im Sinne der Bestimmun­
gen des § 47 ohne weiteres Verfahren zurückgewiesen worden ist, ungesäumt an 
die politische Behörde erster Instanz, in deren Bezirke der Standort der Apotheke 
gelegen oder in Aussicht genommen ist, zu leiten. Die letztere Behörde hat sämtli­
che für die Entscheidung maßgebenden Verhältnisse ohne Verzug von Amts wegen 
zu erheben. 

(2) Wenn die Errichtung einer neuen öffentlichen Apotheke beabsichtigt ist, so 
hat die Behörde den Gemeinden des Standortes und der in Betracht kommenden 
Umgebung unter Festsetzung einer Frist von längstens vier Wochen Gelegenheit 
zur Äußerung über die Konzessionsbewerbung zu geben. 

(3) Kommen bei der Errichtung der Apotheke mit Rücksicht auf den für die­
selbe gewählten Standort auch in anderen politischen Bezirken gelegene Gemein­
den in Betracht, so ist die Einvemelunung dieser Gemeinden und eventuell der 
Bezirksvertretungen in gleicher Weise durch die zuständige politische Behörde 
erster Instanz zu veranlassen. 

(4) Nach Durchführung der Erhebungen ist das Gesuch unter Anschluß der 
sämtlichen Verhandlungsakten ungesäumt mit einem Antrage der politischen Lan­
desbehörde wieder vorzulegen. 

§ 50. Nach Wiedereinlangen des Gesuches hat der Landeshauptmann die zu· 
ständige Standesvertretung der Apotheker und die Ärztekammer einzuladen, inner­
halb vier Wochen beim Amt der Landesregierung Einsicht in das Gesuch und die 
Gesuchsbeilagen zu nehmen und allenfalls in dieser Frist eine Äußerung ab­
zugeben. 

§ 51. (1) Über Gesuche um die Erteilung der Konzession zum Betriebe einer 
öffentlichen Apotheke entscheidet die politische Landesbehörde, in deren Verwal­
tungsgebiete der Standort der Apotheke gelegen oder in Aussicht genommen ist. 

Vorgeschlagene Fassung: 

chungen bestimmten Zeitung zu verlautbaren. 

(3) Gleichzeitig mit der Verlautbarung der Kundmachung in der amtlichen 
Zeitung hat die Bezirksverwaltungsbehörde eine Ausfertigung der Kundma­
chung der zuständigen Standesvertretung der Apotheker und der Ärztekammer 
zu übermitteln. 

§ 49. (1) Wenn die Errichtung einer neuen öffentlichen Apotheke beab­
sichtigt ist, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde den Gemeinden des Standor­
tes und der in Betracht kommenden Umgebung unter Festsetzung einer Frist 
von längstens vier Wochen Gelegenheit zur Äußerung über die Konzessionsbe­
werbung zu geben. 

(2) Kommen bei der Errichtung der Apotheke mit Rücksicht auf den ftir 
dieselbe gewählten Standort auch in anderen politischen Bezirken gelegene 
Gemeinden in Betracht, so ist das Einvernehmen dieser Gemeinden und gege­
benenfalls anderer Bezirksverwaltungsbehörden in gleicher Weise durch die 
zuständige Bezirksverwaltungsbehörde zu erzielen. 

§ 50. Nach Durchftlhrung der Erhebungen gemäß § 49 hat die Bezirksver­
waltungsbehörde die zuständige Standesvertretung der Apotheker und die Ärz­
tekammer einzuladen, innerhalb von vier Wochen beim Amtssitz der Bezirks­
verwaltungsbehörde Einsicht in das Gesuch und die Gesuchsbeilagen zu neh­
men und allenfalls in dieser Frist eine Äußerung abzugeben. 

§ 51. (I) Über Gesuche um die Erteilung der Konzession zum Betriebe ei­
ner öffentlichen Apotheke entscheidet die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren 
Verwaltungsgebiete der Standort der Apotheke gelegen oder in Aussicht ge­
nommen ist. 
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Geltende Fassung: 

(2) Kommen in dem im § 49, zweiter Absatz, vorgesehenen Falle mit Rück­
sicht auf den für die Apotheke gewählten Standort auch Gemeinden des Verwal­
tungsgebietes anderer politischer Landesbehörden in Betracht, so hat die im ersten 
Absatze bezeichnete Landesbehörde über die Konzessionserteihmg im Einverneh­
men mit diesen letzteren Behörden zu entscheiden. Wenn zwischen den Landesbe­
hörden eine Übereinstimmung nicht zustande kommt, entscheidet das Bundesminis­
terium ftir soziale Sicherheit und Generationen. 

(3) Gegen eine Entscheidung des Landeshauptmannes, mit welcher die Kon­
zession zum selbständigen Betriebe einer öffentlichen Apotheke verweigert wird, 
steht dem Antragsteller, gegen die Erteilung der Konzession aber del~enigell Inha­
bern öffentlicher Apotheken und gemäß § 29 Abs. 4 und 5 betroffenen Ärzten, 
welche gemäß § 48 Abs. 2 rechtzeitig einen Einspruch erhoben haben, die Berufung 
an das Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen zu. 

§ 54. Zuständig für die Genehmigung der Verlegung einer öffentlichen Apo­
theke, einer Filiale oder einer Anstaltsapotheke ist der Landeshauptrnann. Vor der 
Entscheidung ist die zuständige Standesvertretung der Apotheker und der Ärzte zu 
hören. 

§ 68a. § 2, § 3 Abs. 1 bis 6, § 3a Abs. 2 und 3, § 4, § 17b Abs. 2, § 20 Abs. 2, 
§ 22 Abs. 2 und § 38 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 96/1993 treten 
mit Inkrafttreten des EWR-Abkommens für Österreich in Kraft. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(2) Kommen in dem im § 49 Abs. I vorgesehenen Fall mit Rücksicht auf 
den ftir die Apotheke gewählten Standort auch Gemeinden des Verwaltungsge­
bietes anderer Bezirksverwaltungsbehörden in Betracht, so hat die gemäß 
Abs. 1 zuständige Behörde tiber die Konzessionserteilung im Einvernehmen mit 
diesen Bezirksverwaltungsbehörden zu entscheiden. Welill zwischen den Be­
zirksverwaltungsbehörden eines Landes eine Übereinstimmung nicht zustande 
kommt, entscheidet der Landeshauptrnann. Wenn zwischen den Bezirksverwal­
tungsbehörden mehrerer Länder eine Übereinstimmung nicht zustande kommt, 
entscheidet der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen. 

(3) Gegen eine Entscheidung der Bezirksverwaltungsbehörde, mit welcher 
die Konzession zum selbständigen Betriebe einer öffentlichen Apotheke ver­
weigert wird, steht dem Antragsteller, gegen die Erteilung der Konzession aber 
denjenigen Inhabern öffentlicher Apotheken und gemäß § 29 Abs. 4 und 5 be­
troffenen Ärzten, welche gemäß § 48 Abs. 2 rechtzeitig einen Einspmch erho­
ben haben, die Berufung an den unabhängigen Verwaltungs senat im jeweiligen 
Land zu. 

§ 54. Zuständig für die Genehmigung der Verlegung einer öffentlichen 
Apotheke, einer Filiale oder einer Anstaltsapotheke ist die Bezirksverwaltungs­
behörde. Vor der Entscheidung ist die zuständige Standesvertretung der Apo­
theker und der Ärzte zu hören. 

§ 68a. (1) § 2, § 3 Abs. 1 bis 6, § 3a Abs. 2 und 3, § 4, § 17b Abs. 2, § 20 
Abs.2, § 22 Abs.2 und § 38 in der Fassung des Verwaltungsreforrngeset­
zes 2001, BGB\. Nr. 96/1993 treten mit Inkrafttreten des EWR-Abkommens ftir 
Österreich in Kraft. 

(2) Die §§ 44 samt Überschrift, 45 samt Überschrift, 46 Abs. 1,47 Abs. I 
und 2, 48 Abs. 1 und 3, 49,50,51 Abs. 1 bis 3 und 54 in der Fassung des Ver­
waltungsreformgesetzes 2001, BGBl. I Nr. XXX, treten mit I. Juli 2002 in 
Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach der alten 
Rechtslage weiterzuführen. 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Artikel 10 

Änderung des Ärztegesetzes 1998 

18§ 32. (1) Der Bundesminister ftir soziale Sicherheit und Generationen hat 
nach Anhörung der Österreichischen Ärztekammer Personen, die 

1. im Ausland eine Berechtigung zur selbstständigen Ausübung des ärztlichen 
Berufes erworben haben, 

2. nicht gemäß den §§ 4, 5, 18 oder 19 zur selbstständigen Ausübung des 
ärztlichen Berufes berechtigt sind, 

3. die allgemeinen Erfordernisse des § 4 Abs. 2 Z 2 bis 5 oder des § 18 Abs. 2 
Z 2 bis 5 erfüllen und 

4. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 4 Abs.3 in Verbindung mit § 4 
Abs.4 Z 2 oder § 4 Abs. 5 Z 2 oder gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 oder 3 in Ver­
bindung mit einer Bescheinigung nach § 44 Abs. 2 oder gemäß § 5 Abs. 2 
Z 2 und 3 oder § 5 Abs. 2 Z 4 oder gemäß § 18 Abs. 3 oder 4 oder § 19 
Abs. 1 Z 2, 3, 4 oder 5 oder Abs. 2 erbringen, 

eine auf höchstens drei Jahre befristete Bewilligung zur selbstständigen Ausübung 
des ärztlichen Berufes im Rahmen eines Dienstverhältnisses als Arzt flir Allge­
meinmedizin, Facharzt oder Zahnarzt in Krankenanstalten oder Justizanstalten zu 
erteilen. 

(2) und (3) ... 

(4) Die Bewilligung ist 
I. der nach dem Dienstort zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde, 
2. dem Landeshauptmann, in dessen Bereich die Ausübung der ärztlichen 

Tätigkeit beabsichtigt ist, und 
3. der Österreichischen Ärztekammer 

in Abschrift zur Kenntnis zu bringen. 

(5) Der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen hat eine Be­
willigung gemäß Abs. 1 zurückzunehmen, wenn hervorkommt, dass 

1. eines der in den Abs. 1 oder 2 angeftihrten Erfordernisse schon ursprüng­
lich nicht gegeben war oder 

§ 32. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat nach Anhörung der Österrei­
chischen Ärztekammer Personen, die 

1. im Ausland eine Berechtigung zur selbstständigen Ausübung des ärztli­
chen Berufes erworben haben, 

2. nicht gemäß den §§ 4,5, 18 oder 19 zur selbstständigen Ausübung des 
ärztlichen Berufes berechtigt sind, 

3. die allgemeinen Erfordernisse des § 4 Abs. 2 Z 2 bis 5 oder des § 18 
Abs. 2 Z 2 bis 5 erfiillen und 

4. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 4 Abs. 3 in Verbindung mit § 4 
Abs. 4 Z 2 oder § 4 Abs. 5 Z 2 oder gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 oder 3 in 
Verbindung mit einer Bescheinigung nach § 44 Abs. 2 oder gemäß § 5 
Abs.2 Z 2 und 3 oder § 5 Abs.2 Z 4 oder gemäß § 18 Abs. 3 oder 4 
oder § 19 Abs. 1 Z 2,3,4 oder 5 oder Abs. 2 erbringen, 

eine auf höchstens drei Jahre befristete Bewilligung zur selbstständigen Aus­
übung des ärztlichen Berufes im Rahmen eines Dienstverhältnisses als Arzt für 
Allgemeinmedizin, Facharzt oder Zahnarzt in Krankenanstalten oder Justizan­
stalten zu erteilen. 

(2) und (3) ... 

(4) Die Bewilligung ist der Österreichischen Ärztekammer in Abschrift zur 
Kenntnis zu bringen. 

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat eine Bewilligung gemäß Abs. I zu­
rückzunehmen, wenn hervorkommt, dass 

1. eines der in den Abs. 1 oder 2 angefuhrten Erfordernisse schon ur­
sprünglich nicht gegeben war oder 

18 Text der 2. Ärztegesetznovelle wurde noch nicht im BGB\. I kundgemacht, aber bereits von NR und BR beschlossen. Vgl. die RV 629 B1gNR. XXI. GP 
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Geltende Fassung: 

2. ein Erfordernis gemäß Abs. 1 nachträglich weggefallen ist. 

§ 33. (1) Der Bundesminister rur soziale Sicherheit und Generationen hat nach 
Anhörung der Österreich ischen Ärztekammer Personen, die 

I. im Ausland eine Berechtigung zur selbstständigen Ausübung des ärztlichen 
Berufes erworben haben, 

2. nicht gemäß den §§ 4, 5, 18 oder 19 zur selbstständigen Ausübung des 
ärztlichen Berufes berechtigt sind, 

3. die allgemeinen Erfordernisse des § 4 Abs.2 Z 2 bis 5 oder des § 18 
Abs. 2 Z 2 bis 5 erfUllen und 

4. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 4 Abs.3 in Verbindung mit § 4 
Abs.4 Z 2 oder § 4 Abs. 5 Z 2 oder gemäß § 5 Abs.l Z 2 oder 3 in Verbin­
dung mit einer Bescheinigung nach § 44 Abs. 2 oder gemäß § 5 Abs. 2 Z 2 
und 3 oder § 5 Abs. 2 Z 4 oder gemäß § 18 Abs. 3 oder 4 oder gemäß § 19 
Abs. 1 Z 2,3,4 oder 5 oder der Abs. 2 erbringen, 

eine auf höchstens drei Jahre befristete Bewilligung zur freiberuflichen Ausübung 
des ärztlichen Berufes als Arzt rur Allgemeinmedizin, Facharzt oder Zahnarzt zu 
erteilen. 

(2) bis (3) ... 

(4) Die Bewilligung ist 
1. der nach dem Dienstort zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde, 
2. dem Landeshauptrnann, in dessen Bereich die Ausübung der ärztlichen 

Tätigkeit beabsichtigt ist, und 
3. der Österreichischen Ärztekammer 

in Abschrift zur Kenntnis zu bringen. 

(5) Der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen hat eine Be­
willigung gemäß Abs. 1 zurückzunehmen, wenn hervorkommt, dass 

1. eines der in den Abs. 1 oder 2 angefUhrten Erfordernisse schon ursprüng­
lich nicht gegeben war oder 

2. ein Erfordernis gemäß Abs. 1 nachträglich weggefallen ist. 

(6) Bei Fortbestand des Bedarfs hat der Bundesminister für soziale Sicherheit 
und Generationen auf Antrag weitere, jeweils mit drei Jahren zu befristende Bewil­
ligungen zu erteilen. 

Vorgeschlagene Fassung: 

2. ein Erfordernis gemäß Abs. 1 nachträglich weggefallen ist. 

§ 33. (1) Der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen hat 
nach Anhörung der Österreichischen Ärztekammer Personen, die 

1. im Ausland eine Berechtigung zur selbstständigen Ausübung des ärztli­
chen Berufes erworben haben, 

2. nicht gemäß den §§ 4, 5, 18 oder 19 zur selbstständigen Ausübung des 
ärztlichen Berufes berechtigt sind, 

3. die allgemeinen Erfordernisse des § 4 Abs. 2 Z 2 bis 5 oder des § 18 
Abs. 2 Z 2 bis 5 erfüllen und 

4. einen Qualifikationsnachweis gemäß § 4 Abs. 3 in Verbindung mit § 4 
Abs. 4 Z 2 oder § 4 Abs. 5 Z 2 oder gemäß § 5 Abs. I Z 2 oder 3 in 
Verbindung mit einer Bescheinigung nach § 44 Abs. 2 oder gemäß § 5 
Abs. 2 Z 2 und 3 oder § 5 Abs. 2 Z 4 oder gemäß § 18 Abs. 3 oder 4 
oder gemäß § 19 Abs. 1 Z 2, 3, 4 oder 5 oder der Abs. 2 erbringen, 

eine auf höchstens drei Jahre befristete Bewilligung zur freiberuflichen Aus­
übung des ärztlichen Berufes als Arzt für Allgemeinmedizin, Facharzt oder 
Zahnarzt zu erteilen. 

(2) bis (3) ... 

(4) Die Bewilligung ist der Österreichischen Ärztekammer in Abschrift zur 
Kenntnis zu bringen. 

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat eine Bewilligung gemäß Abs. I zu­
rückzunehmen, wenn hervorkommt, dass 

1. eines der in den Abs. I oder 2 angefilhrten Erfordernisse schon ur­
sprünglich nicht gegeben war oder 

2. ein Erfordernis gemäß Abs. 1 nachträglich weggefallen ist. 

(6) Bei Fortbestand des Bedarfs hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf 
Antrag weitere, jeweils mit drei Jahren zu befristende Bewilligungen zu ertei­
len. I 
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§ 35 .... 

(2) ... 

Geltende Fassung: 

62 

2. an allen übrigen Krankenanstalten bzw. medizinisch-wissenschaftlichen 
Anstalten, die Ausbildungsstätten im Sinne der §§ 9, 10 oder 11 sind, im 
Rahmen der ihnen zugewiesenen Obliegenheiten mit Bewilligung der Bun­
desminister flir soziale Sicherheit und Generationen jeweils bis zur Dauer 
eines Jahres." 

(3) ... Über Anträge auf zeitlich unbefristete Verlängerung entscheidet der 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen, hinsichtlich Ärzten, die an 
Universitätskliniken und -instituten tätig sind, im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Bildung, Wissenschaft und Kultur. 

(4) In allen anderen als in Abs. 3 genannten Fällen kann die Verlängerung ei­
ner Bewilligung gemäß Abs. 2 durch den Klinik- bzw. Institutsvorstand oder durch 
den Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen nur bis zur Dauer eine 
Jahres oder bis zum Abschluß einer wissenschaftlichen Arbeit längstens aber bis 
zur Dauer von drei Jahren, erfolgen. .. .. 

(6) ... Jede Bewilligung gemäß Abs.2 und jede Verlängerung gemäß Abs. 3 
oder 4 ist der nach dem Dienstort zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde sowie 
dem Landeshauptmann und der Ärztekammer jenes Bundeslandes, in dem der Arzt 
seine Tätigkeit ausübt, zur Kenntnis zu bringen. 

§ 36. (1) Die freiberufliche Ausübung des gehobenen Dienstes für Gesund­
heits- und Krankenpflege bedarf einer Bewilligung des auf Grund des ßerufssitzes 
zuständigen Landeshauptmannes. Voraussetzung flir die Erteilung einer Bewilli­
gung ist die Berufsberechtigung gemäß § 27. 

(2) Zum Nachweis der Berufsberechtigung sind 
1. eine Strafregisterbescheinigung oder bei EWR-Staatsangehörigen ein 

§ 35 .... 

(2) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

2. an allen übrigen Krankenanstalten bzw. medizinisch-
wissenschaftlichen Anstalten, die Ausbildungsstätten im Sinne der 
§§ 9, 10 oder 11 sind, im Rahmen der ihnen zugewiesenen Obliegen­
heiten mit Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde jeweils bis zur 
Dauer eines Jahres. 

(3) ... Über Anträge auf zeitlich unbefristete Verlängerung entscheidet die 
Bezirksverwaltungsbehörde, hinsichtlich Ärzten, die an Universitätskliniken 
und -instituten tätig sind, im Einvernehmen mit dem Bundesminister flir Bil­
dung, Wissenschaft und Kultur. 

(4) In allen anderen als in Abs. 3 genannten Fällen kann die Verlängerung 
einer Bewilligung gemäß Abs. 2 durch den Klinik- bzw. Institutsvorstand oder 
durch die Bezirksverwaltungsbehörde nur bis zur Dauer eine Jahres oder bis 
zum Abschluß einer wissenschaftlichen Arbeit längstens aber bis zur Dauer von 
drei Jahren, erfolgen. .. .. 

(6) ... Jede Bewilligung gemäß Abs.2 und jede Verlängerung gemäß 
Abs. 3 oder 4 ist der Ärztekammer jenes Bundeslandes, in dem der Arzt seine 
Tätigkeit ausübt, zur Kenntnis zu bringen. 

Rechtsmittelverfahren 

§ 35a. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde in den Angelegenheiten 
der §§ 32, 33 und 35 können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat 
im jeweiligen Land angefochten werden. 

§ 36. (I) Die freiberufliche Ausübung des gehobenen Dienstes für Ge­
sundheits- und Krankenpflege bedarf einer Bewilligung der auf Grund des Be­
rufssitzes zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde. Voraussetzung rur die Ertei­
lung einer Bewilligung ist die Berufsberechtigung gemäß § 27. 

(2) Zum Nachweis der Berufsberechtigung sind 
1. eine Strafregisterbescheinigung oder bei EWR-Staatsangehörigen ein 
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Geltende Fassung: 

gleichwertiger Nachweis des Heimat- oder Herkunftsstaates und 
2. ein ärztliches Zeugnis über die körperliche und geistige Eignung vorzule­

gen, die bei Vorlage nicht älter als drei Monate sein dürfen. 

(3) (Anm.; aufgehoben durch BGBI. I Nr. 116/1999) 

(4) Die freibemfliche Ausübung des gehobenen Dienstes flir Gesundheits- und 
Krankenpflege hat persönlich und unmittelbar zu erfolgen, allenfalls in Zusarrunen­
arbeit mit anderen Angehörigen von Gesundheitsbemfen. Zur Unterstützung bei der 
Ausübung dieser bemflichen Tätigkeiten können Pflegehelfer herangezogen wer­
den. 

(5) Der Landeshauptmann hat die Berechtigung zur freibemflichen Ausübung 
des gehobenen Dienstes ftlr Gesundheits- und Krankenpflege zurückzunelunen, 
wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. I bereits anfanglich nicht gegeben waren 
oder weggefallen sind. Anläßlich der ZurücknaIune der Berechtigung zur freiberuf­
lichen Berufsausübung ist der Vermerk der Freibemflicbkeit im Berufsausweis zu 
streichen. 

§ 37. (1) und (2) ". 

(3) Jeder Berufssitz, dessen Änderung und Auflassung ist dem örtlich zustän­
digen Landeshauptmann anzuzeigen. 

§ 110. Bewilligungen zur freiberuflichen Ausübung des Krankenpflegefach­
dienstes, die auf Grund des Krankenpflegegesetzes erteilt wurden, gelten mit In­
krafttreten dieses Bundesgesetzes als Bewilligungen zur freiberuflichen Ausübung 
des gehobenen Dienstes ftlr Gesundheits- und Krankenpflege. 

§ 117. (1) bis (4) .,. 

Vorgeschlagene Fassung: 

gleichwertiger Nachweis des Heimat- oder Herkunftsstaates und 
2. ein ärztliches Zeugnis über die körperliche und geistige Eignung vorzu­

legen, die bei Vorlage nicht älter als drei Monate sein dürfen. 

(3) Die freiberufliche Ausübung des gehobenen Dienstes für Gesundheits­
und Krankenpflege hat persönlich und unmittelbar zu erfolgen, allenfalls in 
Zusanunenarbeit mit anderen Angehörigen von Gesundheitsberufen. Zur Unter­
stützung bei der Ausübung dieser beruflichen Tätigkeiten können Pflegehelfer 
herangezogen werden. 

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Berechtigung zur freiberufli­
chen Ausübung des gehobenen Dienstes rur Gesundheits- und Krankenpflege 
zurückzunehmen, wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 bereits anfänglich 
nicht gegehen waren oder weggefallen sind. Anläßlich der Zurücknahme der 
Berechtigung zur freiberuflichen Berufsausübung ist der Vermerk der 
Freiberuflichkeit im Berufsausweis zu streichen. 

(5) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde gemäß Abs. 1 und 4 können 
unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land ange­
fochten werden. 

§37.(1)und(2) ... 

(3) Jeder Bemfssitz, dessen Änderung und Auflassung ist der örtlich zu­
ständigen Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

§ 110. (1) Bewilligungen zur freiberuflichen Ausübung des Krankenpfle­
gefachdienstes, die auf Grund des Krankenpflegegesetzes erteilt wurden, gelten 
mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes als Bewilligungen zur freiberuflichen 
Ausübung des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege. 

(2) Die zum 1. Juli 2002 anhängigen Verfahren gemäß § 36 sind nach der 
vor diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage durchzuftihren und abzuschließen. 

§ 117. (1) bis (4) ". 

(5) § 36 Abs. 1, 3,4 und 5, § 37 Abs. 3 sowie § 110 in der Fassung des 
Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGB\. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in 
Kraft. 
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Geltende }'assung: Vorgeschlagene Fassung: 

Artikel 12 

§7a.(I) ... 

Änderung des MTD-Gesetzes 

§7a.(I) ... 

(2) Die freiberufliche Ausübung der in Abs. 1 genannten gehobenen medizi­
nisch-technischen Dienste bedarf einer Bewilligung des auf Grund des Berufssitzes 
zuständigen Landeshauptmannes. Diese ist zu erteilen, wenn der (die) Bewerber(in) 
innerhalb der letzten zehn Jahre den Beruf befugtermaßen durch drei Jahre volibe­
schäftigt oder entsprechend länger bei Teilzeitbeschäftigung in einem Dienstver­
hältnis gemäß § 7 Abs. 1 ausgeübt hat. 

(3) und (4) ... 

(5) Die Berechtigung zur freiberuflichen Berufsausübung ist vom Landes­
hauptmann zurückzunehmen, wenn die Berechtigung zur Berufsausübung gemäß 
§ 12 entzogen wird oder wenn ein grober Verstoß gegen die Berufspflichten (§§ 11 
bis 11 c) vorliegt. 

§ 7a. (I) bis (5) ... 

(2) Die freiberufliche Ausübung der in Abs. 1 genannten gehobenen medi­
zinisch-technischen Dienste bedarf einer Bewilligung der auf Grund des Berufs­
sitzes zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde. Diese ist zu erteilen, wenn der 
(die) Bewerber(in) innerhalb der letzten zehn Jahre den Beruf befugtermaßen 
durch drei Jahre vollbeschäftigt oder entsprechend länger bei Teilzeitbeschäfti­
gung in einem Dienstverhältnis gemäß § 7 Abs. 1 ausgeübt hat. 

(3) und (4) ... 

(5) Die Berechtigung zur freiberuflichen Berufsausübung ist von der Be-
7.irksverwaltungsbehörde zurückzunehmen, wenn die Berechtigung zur Be­
rufsausübung gemäß § 12 entzogen wird oder wenn ein grober Verstoß gegen 
die Berufspflichten (§§ 11 bis llc) vorliegt. 

§ 7a. (1) bis (5) ... 

(6) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde gemäß Abs. 2 und 5 können 
unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land ange­
fochten werden. 

§ 8. (1) und (2) ... § 8. (1) und (2) ... 

(3) Jeder Berufssitz dessen Änderung und Auflassung ist dem Landeshaupt- (3) Jeder Berufssitz dessen Änderung und Auflassung ist der 
mann anzuzeigen. Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist ... betraut. 

§ 36. (1) bis (5) ... 

Zu § 7a und § 36 Abs. 6 

§ 34a. Die zum 1. Juli 2002 anhängigen Verfahren gemäß § 7a sind nach 
der vor diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage durchzuftihren und abzuschlie­
ßen. 

VolIziehung 

(unverändert) 

§ 36. (1) bis (5) ... 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

(6) § 7a Abs. 2 erster Satz, Abs. 5 und Abs. 6, § 8 Abs. 3 sowie § 34a in 
der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. I NT. XXX, treten mit 
I. Juli 2002 in Kraft. 

Artikel 13 

Änderung des Hebammengesetzes 

§ 12. (I) bis (5) ... 

(6) Der Bundesminister rur soziale Sicherheit und Generationen hat auf Antrag 
binnen drei Monaten nach Einreichung der vollständigen Unterlagen eine Bestäti­
gung darüber auszustellen, dass der Qualifikationsnachweis den Anforderungen der 
Abs. 1 bis 5 entspricht. 

§ 12. (I) bis (5) ... 

(6) EWR-Staatsangehörigen, denen ein Qualifikationsnachweis gemäß 
Abs. 1 bis 5 ausgestellt wurde, ist vom Österreichischen Hebammengremium 
auf Antrag die Zulassung zur Berufsausübung als Hebamme zu erteilen. 

(7) Der Antragsteller hat neben dem Qualifikationsnachweis insbesondere 
einen Nachweis der für die Erflillung der Berufspflichten erforderlichen körper­
lichen und geistigen Eignung sowie der Vertrauenswürdigkeit als Vorausset­
zung rur die Zulassung zur Berufsausübung vorzulegen. 

(8) Die Entscheidung über die Zulassung zur Berufsausübung hat innerhalb 
von drei Monaten nach vollständiger Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu 
erfolgen. 

§ 12a. (I) Gegen Bescheide des Österreichischen Hebammengremiums 
gemäß § 12 Abs. 6 steht die Berufung an den Landeshauptmann offen, in dessen 
Bereich der Hauptwohnsitz oder der in Aussicht genommene Wohnsitz, Berufs­
sitz oder Dienstort gelegen ist. 

(2) Der Landeshauptmann hat Bescheide, mit denen Berufungen stattgege­
ben wurde, binnen zwei Wochen nach deren Rechtskraft unter Anschluss der 
Entscheidungsunterlagen dem Bundesminister flir soziale Sicherheit und Gene­
rationen vorzulegen. Dieser kann gegen solche Bescheide Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof erheben. 
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Geltende Fassung: 

§ 19. (1) Für die freiberufliche Berufsausübung gemäß § 18 Z 1 ist ein Berufs­
sitz in Österreich erforderlich. 

(2) Die freiberufliche Berufsausübung bedarf einer Bewilligung des auf Grund 
eines Berufssitzes zuständigen Landeshauptmannes. Voraussetzung für die Ertei­
lung einer Bewilligung ist 

1. die Eigenberechtigung, 
2. ein Qualifikationsnachweis (§§ 11 bis 13), 
3. die für die Ausübung des Berufes notwendige Vertrauenswürdigkeit, über 

die eine Strafregisterbescheinigung oder bei Staatsangehörigen einer Ver­
tragspartei des EWR-Abkommens ein gleichwertiger Nachweis des Hei­
mat- oder Herkunftsstaates ausgestellt worden ist, und 

4. die für die Ausübung des Berufes notwendige gesundheitliche Eignung, 
über die ein ärztliches Zeugnis oder bei Staatsangehörigen einer Vertrags­
partei des EWR-Abkommens ein gleichwertiger Nachweis des Heimat- o­
der Herkunftsstaates ausgestellt worden ist. 

(3) Die in Abs. 2 Z 3 und 4 geforderten Nachweise dürfen bei Vorlage nicht 
älter als drei Monate sein. 

(4) Der Landeshauptrnann hat über den Antrag auf Erteilung einer Bewilligung 
zur freiberuflichen Berufsausübung ohne unnötigen Aufschub, jedoch spätestens 
drei Monate nach Einreichullg der vollständigen Unterlagen zu entscheiden. 

(5) Der Landeshauptmann hat eine Abschrift der erteilten Bewilligung dem 
Österreichischen Hebammengremium zu übennitteln. 

(6) Die freiberufliche Berufsausübung hat persönlich und unmittelbar zu erfol­
gen. 

(7) Berufssitz ist der Ort, an dem oder von dem aus die freiberufliche Tätigkeit 
regelmäßig ausgeübt wird. 

(8) Jede Änderung des Berufssitzes ist dem Lalldeshauptrnann und dem Öster­
reichischen Hebanunengremium anzuzeigen. 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 19. (1) Für die freiberufliche Berufsausiibung gemäß § 18 Z 1 ist ein Be­
rufssitz in Österreich erforderlich. 

(2) Die freiberufliche Berufsausübung hat persönlich und unmittelbar zu 
erfolgen. 

(3) Berufssitz ist der Ort, an dem oder von dem aus die freiberufliche Tä­
tigkeit regelmäßig ausgeübt wird. 

(4) Jede Begründung und Änderung eines Berufssitzes ist dem Österreichi­
schen Hebammengremium anzuzeigen. 
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Geltende Fassung: 

§40 .. .. 

(2) .. . 

9. Dokumentation über die Fortbildung der Hebammen. 

§ 53 .... 

§ 54a. (1) ... 

4. durch Handlungen oder Unterlassungen den im ... § 19 Abs. 2, 6 und 8 ... 

§ 62 .... 

Vorgeschlagene Fassung: 

§40 ... . 

(2) .. . 

9. Dokumentation über die Fortbildung der Hebammen; 
10. Zulassung zur Berufsausübung gemäß § 12. 

§ 53 .... 

(4) Die Organe des Österreichischen Hebammengremiums gemäß § 45 Z 2 
und 3 sind vom Bundesminister rur soziale Sicherheit und Generationen abzu­
berufen, wenn sie ihre Befugnisse überschreiten, ihre Aufgaben vernachlässigen 
oder beschlussunfahig werden. Bei Abberufung des Gremialvorstandes hat der 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen einen Regierungskom­
missär zu ernennen und mit der provisorischen Geschäftsführung bis zur Durch­
führung der Wahlen zu betrauen. Bei Abberufung des Präsidiums ist § 49 Abs. 
6 anzuwenden. 

§ 54a. (1) ... 

4. durch Handlungen oder Unterlassungen den im ... § 19 Abs. 6 und 8 ... 

§ 6la. Die zum l. Dezember 2002 anhängigen Verfahren gemäß § 12 sind 
nach der vor diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage fortzusetzen und abzu­
schließen. 

§ 62 ... 

(5) § 12 Abs. 6 bis 8, § 12a, § 19 Abs. 8, § 40 Abs. 2 Z 9 und 10, § 53 Abs. 
4, § 54a Abs. 1 Z 4 und § 61a in der Fassung des Verwaltungsrefornlgeset­
zes 2001, BGBI. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Zugleich tritt § 19 
Abs. 2 bis 5 in der in diesem Zeitpunkt geltenden Fassung außer Kraft." 

Artikel 14 

§ 36 .... : 

Änderung des Epidemiegesetzes 1950 

§36 .... : 

(2) Über Ansprüche, die nach Abs. 1 erhoben werden, entscheidet der Landes­
hauptmann. 

§ 43 .... : 

(2) Über Ansprüche, die nach Abs. 1 erhoben werden, entscheidet die Be­
zirksverwaltungsbehärde. 

§43 .... : 
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Geltende Fassung: 

(4) Die Einleitung, Durchftihrung und Sicherstellung sämtlicher in diesem Ge­
setze vorgeschriebener Erhebungen und Vorkehrungen zur Verhütung und Bekämp­
fung anzeigepflichtiger Krankheiten beziehungsweise die Überwachung und Förde­
rung der in erster Linie von den Gemeinden oder im Sinne des Abs. 3 von den zu­
ständigen Sanitätsorganen getroffenen Vorkehrungen sind Aufgabe der zur Hand­
habung des staatlichen Wirkungskreises in Sanitätsangelegenheiten berufenen Be­
hörden der allgemeinen Verwaltung. 

§ 50. (1) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

(4) Die Einleitung, Durchftihnmg und Sicherstellung sämtlicher in diesem 
Gesetze vorgeschriebener Erhebungen und Vorkehrungen zur Verhütung und 
Bekämpfung anzeigepflichtiger Krankheiten beziehungsweise die Überwachung 
und Förderung der in erster Linie von den Gemeinden oder im Sinne des Abs. 3 
von den zuständigen Sanitätsorganen getroffenen Vorkehrungen sind Aufgabe 
der Bezirksverwaltungsbehörde. 

(5) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

§ 50. (1) ... 

(2) § 36 Abs. 2 sowie § 43 Abs. 4 und 5 in der Fassung des Verwaltungsre­
formgesetzes 2001, BGB!. XXX, treten mit l. Juli 2002 in Kraft. Zum 1. Juli 
2002 anhängige Verfahren sind nach der vor diesem Zeitpunkt in Kraft gestan­
denen Rechtslage durchzuführen. 

Artikel 15 

§ 45. (I) und (2) ... 

Änderung des Tuberkulosegesetzes 

§ 45. (I) und (2) ... 

(3) Die Entscheidung auf Übernahme von Behandlungskosten obliegt dem 
Landeshauptmann. Gegen den Bescheid des Landeshauptmannes ist eine Berufung 
an den Bundesminister ftir soziale Sicherheit und Generationen zulässig. 

§ 47 .... 

(2) Über Ansplüche, die nach Abs. 1 Z 1, 2, 3 und 5 erhoben werden, ent­
scheidet der LandeshauptmaIUl, über Ansprüche nach Abs. I Z 4 entscheidet die 
Bezirksverwaltungsbehörde. 

§ 54. (1) ... 

(3) Die Entscheidung auf Übernahme der Behandlungskosten obliegt der 
Bezirksverwaltungsbehörde. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können 
unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land ange­
fochten werden." 

§47 ... , 

(2) Über Ansprüche, die nach Abs. 1 erhoben werden, entscheidet die Be­
zirksverwaltungsbehörde. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können 
unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land ange­
fochten werden. 

§ 54. (1) ... 

(2) § 45 Abs. 3 und § 47 Abs. 2 in der Fassung des Verwaltungsreformge­
setzes 200 I, BGBI. XXX, treten mit I. Juli 2002 in Kraft. Zum I. Juli 2002 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

anhängige Verfahren sind nach der vor diesem Zeitpunkt in Kraft gestandenen 
Rechtslage durchzuftihren. 

Artikel 16 

§ 34 .... 

Änderung des Tierseuchengesetzes 

§ 34 .... 

(S) Die Tötung von verdächtigen Tieren ist von der politischen Landesbehörde 
anzuordnen, wenn 

a) das Vorhandensein der Seuche von dem Amtstierarzte auf Grund der erho­
benen Umstände und der vorliegenden Anzeichen rur wahrscheinlich er­
klärt wird; 

b) unter den obwaltenden Umständen durch anderweitige, diesem Gesetze 
entsprechende Maßregeln ein wirksamer Schutz gegen die Weiterverbrei­
tung der Seuche nicht erreicht werden kann. 

(6) Außerdem kann die Tötung verdächtiger Tiere angeordnet werden, und 
zwar: 

a) vom Ackerbauministerium, wenn schwerwiegende Verkehrsinteressen 
die besonders beschleunigte Unterdrilckung der Seuche notwendig machen; 

b) von der politischen Landesbehörde, wenn die Tiere nach Anwendung 
des diagnostischen Verfahrens (zweiter Absatz) durch einen entsprechenden Zeit­
raum unter Sperre gehalten wurden, ohne daß der bestehende Verdacht der Anste­
ckung behoben werden konnte, und 

c) von der politischen Bezirksbehörde, wenn der Absperrung unterworfene 
Tiere in verbotswidriger Benutzung oder außerhalb der ihnen angewiesenen Räum­
lichkeiten oder an Orten, zu welchen der Zutritt rur sie verboten ist, betroffen wer­
den. 

(7) Die Kadaver gefallener oder getöteter rotzkranker Tiere sind mit Haut und 
Haaren womöglich durch Verbrennen unschädlich zu beseitigen. (§ 24, Punkt 8.) 

§ 76. (I) Berufungen gegen Anordnungen der politischen Behörden, die auf 
Grund dieses Gesetzes oder der zur DurchfUhrung desselben erlassenen Vorschrif­
ten getroffen werden, kommt eine aufschiebende Wirkung nicht zu. 

(5) Die Tötung von verdächtigen Tieren ist von der Bezirksverwaltungs­
behörde anzuordnen, wenn 

a) das Vorhandensein der Seuche von dem Amtstierarzte auf Grund der 
erhobenen Umstände und der vorliegenden Anzeichen fur wahrschein­
lich erklärt wird; 

b) unter den obwaltenden Umständen durch anderweitige, diesem Gesetze 
entsprechende Maßregeln ein wirksamer Schutz gegen die Weiter­
verbreitung der Seuche nicht erreicht werden kann. 

c) schwerwiegende Verkehrsinteressen die besonders beschleunigte Un­
terdrUckung der Seuche notwendig machen; 
d) die Tiere nach Anwendung des diagnostischen Verfahrens gemäß 

Abs. 2 durch einen entsprechenden Zeitraum unter Sperre gehalten wurden, 
ohne dass der bestehende Verdacht der Ansteckung behoben werden konnte, 
und 

e) der Absperrung unterworfene Tiere in verbotswidriger Benutzung 
oder außerhalb der ihnen angewiesenen Räumlichkeiten oder an Orten, zu wel­
chen der Zutritt rur sie verboten ist, angetroffen werden. 

{6} Die Kadaver gefallener oder getöteter rotzkranker Tiere sind mit Haut 
und Haaren womöglich durch Verbrennen unschädlich zu beseitigen. (§ 24, 
Punkt 8.) 

§ 76. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 
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Geltende Fassung: 

(2) Eine Ausnahme hievon findet nur statt, insoweit es sich um Vollstreckung 
von Straferkenntnissen handelt, oder wenn der Vollzug der Anordnung, die den 
Gegenstand der Berufung bildet, nach Ansicht der vollziehenden Behörde ohne jede 
Gefahr verschoben werden kann. 

§ 77. (1) und (2) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 77. (1) und (2) ... : 

(4) § 34 Abs. 5 und 6 sowie § 76 in der Fassung des Verwaltungsreformge­
setzes 2001, BGB!. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft; zugleich tritt 
§ 34 Abs. 6 in der zuvor geltenden Fassung außer Kraft. Die zu diesem Zeit­
punkt anhängigen Verfahren sind nach der alten Rechtslage weiterzuführen. 

Artikel 17 

Änderung des Eisenbahnenteignungsgesetzes 1954 

Eisenbahnenteignungsgesetz - Eisenb.Ent.G. 1954. 

§ 12. (1) Das Eisenbahnunternehmen hat dem Bundesministerium ftlr Verkehr 
und verstaatlichte Betriebe im Rahmen des Bauentwurfes die nach Katastralge­
meinden getrelillt zu verfassenden Grundeinlösungspläne und Verzeichnisse der in 
Anspruch genommenen Grundstücke und Rechte vorzulegen. 

(2) ... 

(3) Das Bundesministerium rur Verkehr und verstaatlichte Betriebe unterzieht 
den Bauentwurf einer vorläufigen Prüfung und ordnet, wenn es ihn zur Ausführung 
ftlr geeignet erachtet, die Bau- und Enteignungsverhandlung (§ 11) an. 

Gesetz betreffend die Enteignung zum Zweck der Herstellung und 
des Betriebes von Eisenbahnen sowie das Verfahren in anderen Ent­
eignungsangelegenheiten (Eisenbahnenteignungsgesetz - Eisenb­
EntG) 

Artikel 1 

Enteignung zum Zweck der Herstellung und des Betriebes von Ei­
senbahnen 

§ 12. (1) Das Eisenbalmuntemehmen hat der Bezirksverwaltungsbehörde 
im Rahmen des Bauentwurfes die nach Katastralgemeinden getrennt zu verfas­
senden Grundeinlösungspläne und Verzeichnisse der in Anspruch genommenen 
Grundstücke und Rechte vorzulegen. 

(2) ... 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde unterzieht den Bauentwurf einer vor­
läufigen Prüfung und ordnet, wenn es ihn zur Ausflihrung flir geeignet erachtet, 
die Bau- und Enteignungsverhandlung (§ 11) an. 
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Geltende Fassung: 

§ 13. (1) Die mit der Bau- und Enteignungsverhandlung betraute Kommission 
besteht aus einem Vertreter des Landeshauptmannes als Verhandlungsleiter und 
einem Vertreter des Bundesministeriums für Verkehr und verstaatlichte Betriebe. 
Die Landesregierung und die Bezirksverwaltungsbehörde sind berechtigt, sich an 
der Verhandlung zu beteiligen. 

§ 16. (1) bis (4) ... 

(5) Die Erhebungen sind, sofern sie sich auf mehrere Katastralgemeinden aus­
zudehnen haben, ftir jede Katastralgemeinde abzuschließen und dem Landeshaupt­
mann vorzulegen. 

§ 17. (1) Der Landeshauptmann hat nach Prüfung der ihm vorgelegten Akten 
den Gegenstand und Umfang der Enteignung durch Erlassung eines oder mehrerer 
Entcignungsbescheide festzustellen. Der Enteignungsbescheid bezieht sich auf die 
im Enteignungsplan dargestellten Flächen, deren Ausmaße im zugehörigen Ver­
zeichnis (§ 12), unbeschadet der genaueren Vermessung in der Natur, ausgewiesen 
sind. 

§ 18. (1) bis (3) ... 

(4) Über die Berufung entscheidet das Bundesministerium ftir Verkehr und 
verstaatlichte Betriebe im Einvernehmen mit den anderen beteiligten Bundesminis­
terien. 

(5) Die Betretung des Zivilrechtsweges über die Frage, welcher Gegenstand 
und in welchem Umfange er zu enteignen sei, ist unzulässig. 

§ 20. (1) Wenn ein den Gegenstand der Enteignung bildendes Grundstück in 
einem Grundbuch eingetragen ist, hat der zur Entscheidung in erster Instanz berufe­
ne LandeshauptmalUl nach Eintritt der Rechtskraft eines Enteignungsbescheides das 
Grundbuchsgericht unter Mitteilung der zur Identifizierung des Grundstückes erfor­
derlichen Behelfe, die nötigenfalls dem Eisenbahnuntemehmen abzufordern sind, 
um die Anmerkung der Enteignung zu ersuchen. 

§ 37. (1) Solange und insoweit die Enteignung nicht vollzogen oder die Ent­
schädigung nicht durch Vergleich oder gerichtliche Entscheidung festgestellt wor­
den ist, ist das Eisenbahnunternehmen ilUlerhalb eines Jahres nach Eintritt der 
Rechtskraft des Enteignungsbescheides, der Enteignete aber nach Ablauf dieser 
Frist berechtigt, bei dem Landeshauptmann, der den Enteignungsbescheid erlassen 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 13. (1) Die mit der Bau- und Enteignungsverhandlung betraute Kommis­
sion besteht aus einem Vertreter der Bezirksverwaltungsbehörde als Verhand­
lungsleiter und einem Vertreter des Bundesministeriums rur Verkehr, Infra­
struktur und Technologie. Die Landesregierung ist berechtigt, sich an der Ver­
handlung zu beteiligen. 

§ 16. (1) bis (4) ... 

(5) Die Erhebungen sind, sofern sie sich auf mehrere Katastralgemeinden 
auszudehnen haben, für jede Katastralgemeinde abzuschließen. 

§ 17. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat nach Prüfung der ihm vorge­
legten Akten den Gegenstand und Umfang der Enteignung durch Erlassung 
eines oder mehrerer Enteignungsbescheide festzustellen. Der Enteignungsbe­
scheid bezieht sich auf die im Enteignungsplan dargestellten Flächen, deren 
Ausmaße im zugehörigen Verzeichnis (§ 12), unbeschadet der genaueren Ver­
messung in der Natur, ausgewiesen sind. 

§ 18. (1) bis (3) ... 

(5) Die Betretung des Zivilrechtsweges über die Frage, welcher Gegens­
tand und in welchem Umfange er zu enteignen sei, ist unzulässig. 

§ 20. (1) Wenn ein den Gegenstand der Enteignung bildendes Grundstück 
in einem Grundbuch eingetragen ist, hat die zur Entscheidung in erster Instanz 
berufene Bezirksverwaltungsbehörde nach Eintritt der Rechtskraft eines Enteig­
nungsbescheides das Grundbuchsgericht unter Mitteilung der zur Identifizie­
rung des Grundstückes erforderlichen Behelfe, die nötigenfalls dem Eisenbahn­
unternehmen abzufordern sind, um die Anmerkung der Enteignung zu ersuchen. 

§ 37. (I) Solange und insoweit die Enteignung nicht vollzogen oder die 
Entschädigung nicht durch Vergleich oder gerichtliche Entscheidung festgestellt 
worden ist, ist das Eisenbahnunternehmen innerhalb eines Jahres nach Eintritt 
der Rechtskraft des Enteignungsbescheides, der Enteignete aber nach Ablauf 
dieser Frist berechtigt, bei der Bezirksverwaltungsbehörde, die den Enteig-
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Geltende Fassung: 

hat, seine gänzliche oder teilweise Aufhebung zu begehren. 

(2) und (3) ... 

(4) Der Bescheid des Landeshauptmannes kann von beiden Parteien durch Be­
rufung angefochten werden. Die Bestimmungen des § 18 Abs. 3 und 4 finden auch 
auf diese Berufung Anwendung. Nach dem Eintritt der Rechtskraft dieses Beschei­
des hat der Landeshauptmann die Löschung der nach § 20 bewirkten grundbücher­
lichen Anmerkung des Enteignungsbescheides durch das Grundbuchsgericht zu 
veranlassen. 

§ 40. (1) Um Einleitung der Verhandlung zum Zweck der Feststellung des Ge­
genstandes und Umfanges der Enteignung ist mit Beachtung der Vorschriften des 
§ 21 beim Landeshauptmann anzusuchen. 

(2) Dieser bestimmt den Leiter der unter Zuziehung der Parteien vorzuneh­
menden Verhandlung. Der Leiter hat unmittelbar nach deren Beendigung den Ent­
eignungsbescheid zu erlassen. 

Vorgeschlagene Fassung: 

nungsbescheid erlassen hat, seine gänzliche oder teilweise Aufhebung zu be­
gehren. 

(2) und (3) ... 

(4) Der Bescheid der Bezirksverwaltungsbehörde kann von beiden Parteien 
durch Berufung angefochten werden. Die Bestimmungen des § 18 Abs. 3 und 4 
finden auch auf diese Berufung Anwendung. Nach dem Eintritt der Rechtskraft 
dieses Bescheides hat die Bezirksverwaltungsbehörde die Löschung der nach 
§ 20 bewirkten grundbücherlichen Anmerkung des Enteignungsbescheides 
durch das Grundbuchsgericht zu veranlassen. 

§ 40. (1) Um Einleitung der Verhandlung zum Zweck der Feststellung des 
Gegenstandes und Umfanges der Enteignung ist mit Beachtung der Vorschriften 
des § 21 bei der Bezirksverwaltungsbehörde anzusuchen. 

(2) Diese bestimmt den Leiter der unter Zuziehung der Parteien vorzuneh­
menden Verhandlung. Der Leiter hat umnittelbar nach deren Beendigung den 
Enteignungsbescheid zu erlassen. 
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Geltende Fassung: 

VI. Vorarbeiten. 

§ 42. Nicht mehr geltend. (Artikel 2 Z. 5 der Kundmachung.) 

§ 48. Dieses Gesetz ist in seinem ursprünglichen Wortlaut am 27. Mai 1878, 
die durch die Bestimmungen des Verwaltungsentlastungsgesetzes vom 21. Juli 
1925, BGB!. Nr. 277, bewirkten Änderungen sind am 1. September 1925 in Kraft 
getreten. 

Vorgeschlagene Fassung: 

VI. Rechtsmittelverfahren 

§ 42. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

Artikel 2 

Verfahren in anderen Enteignungsangelegenheiten 

Sofern andere Gesetze Enteignungen zulassen und nicht Anderes anord­
nen, finden für das bei der Durchführung der Enteignung und bei der Festset­
zung der Entschädigung zu beobachtende Verfahren die Bestimmungen dieses 
Gesetzes sinngemäß Anwendung und ist zur Entscheidung über die Enteignung 
in erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörde, in zweiter Instanz der unab­
hängige Verwaltungssenat im jeweiligen Land zuständig. 

Artikel 3 

Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten 

§ 48. (1) .. , (unverändert) 

(2) Der Gesetzestitel, die Artikelbezeichnung und -überschrift des Art. 1, 
§ 12 Abs. 1 und 3, § 13 Abs. 1, § 16 Abs. 5, § 17 Abs. 1, § 20 Abs. 1, § 37 
Abs. 1 und 4, § 40 Abs. 1 und 2, der VI. Abschnitt, Art. 2, die Artikelbezeich­
nung und -überschrift des Art. 3, die Überschrift des § 48 sowie § 49 in der 
Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. I Nr. XXX, treten mit 1. 
Juli 2002 in Kraft. Zugleich tritt § 18 Abs. 4 außer Kraft. Die zum genannten 
Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind nach der bisherigen Rechtslage weiterzu­
führen. 

Vollziehung 

§ 49. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

1. soweit diese in die Zuständigkeit der Gerichte fällt, der Bundesminister 
für Justiz, 

2. hinsichtlich der Art. 2 und 3 der jeweilige Bundesminister, 
3. im Übrigen der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technolo­

gie 
betraut. 

Artikel 18 

Änderung des Bundesstraßengesetzes 1971 

§ 19. Um die Enteignung ist unter Vorlage der zur Beurteilung der Angelegen­
heit erforderlichen Pläne und SOllstigen Behelfe, insbesondere eines Verzeiclmisses 
der zu enteignenden Parzellen mit den Namen und Wohnorten der zu enteignenden 
Personen und den Ausmaßen der beanspruchten Grundfläche, schließlich eines 
Grundbuchauszuges beim Landeshauptmann einzuschreiten. 

§ 20. (1) Über die Notwendigkeit, den Gegenstand und Umfang der Enteig­
nung entscheidet der Landeshauptmann als Bundesstraßenbehörde (§ 32) unter 
sinngemäßer Anwendung des Eisenbahnenteignungsgesetzes 1954, BGBI. Nr.71, in 
der geltenden Fassung, wobei auch auf die Wirtschaftlichkeit der Bauausführung 
Rücksicht zu nehmen ist. Kommen hiebei Eisenbahngrundsrucke in Betracht, so ist 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr als Eisenbahnbehötde vorzugehen. 

(3) Gegen die Entscheidung des LandeshauptrnatUles über die Notwendigkeit, 
den Gegenstand und den Umfang der Enteignung ist die Berufung an das Bundes­
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten zulässig. Eine Berufung bezüglich 
der Höhe der im Verwaltungswege zuerkatUlten Entschädigung ist unzulässig. Doch 
steht es jedem der beiden Teile frei, binnen drei Monaten nach Rechtskraft des 
Enteignungsbescheides die Entscheidung über die Höhe der Entschädigung bei 
jenem Bezirksgericht zu begehren, in dessen Sprengel sich der Gegenstand der 
Enteignung befindet. Mit Amufung des Gerichtes tritt die verwaltungsbehördliche 

§ 19. Um die Enteignung ist unter Vorlage der zur Beurteilung der Ange­
legenheit erforderlichen Pläne und sonstigen Behelfe, insbesondere eines Ver­
zeiclmisses der zu enteignenden Parzellen mit den Namen und Wohnorten der 
zu enteignenden Personen und den Ausmaßen der beanspruchten Grundfläche, 
schließlich eines Grundbuchauszuges bei der Behörde einzuschreiten. 

§ 20. (I) Über die Notwendigkeit, den Gegenstand und Umfang der Ent­
eignung entscheidet die Behörde unter sinngemäßer Anwendung des Eisen­
bahnenteignungsgesetzes 1954, BGBI. Nr.71, in der geltenden Fassung, wobei 
auch auf die Wirtschaftlichkeit der Bauausflihrung Rücksicht zu nehmen ist. 
Kommen hiebei Eiseribahngrundstücke in Betracht, so ist im Einvernehmen mit 
der nach dem Eisenbahnenteignungsgesetz zuständigen Behörde vorzugehen. 

(3) Gegen die Entscheidung der Behörde über die Notwendigkeit, den Ge­
genstand und den Umfang der Enteignung ist die Berufung an den unabhängi­
gen Verwaltungssenat im jeweiligen Land zulässig. Eine Berufung bezüglich 
der Höhe der im Verwaltungswege zuerkatUlten Entschädigung ist unzulässig. 
Doch steht es jedem der bei den Teile frei, bitUlen drei Monaten nach Rechts­
kraft des Enteignungsbescheides die Entscheidung über die Höhe der Entschä­
digung bei jenem Bezirksgericht zu begehren, in dessen Sprengel sich der Ge­
genstand der Enteignung befindet. Mit Annlfung des Gerichtes tritt die verwal­
tung~behördliche Entscheidung über die Höhe der Entschädigung außer Kraft. 
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Geltende Fassung: 

Entscheidung über die Höhe der Entschädigung außer Kraft. Der Antrag auf ge­
richtliche Festsetzung der Entschädigung kann ohne Zustimmung des Antragsgeg­
ners nicht zurückgenommen werden. Bei Zurücknahme des Antrages gilt der im 
Enteignungsbescheid bestinunte Entschädigungsbetrag als vereinbart. 

§ 32. Behörden im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
a) der Landeshauptmann in erster Instanz für alle Angelegenheiten, die 

nicht dem Bundesminister ftlr wirtschaftliche Angelegenheiten 
vorbehalten sind, 

b) der Bundesminister ftlr wirtschaftliche Angelegenheiten zur Erlassung 
von Verordnungen und Bescheiden, die ihm nach diesem Bundesgesetz 
vorbehalten sind, sowie zur Entscheidung über Berufungen gegen Be· 
scheide des Landeshauptmannes. 

§ 34. (1) und (2) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

Der Antrag auf gerichtliche Festsetzung der Entschädigung kann ohne Zustim­
mung des Antragsgegners nicht zurückgenommen werden. Bei Zurücknahme 
des Antrages gilt der im Enteignungsbescheid bestimmte Entschädigungsbetrag 
als vereinbart. 

§ 32. (1) Behörden im Sinne dieses Bundesgesetzes sind: 
a) der Bundesminister ftir Verkehr, Innovation und Technologie ftlr 

die Erlassung von Verordnungen 
b) die Bezirksverwaltungsbehörde als Behörde erster Instanz. 

(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

§ 34. (1) und (2) ... 

(3) § 19, § 20 Abs. 1 und 3 und § 32 in der Fassung des Verwaltungsre­
fonngesetzes 2001, BGB!. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Zu die­
sem Zeitpunkt anhängige Verfahren sind nach der alten Rechtslage zu Ende zu 
fUhren. 

Artikel 19 

Änderung des Rohrleitungsgesetzes 

§ 8. (I) bis (2) Z 1 bis 9 
10. falls der Bundesminister fUr Verkehr Erteilungsbehörde ist, die Landesre­

gierungen der Länder, auf deren Gebieten Rohrleitungen errichtet werden 
sollen. 

§ 28. Auf das Enteignungsverfahren und die behördliche Ennittlung der Ent­
schädigung sind die Bestimmungen des Eisenbahnenteignungsgesetzes 1954, 
BGBI. Nr. 71, sinngemäß mit nachstehenden Abweichungen anzuwenden: 

1. Über den Inhalt, den Gegenstand und den Umfang entscheidet der Landes­
hauptmann des Bundeslandes, in dem die Sache liegt, deren Enteignung 
durchgefuhrt werden soll. 

2 .... 

§8.(I)bis (2)Z 1 bis9 

§ 28. Auf das Enteignungsverfahren und die behördliche Ennittlung der 
Entschädigung sind die Bestinunungen des Eisenbahnenteignungsgeset­
zes 1954, BGBl. Nr.71, sinngemäß mit nachstehenden Abweichungen anzu­
wenden: 

I. Über den Inhalt, den Gegenstand und den Umfang entscheidet die Be­
zirksverwaltungsbehörde des Bundeslandes, in dem die Sache liegt, de­
ren Enteignung durchgeflihrt werden soll. 

2 .... 
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Geltende Fassung: 

3. Jede der beiden Parteien kann binnen drei Monaten ab Erlassung des die 
Entschädigung bestimmenden Bescheides (Z. 2) die Feststellung des Ent­
schädigungs betrages bei jenem Bezirksgericht begehren, in dessen Spren­
gel sich der Gegenstand der Enteignung befindet. Der Bescheid des Lan­
deshauptmannes tritt hinsichtlich des Anspruches über die Entschädigung 
mit Anrufung des Gerichtes außer Kraft. Der Antrag an das Gericht auf 
Feststellung der Entschädigung kann nur mit Zustimmung des Antraggeg­
ners zurückgezogen werden. 

4 .... 
5. Auf Antrag des Enteigneten kann an die Stelle einer Geldentschädigung 

eine Entschädigung in Form einer gleichartigen und gleichwertigen Natu­
ralleistung treten, wenn diese dem Enteignungswerber unter Abwägung des 
Einzelfalles wirtschaftlich zugemutet werden kann. Hierüber entscheidet 
der Landeshauptmann in einem gesonderten Bescheid gemäß Z. 2. 

6. Die Einleitung eines Enteignungsverfahrens, das sich auf verbücherte Lie­
genschaften oder verbücherte Rechte bezieht, ist vom Landeshauptrnann 
dem zuständigen Grundbuchsgericht bekanntzugeben. Das Gnmdbuchsge­
richt hat die Einleitung des Enteignungsverfahrens anzumerken. Die An­
merkung hat zur Folge, daß der Enteignungsbescheid gegen jedermann 
rechtswirksam wird, zu dessen Gunsten im Range nach der Anmerkung ein 
bücherliches Recht eingetragen wird. Auf Grund eines rechtskräftigen Be­
scheides, mit dem das Enteignungsverfahren ganz oder hinsichtlich der in 
Anspruch genommenen Liegenschaft oder hinsichtlich des verbücherten 
Rechtes eingestellt wurde, ist die Anmerkung jedoch zu löschen. Der Lan­
deshauptmann hat das Grundbuchsgericht von der Einstellung des Enteig­
nungsverfahrens zu verständigen. 

7. Wird die Rohrleitungsanlage nach erfolgter Betriebseinstellung abgetragen, 
so kann der Eigentümer des belasteten Gutes die ausdrückliche Aufhebung 
der rur diese Leitungsanlage im Wege der Enteignung eingeräumten 
Dienstbarkeit beim Landeshauptmann beantragen. Der Landeshauptmann 
hat über seinen Antrag die ftir die Rohrleitungsanlage im Enteignungswege 
eingeräumten Dienstbarkeiten unter Vorschreibung einer der geleisteten 
Entschädigung angemessenen Rückvergütung durch Bescheid aufzuheben. 

Vorgeschlagene Fassung: 

3. Jede der beiden Parteien kann binnen drei Monaten ab Erlassung des 
die Entschädigung bestimmenden Bescheides (Z. 2) die Feststellung 
des Entschädigungsbetrages bei jenem Bezirksgericht begehren, in des­
sen Sprengel sich der Gegenstand der Enteignung befindet. Der Be­
scheid der Bezirksverwaltungsbehörde tritt hinsichtlich des Anspruches 
über die Entschädigung mit Anrufung des Gerichtes außer Kraft. Der 
Antrag an das Gericht auf Feststellung der Entschädigung kann nur mit 
Zustimmung des Antraggegners zurückgezogen werden. 

4 .... 
5. Auf Antrag des Enteigneten kann an die Stelle einer Geldentschädi­

gung eine Entschädigung in Form einer gleichartigen und gleichwerti­
gen Naturalleistung treten, wenn diese dem Enteignungswerber unter 
Abwägung des Einzelfalles wirtschaftlich zugemutet werden kann. 
Hierüber entscheidet die Bezirksverwaltungsbehörde in einem geson­
derten Bescheid gemäß Z. 2. 

6. Die Einleitung eines Enteignungsverfahrens, das sich auf verbücherte 
Liegenschaften oder verbücherte Rechte bezieht, ist von der Bezirks­
verwaltungsbehörde dem zuständigen Grundbuchsgericht be­
kanntzugeben. Das Grulldbuchsgericht hat die Einleitung des Enteig­
nungsverfahrens anzumerken. Die Anmerkung hat zur Folge, daß der 
Enteignungsbescheid gegen jedermann rechtswirksam wird, zu dessen 
Gunsten im Range nach der Anmerkung ein bücherliches Recht einge­
tragen wird. Auf Grund eines rechtskräftigen Bescheides, mit dem das 
Enteignungsverfahren ganz oder hinsichtlich der in Anspruch genom­
menen Liegenschaft oder hinsichtlich des verbücherten Rechtes einge­
stellt wurde, ist die Anmerkung jedoch zu löschen. Die Bezirksverwal­
tungsbehörde hat das Grundbuchsgericht von der Einstellung des Ent­
eignungsverfahrens zu verständigen. 

7. Wird die Rohrleitungsanlage nach erfolgter Betriebseinstcllung abge­
tragen, so kann der Eigentümer des belasteten Gutes die ausdrückliche 
Aufhebung der ftir diese Leitungsanlage im Wege der Enteignung ein­
geräumten Dienstbarkeit bei der Bezirksverwaltungsbehörde beantra­
gen. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über seinen Antrag die für die 
Rohrleitungsanlage im Enteignungswege eingeräumten Dienstbarkeitcn 
unter Vorschreibung einer der geleisteten Entschädigung angemessenen 
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Geltende Fassung: 

8. Hat zufolge eines Enteignungsbescheides die Übertragung des Eigentums 
an einern Grundstück rur Zwecke einer Rohrleitungsanlage stattgefunden, 
so hat der Landeshauptmann über den binnen einern Jahr ab der nach Be· 
triebseinstellung erfolgten Abtragung der Rohrleitungsanlage gestellten 
Antrag des früheren Eigentümers oder seines Rechtsnachfolgers zu dessen 
Gunsten die Rückübereignung gegen angemessene Entschädigung auszu­
sprechen. Für die Feststellung dieser Entschädigung gilt Ziffer 3. 

§ 29. (1) Wenn Grundstücke und dingliche Rechte an Grundstücken, die Zwe· 
cken dienen, rur die auch nach einem anderen Gesetz ein Enteignungsrecht zusteht, 
enteignet werden sollen, so ist die zur Vollziehung jenes Gesetzes berufene Behör­
de von dem gemäß § 28 Z. 1 zuständigen Landeshauptmann, aufzufordern, binnen 
drei Monaten mitzuteilen, ob gegen die Enteignung Einwendungen erhoben wer· 
den .... 

§ 30. (1) Zum Schutze von Rohrleitungsanlagen bedürfen Vorhaben Dritter, 
welche vermöge ihrer räumlichen Lage, ihrer Gefährlichkeit, ihres Verwendungs­
zweckes oder des in ihnen ausgeübten Betriebes die Sicherheit einer Rohrleitungs­
anlage oder ihres Betriebes beeinträchtigen könnten, unbeschadet sonstiger Bewil­
ligungen einer Genehmigung des Landeshauptmannes des Bundeslandes, in wel· 
ehern das Vorhaben wirksam werden soll. 

§ 39. (l) Behörden im Sinne dieses Bundesgesetzes sind der Landeshaupt. 
mann, bei Rohrleitungen, die sich über das Gebiet mehrerer Bundesländer erstre­
cken oder die Grenzen des Bundesgebietes überschreiten, der Bundesminister ftir 
Verkehr. 

(2) Bei Rohrleitungen, die sich nicht über das Gebiet von mehr als einern Bun­
desland erstrecken, jedoch die Grenzen des Bundesgebietes überschreiten, kann der 
Bundesminister rur Verkehr mit Verordnung den Landeshauptmann zur Erteilung 
der Genehmigung zur Errichtung der Rohrleitungsanlage und der Betriebsaufnah­
mebewilligung in seinem Namen ermächtigen, sofern dies im Interesse der Zweck· 
mäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. 

§ 43. (1) bis (2) 

(3) Der Inhaber von Berechtigungen gemäß Abs. I und 2 ist verpflichtet, seine 

Vorgeschlagene Fassung: 

Rückvergütung durch Bescheid aufzuheben. 
8. Hat zu folge eines Enteignungsbescheides die Übertragung des Eigen­

tums an einem Grundstück rur Zwecke einer Rohrleitungsanlage statt­
gefunden, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde über den binnen ei­
nern Jahr ab der nach Betriebseinstellung erfolgten Abtragung der 
Rohrleitungsanlage gestellten Antrag des früheren Eigentümers oder 
seines Rechtsnachfolgers zu dessen Gunsten die Rückübereignung ge­
gen angemessene Entschädigung auszusprechen. Für die Feststellung 
dieser Entschädigung gilt Ziffer 3. 

§ 29. (t) Wenn Grundstücke und dingliche Rechte an Grundstücken, die 
Zwecken dienen, für die auch nach einem anderen Gesetz ein Enteignungsrecht 
zusteht, enteignet werden sollen, so ist die zur Vollziehung jenes Gesetzes beru­
fene Behörde von der gemäß § 28 Z. 1 zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde, 
aufzufordern, binnen drei Monaten mitzuteilen, ob gegen die Enteignung Ein­
wendungen erhoben werden .... 

§ 30. (1) Zum Schutze von Rohrleitungsanlagen bedürfen Vorhaben Drit­
ter, welche vermöge ihrer räumlichen Lage, ihrer Gefährlichkeit, ihres Verwen­
dungszweckes oder des in ihnen ausgeübten Betriebes die Sicherheit einer 
Rohrleitungsanlage oder ihres Betriebes beeinträchtigen könnten, unbeschadet 
sonstiger Bewilligungen einer Genehmigung der Bezirksverwaltungsbehörde 
des Bundeslandes, in weichem das Vorhaben wirksam werden soll. 

§ 39. (1) Behörde im Sinne dieses Bundesgesetzes ist bei Rohrleitungen, 
die sich über das Gebiet mehrerer Bundeländer erstrecken oder die Grenzen des 
Bundesgebietes überschreiten, der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie, für alle anderen Rohrleitungen die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde nach diesem Bundesgesetz 
können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land 
angefochten werden. 

§ 43. (1) bis (2) 

(entfällt) 

241/M
E

 X
X

I. G
P - E

ntw
urf (gescanntes O

riginal)
81 von 93

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



78 

Geltende Fassung: 

Berechtigung binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes dem 
Landeshauptmann, wenn sich die Rohrleitungen über mehrere Bundesländer erstre­
cken oder die Grenzen des Bundesgebietes überschreiten, dem Bundesminister für 
Verkehr anzuzeigen. 

(4) Bereits bestehende Haftpflichtversicherungen rur den Betrieb von Rohrlei­
tungsanlagen gelten als Versicherungen im Sinne des § 13 dieses Bundesgesetzes, 
sofern volle Deckung rur die im § 11 normierten Haftungsgrenzen vorliegt. 

(5) Die Bestimmungen des § 15 finden auf vor Inkrafttreten dieses Bundesge­
setzes bestellte Betriebsleiter keine Anwendung. 

Vorgeschlagene Fassung: 

(3) Bereits bestehende Haftpflichtversicherungen für den Betrieb von 
Rohrleitungsanlagen gelten als Versicherungen im Sinne des § 13 dieses Bun­
desgesetzes, sofern volle Deckung ftlr die im § 11 normierten Haftungsgrenzen 
vorliegt. 

(4) Die Bestimmungen des § 15 finden auf vor Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes bestellte Betriebsleiter keine Anwendung. 

(5) § 8, § 28, § 29, § 30, § 39 und § 43 in der Fassung des Verwaltungsre­
formgesetzes 2001, BGB!. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. In die­
sem Zeitpunkt anhängige Verwaltungsverfahren sind nach den bisherigen Be­
stimmungen weiter zu fUhren. 

Artikel 20 

Änderung des Kraftfabrgesetzes 1967 

§ 112. (l) Der Landeshauptmann hat die Genehmigung rur den Betrieb einer 
Fahrschule zu erteilen, wenn die erforderlichen Räume, Lehrbehelfe und Schulfahr­
zeuge vorhanden sind und diese und die Bezeichnung der Fahrschule den Bestim­
mungen des Abs. 3 entsprechen. Vor der Erteilung dieser Betriebsgenehmigung 
sind die Schulräume, Schulfahrzeuge und Lehrbehelfe zu überprüfen. 

(2) und (3) ... 

(4) Änderungen hinsichtlich der Schulräume und Schulfahrzeuge eines ge­
nehmigten Fahrschulbetriebes sind nur mit Zustimmung des Landeshauptmannes 
zulässig; wird über das Ansuchen um Zustimmung nicht binnen drei Wochen nach 
dessen Einbringung entschieden, so darf der Fahrschulbesitzer die beabsichtigte 
Ändenmg vorläufig vornehmen, 

§ 112. (I) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Genehmigung flir den 
Betrieb einer Fahrschule zu erteilen, wenn die erforderlichen Räume, Lehrbe­
helfe und Schulfahrzeuge vorhanden sind und diese und die Bezeichnung der 
Fahrschule den Bestimmungen des Abs. 3 entsprechen. Vor der Erteilung dieser 
Betriebsgenehmigung sind die Schulräume, Schulfahrzeuge und Lehrbehelfe zu 
überprüfen. 

(I a) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

(2) und (3) ... 

(4) Änderungen hinsichtlich der Schulräume und Schulfahrzeuge eines ge­
nelunigten Fahrschulbetriebes sind nur mit Zustimmung der Bezirksverwal­
tungsbehörde zulässig; wird über das Ansuchen um Zustimmung nicht binnen 
drei Wochen nach dessen Einbringung entschieden, so darf der Fahrschulbesit­
zer die beabsichtigte Änderung vorläufig vornehmen. 
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Geltende Fassung: 

§ 135. (1) bis (7) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 135. (1) bis (7) ... 

(8) § 112 in der Fassung des Verwaltungsrefonngesetzes 2001, BGBI. I 
Nr. XXX, tritt mit 1. Juli 2002 in Kraft. In diesem Zeitpunkt anhängige Verwal­
tungsverfahren sind nach den bisherigen Bestimmungen weiter zu führen. In 
diesem Zeitpunkt anhängige Verwaltungsverfahren sind nach den bisherigen 
Bestimmungen weiter zu führen. 

Artikel 21 

§37.(1) ... 

Änderung des Schifffahrtsgesetzes 1990 

§37.(1) ... 

(2) Behörden zweiter Instanz im Sinne dieses Teiles sind: 
1. der Landeshauptmann für diejenigen Teile der Donau, die nicht Wasser­

straßen sind, sowie für den Bodensee, den Neusiedlersee und die Grenz­
strecken sonstiger Grenzgewässer; 

2. die Landesregierung für in die Landesvollziehung fallende Wasserstraßen 
sowie flir andere Gewässer als Wasserstraßen, ausgenommen der Boden­
see, der Neusiedlersee und die Grenzstrecken sonstiger Grenzgewässer; 

3. der unabhängige Verwaltungssenat flir Verwaltungsstrafverfahren. 

§ 49. (1) bis (8) 

(9) Im Verfahren hinsichtlich Schiffahrtsanlagen an Wasserstraßen, aus­
genommen Sportanlagen, sind anzuhören: 

1. wenn der Bundesminister f1ir Wissenschaft und Verkehr zur Erteilung der 
Bewilligung zuständig ist, die Wirtschaftskammer Österreich, die Bundes­
arbeitskammer und der örtlich in Betracht kommende Landeshauptmann, 

2. wenn der Landeshauptmann oder die Landesregierung zur Erteilung der 
Bewilligung zuständig ist, die zuständige Landeskammer der Wirtschafts­
kammer Österreich sowie die zuständige Kammer ftlr Arbeiter und Ange­
stellte und 

3. die Gemeinde, in deren Gebiet die Schifffahrtsanlage liegt. 

§ 71. (1) Behörden erster Instanz im Sinne dieses Teiles sind 
1. der Bundesminister fur Wissenschaft und Verkehr ftir 

a) Schifffahrtsanlagen auf Wasserstraßen, ausgenommen in die Landes-

(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

§ 49. (1) bis (8) 

§ 71. (1) Behörde erster Instanz im Sinne dieses Teiles ist die Bezirksver­
waltungsbehörde. 
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Geltende Fassung: 

vollziehung fallende, dem Bodensee, dem Neusiedlersee und den Grenz­
strecken sonstiger Grenzgewässer, deren Errichtung als bevorzugter 
Wasserbau (§ 100 Abs.2 des Wasserrechtsgesetzes 1959) bewilligt 
wurde und deren Überprüfung gemäß § 53 Abs. 1 erfolgt ist; 

b) Angelegenheiten nach diesem Teil hinsichtlich der Wasserstraßen, aus­
genommen in die Landesvollziehung fallende, des Bodensees, des Neu­
siedlersees und der Grenzstrecken sonstiger Grenzgewässer, soweit sie 
zwischenstaatliche Verhandlungen oder Abkommen erfordern; die Zu­
ständigkeit des Bundesministers flir auswärtige Angelegenheiten wird 
dadurch nicht beruhrt; 

c) die Genehmigung von Hafenentgelttarifen hinsichtlich öffentlicher Hä­
fen auf Wasserstraßen, ausgenommen in die Landesvollziehung fallen­
de, dem Bodensee, dem Neusiedlersee und den Grenzstrecken sonstiger 
Grenzgewässer; 

2. der Landeshauptmann für alle nicht in Z 1 genannten Angelegenheiten 
hinsichtlich Wasserstraßen, ausgenommen in die Landesvollziehung fal­
lende, derjenigen Teile der Donau, die nicht Wasserstraßen sind, des Bo­
densees, des Neusiedlersees und der Grenzstrecken sonstiger Grenzgewäs­
ser; 

3. die Landesregierung für die Genehmigung von Hafenentgelttarifen hin­
sichtlich aller nicht in Z 2 genannten Gewässer; 

4. die Bezirksverwaltungsbehörde für alle nicht unter Z 1 bis 3 fallenden 
Angelegenheiten sowie flir Verwaltungsstrafverfahren. 

(2) Behörden zweiter Instanz im Sinne dieses Teiles sind: 
1. der Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr flir Angelegenheiten 

gemäß Abs. 1 Z 2; 
2. die Landesregierung ruf Angelegenheiten gemäß Abs. 1 Z 4, ausgenommen 

Verwaltungsstrafverfahren; 
3. der unabhängige Verwaltungssenat für Verwaltungsstrafverfahren. 

(3) Sind in einer Angelegenheit der Bundesminister für Wissenschaft und Ver­
kehr, der Landeshauptmann oder die Landesregierung in erster Instanz zuständig, so 
können sie im Einzelfall zur Vornahme von Amtshandlungen, insbesondere auch 
zur Erlassung von Bescheiden, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Rasch­
heit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist, die nachgeordneten Behörden 
ermächtigen, die fiir den betreffenden Fall an die Stelle des Bundesministers, des 

Vorgeschlagene Fassung: 

(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können unmittelbar beim 
unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

(3) Für die Erlassung von Verordnungen nach diesem Teil ist der Bundes­
minister fiir Wissenschaft und Verkehr zuständig, sofern in Abs. 6 nichts ande­
res bestinmlt ist. 

(4) Für die Erlassung von Verordnungen gemäß § 53 Abs. 4 ist hinsichtlich 
der Wasserstraßen, ausgenommen in die Landesvollziehung fallende, deljenigen 
Teile der Donau, die nicht Wasserstraßen sind, des Bodensees, des Neusiedler-
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Geltende Fassung: 

Landeshauptmannes oder der Landesregierung treten. Gesetzliche Mitwirkungs­
und Anhörungsrechte werden hiedurch nicht berührt. 

(4) Erstreckt sich die gemäß § 47 bewilligungspflichtige Schiffahrtsanlage o­
der die gemäß § 66 bewilligungspflichtige Anlage oder Durchführung sonstiger 
Arbeiten in oder über dem Gewässer, für deren Bewilligung gemäß Abs. 1 Z 2 der 
Landeshauptmann zuständig ist, über mehrere Bundesländer oder soll sie sich dem 
Antrag nach über mehrere Bundesländer erstrecken, so ist der Landeshauptmann 
zuständig, in dessen Bundesland der überwiegende Teil der Schiffahrtsanlage oder 
Anlage liegt oder liegen soll oder der überwiegende Teil der sonstigen Arbeiten 
durchgeführt wird oder werden soll. 

(5) Für die Erlassung von Verordnungen nach diesem Teil ist der Bundesmi­
nister fur Wissenschaft und Verkehr zuständig, sofern in Abs.6 nichts anderes 
bestimmt ist. 

(6) Für die Erlassung von Verordnungen gemäß § 53 Abs. 4 ist hinsichtlich der 
Wasserstraßen, ausgenommen in die Landesvollziehung fallende, derjenigen Teile 
der Donau, die nicht Wasserstraßen sind, des Bodensees, des Neusiedlersees und 
der Grenzstrecken sonstiger Grenzgewässer der Landeshauptmann, hinsichtlich der 
übrigen Gewässer die Landesregierung zuständig. 

(7) Die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Teiles und der 
auf Grund dieses Teiles erlassenen Verordnungen obliegt den im § 38 Abs. 2 be­
stimmten Organen. 

§ 149. (1) bis (4) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

Teile der Donau, die nicht Wasserstraßen sind, des Bodensees, des Neusiedler­
sees und der Grenzstrecken sonstiger Grenzgewässer der Landeshauptmann, 
hinsichtlich der übrigen Gewässer die Landesregierung zuständig. 

(5) Die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Teiles und 
der auf Grund dieses Teiles erlassenen Verordnungen obliegt den im § 38 
Abs. 2 bestimmten Organen. 

§ 149. (1) bis (4) ... 

(5) § 37, § 49 und § 71 in der Fassung des Verwaltungsreform­
gesetzes 2001, BGBI. I Nr. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. In diesem 
Zeitpunkt anhängige Verwaltungsverfahren sind nach den bisherigen Bestim­
mungen weiter zu ruhren. 

Artikel 22 

Änderung des Luftfahrtgesetzes 

§ 67. (2) Zuständig zur Erlassung des Verpflichtungsbescheides gemäß Abs. 1 
ist, wenn es sich um die Planung eines Flughafens handelt, der Bundesminister Hir 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr in allen übrigen Fällen der Landeshauptmann. 

§ 67. (2) Zuständig zur Erlassung des Verpflichtungsbescheides gemäß 
Abs. 1 ist, wenn es sich um die Planung eines Flughafens handelt, der Bundes­
minister ftir öffentliche Wirtschaft und Verkehr in a11en übrigen Fällen die Be-
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Geltende Fassung: 

§ 68. (2) Zur Erteilung der Bewilligung ist bei Flughäfen der Bundesminister 
ftir öffentliche Wirtschaft und Verkehr, bei Flugfeldern der Landeshauptmann zu­
ständig. 

§ 70. (3) Wenn es sich um die Errichtung eines Flugfeldes handelt, hat der 
Landeshauptmann den zuständigen Gemeinden und der Landwirtschaftskarnnler 
Gelegenheit zu geben, zu dem Vorhaben Stellung zu nehmen und die Stellungnah­
me des Bundesministers für Landesverteidigung einzuholen. Eine Zivilflugplatz­
Bewilligung ftir ein Flugfeld darf nur erteilt werden, wenn der Bundesminister ftir 
Landesverteidigung eine zustimmende Stellungnahme abgegeben hat. Der Bundes­
minister ftir Landesverteidigung kann die Zustimmung verweigern, wenn zwingen­
de Interessen der Landesverteidigung dies erfordern. Die Erteilung einer solchen 
Bewilligung ohne vorherige Einholung der Stellungnahme des Bundesministers für 
Landesverteidigung oder entgegen einer solchen Stellungnahme leidet an einem mit 
Nichtigkeit bedrohten Fehler. 

§ 78. (3) In allen Fällen, in denen der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr nicht zuständig ist, hat der Landeshauptmann zu entscheiden. 

§ 80. Der Landeshauptmann hat unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der 
öffentlichen Sicherheit zu bestimmen, ob und inwieweit nach dem Widerruf einer 
Zivil flugplatz-Bewilligung der letzte Flugplatzhalter auf seine Kosten Bodenein­
richtungen abzutragen und jenen Zustand wiederherzustellen hat, der vor der Er­
richtung der zivilen Bodeneinrichtungen bestand. 

§ 99. (4) Der Landeshauptmann hat binnen sechs Wochen ab dem Zeitpunkt, 
ab welchem die Grundeinlösungspläne und die Verzeichnisse der in Anspruch ge­
nommenen Grundstücke und Rechte in der betreffenden Gemeinde aufgelegt waren, 
eine Verhandlung an Ort und Stelle anzuberaumen. 

§ 169. (1) Wer 
1. diesem Bundesgesetz, 
2. den aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, 
3. der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates vom 23. Juli 1992 über die 

Erteilung von Betriebsgenehmigungen an Luftfahrtunternehmen, CELEX 

Vorgeschlagene Fassung: 

zirksverwaltungsbehörde. 

§ 68. (2) Zur Erteilung der Bewilligung ist bei Flughäfen der Bundesminis­
ter ftlr öffentliche Wirtschaft und Verkehr, bei Flugfeldern die Bezirksverwal­
tungsbehörde zuständig. 

§ 70. (3) Wenn es sich um die Errichtung eines Flugfeldes handelt, hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde den zuständigen Gemeinden und der Landwirt­
schaftskammer Gelegenheit zu geben, zu dem Vorhaben Stellung zu nehmen 
und die Stellungnahme des Bundesministers ftlr Landesverteidigung einzuho­
len. Eine Zivil flugplatz-Bewilligung ftlr ein Flugfeld darf nur erteilt werden, 
wenn der Bundesminister ftlr Landesverteidigung eine zustimmende Stellung­
nahme abgegeben hat. Der Bundesminister für Landesvcrteidigung kann die 
Zustimmung verweigern, wenn zwingende Interessen der Landesverteidigung 
dies erfordern. Die Erteilung einer solchen Dewilligung ohne vorherige Einho­
lung der Stellungnahme des Bundesministers rur Landesverteidigung oder ent­
gegen einer solchen Stellungnahme leidet an einem mit Nichtigkeit bedrohten 
Fehler. 

§ 78. (3) In allen Fällen, in denen der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr nicht zuständig ist, hat die Bezirksverwaltungsbehörde zu 
entscheiden. 

§ 80. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat unter Bedachtnahme auf die Er­
fordernisse der öffentlichen Sicherheit zu bestimmen, ob und inwieweit nach 
dem Widerruf einer Zivilflugplatz-Bewilligung der letzte Flugplatzhalter auf 
seine Kosten Bodeneinrichtungen abzutragen und jenen Zustand wiederherzu­
stellen hat, der vor der Errichtung der zivilen Bodeneinrichtungen bestand. 

§ 99. (4) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat binnen sechs Wochen ab dem 
Zeitpunkt, ab welchem die Grundeinlösungspläne und die Verzeichnisse der in 
Anspruch genommenen Grundstücke und Rechte in der betreffenden Gemeinde 
aufgelegt waren, eine Verhandlung an Ort und Stelle anzuberaumen. 

§ 169. (1) Wer 
1. diesem Bundesgesetz, 
2. den aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, 
3. der Verordnung (EWG) NI'. 2407/92 des Rates vom 23. Juli 1992 über 

die Erteilung von Betriebsgenehmigungen an Luftfahrtunternehmen, 
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Geltende Fassung: 

Nr. 392R1407, oder 
3a. den auf Grund der in Z 1 bis 3 genannten Normen erlassenen Bescheide 

und den darin enthaltenen Auflagen, oder 
4. den Anordnungen der Flugsicherungsorgane 

zuwiderhandelt oder zuwiderzuhandeln versucht, begeht, wenn nicht ein gerichtlich 
strafbarer Tatbestand vorliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist vom Landes­
hauptmann mit einer Geldstrafe bis zu 300 000 S zu bestrafen. Liegen erschweren­
de Umstände vor, so kann neben einer Geldstrafe auch eine Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Wochen verhängt werden. In Fällen der gewerbsmäßigen Bef6rderung von 
Personen ohne die nach § 102 erforderlichen Bewilligungen ist eine Geldstrafe von 
mindestens 50 000 S zu verhängen. Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
haben den Landeshauptmann durch Maßnahmen, die ftlr die Einleitung und Durch­
führung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind, zu unterstützen. 

§ 170. (2) Der Landeshauptmann hat alle nach diesem Bundesgesetz rechts­
kräftig verhängten Strafen unter Angabe des Bestraften und Strafausmaßes der 
Austro Control GmbH mitzuteilen. 

§ 173. (1) bis (9) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

CELEX NT. 392R1407, oder 
3a. den auf Grund der in Z 1 bis 3 genannten Nom1en erlassenen Beschei­

den und den darin enthaltenen Auflagen, oder 
4. den Anordnungen der Flugsicherungsorgane 

zuwiderhandelt oder zuwiderzuhandeln versucht, begeht, wenn nicht ein ge­
richtlich strafbarer Tatbestand vorliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von 
der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 300 000 S zu bestra­
fen. Liegen erschwerende Umstände vor, so kann neben einer Geldstrafe auch 
eine Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen verhängt werden. In Fällen der ge­
werbsmäßigen Beförderung von Personen ohne die nach § 102 erforderlichen 
Bewilligungen ist eine Geldstrafe von mindestens 50 000 S zu verhängen. Die 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben die Bezirksverwaltungsbe­
hörde durch Maßnahmen, die ftlr die Einleitung und Durchftlhrung von Verwal­
tungsstrafverfahren erforderlich sind, zu unterstützen. 

§ 170. (2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat alle nach diesem Bundesge­
setz rechtskräftig verhängten Strafen unter Angabe des Bestraften und Straf­
ausmaßes der Austro Control GmbH mitzuteilen. 

§ 170a. Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde können U1unittelbar 
beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

§ 173. (1) bis (9) ... 

(10) § 67 Abs. 2, § 68 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 78 Abs. 3, § 80, § 99 Abs. 4, 
§ 169 Abs. 1, § 170 Abs. 2 und § 170a in der Fassung des Verwaltungsreform­
gesetzes 2001, BOBL I NT. XXX, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. In diesem 
Zeitpunkt anhängige Verwaltungsverfahren sind nach den bisherigen Bestim­
mungen weiter zu ftlhren. 

Artikel 23 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 

§ 77a. (1) bis (5) 

(6) Bei der Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz unterliegenden Betriebsanlagen, zu 
deren Errichtung, Betrieb oder Änderung auch nach anderen Verwaltungsvorschriften 
des Bundes eine Genehmigung (Bewilligung) zum Schutz vor Auswirkungen der 

§ 77a. (1) bis (5) 
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Geltende Fassung: 

Betriebsanlage oder zum Schutz des Erscheinungsbildes der Betriebsanlage erforder­
lich ist, entfallen, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, gesonderte Geneh­
migungen (Bewilligungen) nach diesen anderen Verwaltungsvorschriften, es sind aber 
deren materiellrechtliche Genehmigungs-(Bewilligungs-)Regelungen bei Erteilung der 
Genehmigung anzuwenden. Dem Verfahren sind Sachverständige für die von den 
anderen Verwaltungsvorschriften erfassten Gebiete beizuziehen. Die Genehmigung 
gilt auch als entsprechende Genehmigung (Bewilligung) nach den anderen Verwal­
tungsvorschriften des Bundes. Die Mitanwendung der Bestimmungen des Wasser­
rechtsgesetzes 1959 - WRG 1959, BGBI. Nr. 215, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. I Nr. 155/1999 bezieht sich auf folgende mit Errichtung und Betrieb der Be­
triebsanlage verbundene Maßnahmen: 

1. Wasserentnahmen rur Feuerlöschzwecke (§§ 9 und 10 WRG 1959); 
2. Ablagerung von Abfällen (§ 31 b WRG 1959); 
3. Erd- und Wasserwärmepumpen (§ 31c Abs. 6 WRG 1959); 
4. Abwassereinleitungen in Gewässer (§ 32 Abs.2 lit. a, bund e WRG 1959), 

ausgenommen Abwassereinleitungen aus Anlagen zur Behandlung der in ei­
ner öffentlichen Kanalisation gesammelten Abwässer; 

5. Lagerung von Stoffen, die zur Folge haben, dass durch Eindringen (Versi­
ckern) von Stoffen in den Boden das Grundwasser verunreinigt wird (§ 32 
Abs. 2 Iit. c WRG 1959); 

6. Abwassereinleitungen in wasserrechtlich bewilligte Kanalisationsanlagen 
(§ 32b WRG 1959). 

Insbesondere sind die Bestimmungen des WRG 1959 betreffend Stand der Technik 
einschließlich der Gewährung von Ausnahmen vom Stand der Technik, persönliche 
Ladung von Parteien, Emissions- und lnullissionsbegrenzungen sowie Überwachung 
jedenfalls mitanzuwenden. Über die mitanzuwendenden wasserrechtlichen Tatbestän­
de ist in einem gesonderten Spruchpunkt abzusprechen. 

(7) Über Berufungen gegen im Verfahren nach Abs. 6 ergangene Bescheide des 
Landeshauptmanns entscheidet der Bundesminister rur Wirtschaft und Arbeit; soweit 
wasserrechtliche Tatbestände mitvollzogen werden, ist im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu ent­
scheiden. 

(8) Die Behörde (§§ 333, 334, 335) hat das Betriebsanlagengenehmigungsverfah­
ren gemäß Abs. 6 mit den anderen zuständigen Behörden zu koordinieren, wenn nach 
anderen, nicht gemäß Abs. 6 mitanzuwendenden Verwaltungsvorschriften eine Ge-

Vorgeschlagene Fassung: 
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85 

Geltende Fassung: 

nehmigung, Bewilligung oder eine Anzeige zum Schutz vor Auswirkungen der Be­
triebsanlage oder zum Schutz des Erscheinungsbildes der Betriebsanlage erforderlich 
ist. 

(9) Die nach anderen Verwaltungsvorschriften des Bundes im Sinne des Abs. 6 
bestehenden behördlichen Befugnisse und Aufgaben zur Überprüfung der Ausftihnmg 
der Anlage, zur Kontrolle, zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustands, zur Gefahren­
abwehr, zur nachträglichen Konsensanpassung, zur Vorschreibung und Durchftihrung 
von Maßnahmen bei Errichtung, Betrieb, Änderung und Auflassung, der Wiederver­
leihung von Rechten von der Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz unterliegenden Be­
triebsanlagen sind von der Behörde (§§ 333, 334, 335), hinsichtlich des Wasserrechts­
gesetzes 1959 nur rur die im Abs. 6 Z 1 bis 6 genannten Maßnahmen, wahrzunehmen. 
Die Zuständigkeit des Landeshauptrnanns nach § 17 des Altlastensanierungsgesetzes, 
BGBI. Nr. 299/1989, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 760/1992, 
bleibt unberührt. Die Bestimmungen betreffend die allgemeine Gewässeraufsicht 
(§§ 130 ffWRG 1959) bleiben unberührt. 

(10) Abs. 9 ist hinsichtlich der Aufgaben und Befugnisse, die nach dem Arbeits­
inspektionsgesetz 1993, BGBL Nr.27, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL I 
Nr. 38/1999 den Arbeitsinspektionen obliegen, nicht anzuwenden. 

§ 81a. Für die Änderung einer in der Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz angefiihr­
ten Betriebsanlage gilt Folgendes: 

1. ... 
2. eine Änderung des Betriebs (das ist die Änderung der Beschaffenheit oder der 

Funktionsweise oder eine Erweiterung der Betriebsanlage, die Auswirkungen 
ausschließlich auf die Umwelt haben kann) ist der Behörde (§§ 333, 334, 335) 
vom Betriebsanlageninhaber vier Wochen vorher anzuzeigen; die Behörde hat 
diese Anzeige, erforderlichenfalls unter Erteilung von bestimmten, geeigneten 
Aufträgen zur Erftillung der im § 77a Abs. 1, 3 und 4 und in den nach § 77a 
Abs. 6 mitanzuwendenden Verwaltungsvorschriften festgelegten Anforderun­
gen, mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen; dieser Bescheid bildet einen Be­
standteil des Genehmigungsbescheides; 

§ 334. Der Landeshauptmann ist außer in den in besonderen Vorschriften be-

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 81a. Für die Änderung einer in der Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz an­
geftlhrten Betriebsanlage gilt Folgendes: 

1. ... 
2. eine Änderung des Betriebs (das ist die Änderung der Beschaffenheit 

oder der Funktionsweise oder eine Erweiterung der Betriebsanlage, die 
Auswirkungen ausschließlich auf die Umwelt haben kann) ist der Be­
hörde (§§ 333, 334, 335) vom Betriebsanlageninhaber vier Wochen 
vorher anzuzeigen; die Behörde hat diese Anzeige, erforderlichenfalls 
unter Erteilung von bestinunten, geeigneten Aufträgen zur ErfUllung der 
im § 77a Abs. 1, 3 und 4 und in den nach § 356b Abs. 1 mitanzuwen­
denden Verwaltungsvorschriften festgelegten Anforderungen, mit Be­
scheid zur Kenntnis zu nelunen; dieser Bescheid bildet einen Bestandteil 
des Genehmigungsbescheides; 
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Geltende Fassung: 

stimmten Fällen in erster Instanz zuständig: 

1. ... 

86 

§ 335. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit ist außer in den in besonde­
ren Vorschriften bestimmten Fällen in erster Instanz zuständig 

I .... 

§ 335a. Ist in einer Sache der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit oder der 
Landeshaupnnann in erster Instanz zuständig, so können sie mit der Durchführung des 
Verfahrens ganz oder teilweise die nachgeordnete Behörde betrauen und diese auch 
ennächtigen, in ihrem Namen zu entscheiden. Gesetzliche Mitwirkungs- und Anhö­
rungsrechte werden hiedurch nicht berührt. 

§ 356a. (1) Soweit nicht bereits nach § 353 erforderlich, hat ein Genehmigungs­
antrag für eine gemäß § 77a zu genehmigende Betriebsanlage folgende Angaben zu 
enthalten: ..... 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 356a. (1) Soweit nicht bereits nach § 353 erforderlich, hat ein Genehmi­
gungsantrag für eine gemäß § 77a zu genehmigende Betriebsanlage folgende 
Angaben zu enthalten: ..... 

Sind Vorschriften des WRG 1959 mitanzuwenden (§ 77a Abs. 6), so hat der Geneh- Sind Vorschriften des WRG 1959 mitanzuwenden § 356b Abs. I, so hat der 
migungswerber schon vor dem Genehmigungsantrag dem wasserwirtschaftlichen Genehmigungswerber schon vor dem Genehmigungsantrag dem wasserwirt-
Planungsorgan die Grundzüge des Projekts anzuzeigen. schaftlichen Planungsorgan die Grundzüge des Projekts anzuzeigen. 

§ 356b. (1) Bei dem § 356 Abs. 1, nicht aber dem § 77a, unterliegenden Betriebs­
anlagen, zu deren Errichtung, Betrieb oder Änderung auch nach anderen Verwal­
tungsvorschriften des Bundes eine Genehmigung (Bewilligung) zum Schutz vor Aus­
wirkungen der Anlage oder zum Schutz des Erscheinungsbildes der Anlage erforder­
lich ist, entfallen, soweit in den folgenden Absätzen nicht anderes bestimmt wird, 
gesonderte Genehmigungen (Bewilligungen) nach diesen anderen Verwaltungsvor­
schriften, es sind aber deren materiellrechtliche Genehmigungs-(Bewilligungs­
)Regelungen bei Erteilung der Genehmigung anzuwenden. Dem Verfahren sind Sach­
verständige rur die von den anderen Verwaltungsvorschriften erfassten Gebiete beizu­
ziehen. Die Betriebsanlagengenehmigung bzw. Betriebsanlagenänderungsgenehmi­
gung gilt auch als entsprechende Genehmigung (Bewilligung) nach den anderen Ver­
waltungsvorschriften des Bundes. 

,,( 1) Bei nach diesem Bundesgesetz ~enehmigungspf1ichtigen Betriebsanla­
gen, zu deren Errichtung, Betrieb oder Anderung auch nach anderen Verwal­
tungsvorschriften des Bundes eine Genehmigung (Bewilligung) zum Schutz vor 
Auswirkungen der Anlage oder zum Schutz des Erscheinungsbildes der Anlage 
erforderlich ist, entfallen, soweit in den folgenden Absätzen nicht anderes be­
stimmt wird, gesonderte Genehmigungen (Bewilligungen) nach diesen anderen 
Verwaltungsvorschriften, es sind aber deren materiellrechtliche Genehmigungs­
(Bewilligungs-)Regelungen bei Erteilung der Genehmigung anzuwenden. Dem 
Verfahren sind Sachverständige für die von den anderen Verwaltungsvorschrif­
ten erfassten Gebiete beizuziehen. Die Betriebsanlagengenehmigung bzw. Be­
triebsanlagenänderungsgenelunigung gilt auch als entsprechende Genehmigung 
(Bewilligung) nach den anderen Verwaltungsvorschriften des Bundes. Die Mit­
anwendung der Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 - WRG 1959, 
BGBI. Nr. 215, in der jeweils geltenden Fassung, bezieht sich auf folgende mit 
Errichtung, Betrieb oder Änderung der Betriebsanlage verbundene Maßnahmen: 

I. Wasserentllahmen rur Feuerlöschzwecke (§§ 9 und 10 WRG 1959); 
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Geltende Fassung: 

(2) Über Berufungen gegen im Verfahren nach Abs. 1 ergangene Bescheide des 
Landeshauptmanns entscheidet der Bundesminister flir Wirtschaft und Arbeit 

(3) Das Betriebsanlagengenehmigungsverfahren gemäß Abs. 1 ist nach Maßgabe 
einer diesbeziiglichen Vereinbarung gemäß Art. ISa Abs. 1 B-VG mit den die Anlage 
betreffenden landesrechtlichen Genehmigungs-(Bewilligungs-)Verfahren zu koordi­
nieren. In dieser Vereinbarung ist den Anlageninhabem Partei stellung bei Widmung 
bzw. Umwidmung der Betriebsflächen und der angrenzenden Flächen einzuräumen. 
Außerdem ist durch die Vereinbarung in den Raumordnungsrechten ein Schutz fur 
bestehende Betriebsanlagen, insbesondere bei der Gestaltung von Flächenwidmungen, 
vorzusehen. 

Vorgeschlagene Fassung: 

2. Erd- und Wasserwärmepumpen (§ 31c Abs. 6 WRG 1959); 
3. Abwassereinleitungen in Gewässer (§ 32 Abs.2 lit. a, bund e WRG 

1959), ausgenommen Abwassereinleitungen aus Anlagen zur Behand­
lung der in einer öffentlichen Kanalisation gesammelten Abwässer; 

4. Lagenmg von Stoffen, die zur Folge haben, dass durch Eindringen (Ver­
sickern) von Stoffen in den Boden das Grundwasser verunreinigt wird 
(§ 32 Abs. 2lit. c WRG 1959); 

5. Abwassereinleitungen in wasserrechtlich bewilligte Kanalisationsanla-
gen (§ 32b WRG 1959). 

Insbesondere sind die Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 betreffend 
Stand der Technik einschließlich der Gewährung von Ausnahmen vom Stand der 
Technik, persönliche Ladung von Parteien, Emissions- und lnunissionsbegren­
zungen sowie Überwachung jedenfalls mitanzuwenden. Über die mit­
anzuwendenden wasserrechtlichen Tatbestände ist in einem gesonderten Spruch­
punkt abzusprechen. Dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan (§ 55 Abs.4 
WRG 1959) kommt in allen Verfahren, durch die wasserwirtschaftliche Interes­
sen berührt werden, Parteistellung zur Wahrung dieser Interessen einschließlich 
der Beschwerdelegitimation vor den Gerichtshöfen öffentlichen Rechts zu. 

(2) Die Behörde hat das Betriebsanlagengenehmigungsverfahren gemäß 
Abs. 1 mit den anderen zuständigen Behörden zu koordinieren, wenn nach ande­
ren nicht gemäß Abs. 1 mitanzuwendenden Verwaltungsvorschriften eine Ge­
nehmigung, Bewilligung oder eine Anzeige zum Schutz vor Auswirkungen der 
Betriebsanlage oder zum Schutz des Erscheinungsbildes der Betriebsanlage 
erforderlich ist. 

(3) Die nach anderen Verwaltungsvorschriften des Bundes im Sinne des 
Abs. I bestehenden behördlichen Befugnisse und Aufgaben zur Überprüfung der 
Ausführung der Anlage, zur Kontrolle, zur Herstellung des gesetzmäßigen Zu­
stands, zur Gefahrenabwehr, zur nachträglichen Konsensanpassung, zur Vor­
schreibung und Durchftihrung von Maßnahmen bei Errichtung, Betrieb, Ände­
rung und Auflassung, der Wiederverleihung von Rechten sind von der Behörde, 
hinsichtlich des Wasserrechtsgesetzes 1959 nur ruf die im Abs. 1 Z I bis 6 ge­
nannten Maßnahmen, wahrzunehmen. Die Zuständigkeit des Landeshauptrnanns 
nach § 17 des Altlastensanierungsgesetzes, BGBL 299/1989, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 760/1992, bleibt unberiihrt. Die Bestimmun­
gen betreffend die allgemeine Gewässeraufsicht (§§ 130ff WRG 1959) bleiben 
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Geltende Fassung: 

(4) und (5) ... 

(6) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Bewilligungsverfahren nach dem Wasser­
rechtsgesetz 1959. Der Behörde (§§ 333, 334, 335) obliegt die Durchführung von 
wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren in erster Instanz hinsichtlich folgender mit 
Errichtung, Betrieb oder Änderung der Betriebsanlage verbundener Maßnahmen: 

1. Wasserentnahmen f11r Feuerlöschzwecke (§§ 9 und 10 WRG 1959); 
2. Ablagerung von Abfällen (§ 31b WRG 1959); 
3. Erd- und Wasserwärmepumpen (§ 31c Ahs. 6 WRG 1959); 
4. Abwassereinleitungen in Gewässer (§ 32 Abs.2 lit. a, bund e WRG 1959), 

ausgenommen Abwassereinleitungen aus Anlagen zur Behandlung der in ei­
ner öffentlichen Kanalisation gesammelten Abwässer; 

5. Lagerung von Stoffen, die zur Folge haben, dass durch Eindringen (Versi­
ckern) von Stoffen in den Boden das Grundwasser verunreinigt wird (§ 32 
Abs. 2 lit. c WRG 1959); 

6. Abwassereinleitungen in wasserrechtlich bewilligte Kanalisationsanlagen 
(§ 32b WRG 1959). 

Berufungsbehörde gegen Bescheide des Landeshauptmannes sowie sachlich in Be­
tracht kommende Oberbehörde hinsichtlich der wasserrechtlichen Bewilligungen in 
Angelegenheiten der Z I bis 6 ist der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft. 

§ 359a. In den Fä1\en, in denen bei Verfahren betreffend Betriebsanlagen in erster 
Instanz die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig ist, geht der administrative Jnstan­
zenzug bis zum Bundesminister f11r Wirtschaft und Arbeit, wenn es sich um 

I. Verfahren über ein Ansuchen um die Genehmigung der Errichtung und des 
Betriebes einer Betriebsanlage (§ 77 Abs. 1), in denen die Genehmigung von 
der Bezirksverwaltungsbehörde erteilt, vom Landeshauptmann hingegen nicht 
erteilt oder von der Bezirksverwaltungsbehörde nicht erteilt, vom Landes­
hauptmann hingegen erteilt worden ist, 

2. Verfahren über ein Ansuchen um Genehmigung der Änderung einer geneh­
migten Betriebsanlage (§ 81), in denen die Änderungsgenehmigung von der 
Bezirksverwaltungshehörde erteilt, vom LandeshauptmaJill hingegen nicht er­
teilt oder VOll der Bezirksverwaltullgsbehörde nicht erteilt, vom Landes­
hauptmann hingegen erteilt worden ist, handelt. 

Vorgeschlagene Fassung: 

unberührt. 

(4) und (5) ... 

(6) Abs. 3 ist hinsichtlich der Aufgaben und Befugnisse, die nach dem Ar­
beitsinspektionsgesetz 1993, BGBI. Nr. 27, in der jeweils geltenden Fassung den 
Arbeitsinspektionen obliegen, nicht anzuwenden. 

§ 359a. Entscheidungen in erster Instanz in Verfahren betreffend Betriebs­
anlagen können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat im jeweiligen 
Land angefochten werden. 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

§ 382 Abs. 10: 

(10) Die §§ 2 Abs. 1 Z 4 Iit. h, 74 Abs. 2 und 4, 77a Abs. 5, 8 und 9, 
79 Abs.1, 79aAbs.l, §81Abs.3, 81aZ2, 81bAbs.l, 81cAbs.l, 81d, 
84c Abs. 2, 84d Abs. 1 und 3, 84e, 84f Abs. I, 353 Z 3, 354, 356 Abs. 1, 356a 
Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2, 356b Abs. 1 bis 3 und 6, 359a und 359b Abs. I 
in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. 1 Nr. XXX, treten 
mit 1. Juli 2002 in Kraft; gleichzeitig treten die §§ 77a Abs. 6 bis 10, 334, 335 
und 335a außer Kraft. Für in diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossene Ver­
fahren betreffend Betriebsanlagen verbleibt es bei der bisherigen Rechtslage. 

Artikel 24 

Änderung des Luftrelnhaltegesetzes für Kesselanlagen 

§ 14. Behörde erster Instanz im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Bezirksver­
waltungsbehörde. Bei Dampfkesselanlagen mit einer Brennstoffwärmeleistung fiber 
150 MW und bei Dampfkesselanlagen, deren Brennstoffwärmeleistung auf Grund 
eines Antrages gemäß § 5 über 150 MW betragen soll, geht der administrative Instan­
zenzug bis zum zuständigen Bundesminister. Bei Damptkesselanlagen, die gewerbe-, 
berg- oder eisenbahnrechtlichen Bestimmungen unterliegen, ist Behörde im Sinne 
dieses Bundesgesetzes die nach diesen Bestimmungen zuständige Behörde. 

§ 16. (1) bis (5) ... : 

§ 14. (1) Behörde erster Instanz im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Be­
zirksverwaltungsbehörde. Bei Dampfkesselanlagen, die gewerbe-, berg- oder 
eisenbahnrechtlichen Bestimmungen unterliegen, ist Behörde im Sinne dieses 
Bundesgesetzes die nach diesen Bestimmungen zuständige Behörde. 

(2) Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde als zuständiger Antagenbe­
härde nach diesem Bundesgesetz können unmittelbar beim unabhängigen Ver­
waltungssenat im jeweiligen Land angefochten werden. 

§ 16. (l) bis (5) , .. : 

(6) § 14 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. I 
Nr. XXX, tritt mit 1. Juli 2002 in Kraft. In diesem Zeitpunkt anhängige Verwal­
tungsverfahren sind nach den bisherigen Bestimmungen weiter zu flihren. 
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